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Synopse zu den gesetzlichen Bestimmungen zur Einführung virtueller 
Hauptversammlungen  

Das Bundeskabinett hat am 27. April 2022 den vom Bundesjustizministerium vorgelegten Entwurf eines Gesetzes zur Einführung virtueller 
Hauptversammlungen von Aktiengesellschaften beschlossen (RegE). Am 6. Juli 2022 wurde mit Drucksache BR 20/2653 die 
Beschlussempfehlung und der Bericht des Rechtsausschusses veröffentlicht. Dem folgte am 8. Juli 2022 nach der 2. und 3. Lesung des 
Bundestags die Unterrichtung des Bundesrats über den Gesetzesbeschluss (Drucksache BR 313/22). 

Das Gesetz bezweckt eine Verstetigung der guten Erfahrungen der Praxis mit virtuellen Hauptversammlungen in Zeiten der Pandemie 
auf Basis des COVID-19-Gesetzes, das am 31. August 2022 ausläuft. Um auch in der Zeit danach virtuelle Hauptversammlungen abhalten 
zu können, soll der RegE noch vor der Sommerpause verabschiedet werden. Zwar knüpft der RegE an grundlegende Bestimmungen des 
COVID-19-Gesetzes, sieht jedoch teils deutlich andere Konzepte vor und weicht insbesondere auch stark von dem am 10. Februar 2022 
veröffentlichten Referentenentwurf (RefE) ab. Sowohl der RefE als auch der RegE waren seit ihrer Veröffentlichung Gegenstand 
intensiver Berichterstattung und juristischer Auseinandersetzung.  

Aufbau dieser Darstellung 

Diese Synopse enthält die geltenden Normen des Aktiengesetzes in der linken Spalte und die Änderungen des RefE hieran in der zweiten 
Spalte von links. Dabei sind alle im RefE vorgesehenen Änderungen im Text unterstrichen in dunkelroter Farbe. In der zweiten Spalte 
von rechts sind die Bestimmungen des RegE abgedruckt. Die übernommenen Entwurfstexte aus dem RefE sind weiterhin unterstrichen 
in dunkelroter Farbe. Soweit der RegE von dem Text des RefE abweicht, sind diese Änderungen in rot und doppelt unterstrichen 
hervorgehoben. Die teilweise im RegE nicht mehr enthaltenen Passagen im RefE sind dann durchgestrichen markiert. In der linken Spalte 
sind die final vom Gesetzgeber beschlossenen Gesetzestexte dargestellt. Soweit diese Texte weiterhin dem RegE entsprechen, sind sie 
dunkelrot und unterstrichen dargestellt. Alle erst nach dem RegE vorgenommenen Änderungen im finalen Gesetzestext sind in türkis und 
doppelt unterstrichen dargestellt, bzw. in der Spalte des RegE türkis und durchgestrichen markiert. 

Nachstehend findet sich vorangestellt ein Überblick über besonders wichtige Neuerungen für die virtuelle Hauptversammlung. 
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Wichtige Neuerungen für die virtuelle Hauptversammlung  

Ziel des Gesetzes 

 Annäherung an die bekannte Präsenzhauptversammlung mit einem vergleichbaren Dialog zwischen Aktionären und Verwaltung 

 Schaffung einer neuen Art der Hauptversammlung – losgelöst von der Hauptversammlung nach dem COVID-19-Gesetz 

 Fokussierung auf die Rechteausübung in der Hauptversammlung – Vorfeld mit weniger Relevanz 

 

Grundsätzlich Satzungsregelung erforderlich, § 118a Abs. 1 und Abs. 3 bis 5 AktG 

 Grundsätzlich ist eine Satzungsregelung für die Abhaltung einer virtuellen Hauptversammlung erforderlich; für Hauptversammlung, die bis zum 
31. August 2023 einberufen werden, ist eine Übergangsvorschrift vorgesehen, damit die HV-Saison 2023 schon virtuell auch ohne 
Satzungsbestimmung stattfinden kann 

 Satzungsregelung auf maximal fünf Jahre befristet 

 virtuelle Hauptversammlung kann alle Beschlüsse fassen, die auch eine Präsenzhauptversammlung fassen kann; NEU: Satzung kann keine 
Ausnahmen mehr vorsehen, welche Gegenstände nicht in einer virtuellen Hauptversammlung behandelt werden dürfen 

 

Aktionärsanträge in der Hauptversammlung, § 118a Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, § 126 Abs. 4 AktG 

 Fiktion der Stellung der Anträge in der Hauptversammlung für im Vorfeld geltend gemachte Anträge 

 Antrag muss nur dann nicht behandelt werden, wenn der den Antrag stellende Aktionär nicht ordnungsgemäß legitimiert bzw. zur 
Hauptversammlung angemeldet ist 

 Anträge können auch in der Hauptversammlung gestellt werden, z.B. Abwahl des Versammlungsleiters und Sonderprüfung 

 NEU: Anträge in der Hauptversammlung sind im Wege der Videokommunikation (mündlich) zu stellen 

 

Auskunftsrecht im Wege elektronischer Kommunikation, § 118a Abs. 1 Satz 1 Nr. 4, § 131 AktG 

 Vollständige Neugestaltung des Auskunftsrechts in der virtuellen Hauptversammlung im Wege elektronischer Kommunikation 

 Grundsatz: Beantwortung von Fragen durch den Vorstand in der Hauptversammlung 

 Einreichung von Fragen im Vorfeld nur optional; Entscheidung über Zulassung obliegt Vorstand. Dieser kann entscheiden, dass Fragen bis zu 
drei Tage vor dem Tag der Hauptversammlung elektronisch einzureichen sind. Solche Fragen sind spätestens einen Tag vor der HV zu 
beantworten und die Antworten bei börsennotierten Gesellschaften auf der (frei zugänglichen) Website zu veröffentlichen  
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 Der Umfang dieser vorab eingereichten Fragen kann in der Einberufung angemessen beschränkt werden. Erfolgt die Veröffentlichung auf der 
Website, kann in der Hauptversammlung die Auskunft verweigert werden 

 Jeder elektronisch zugeschaltete Aktionär hat ein Nachfragerecht zu vor und in der Hauptversammlung gegebenen Antworten des Vorstands 
("Über-Kreuz-Fragen"); NEU: nicht mehr zu (i) allen vorab eingereichten Fragen und nicht mehr (ii) zu in Redebeiträgen in der 
Hauptversammlung live gestellten Fragen 

 Fragen zu Sachverhalten, die sich nach der vorgesehenen Frageneinreichungsfrist ereignet haben, sind zu beantworten  

 NEU: Entfallen ist die im RegE vorgesehene Pflicht der Beantwortung von weiteren Fragen, die bis spätestens drei Tage vor der Versammlung 
hätten gestellt werden können, sofern dies innerhalb des angemessenen Zeitraums der Versammlung möglich ist 

 Der Versammlungsleiter kann festlegen, dass das Auskunftsrecht in der Hauptversammlung im Wege der Videokommunikation ausgeübt 
werden muss  

 

Bericht des Vorstands, § 118a Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 AktG 

 NEU: Veröffentlichungspflicht nur, wenn Vorstand von der Vorabeinreichung von Fragen nach § 131 Abs. 1a Satz 1 AktG Gebrauch macht 

 Dann: sieben Tage vor der Hauptversammlung zugänglich zu machen 

 gesetzliche Definition fehlt, was mit Bericht des Vorstands gemeint ist 

 

Stellungnahmen, § 118a Abs. 1 Satz 1 Nr. 6, § 130a Abs. 1 bis 4 AktG 

 Recht zur Einreichung von Stellungnahmen bis spätestens fünf Tage vor der Hauptversammlung 

 Form der Stellungnahme im Gesetz nicht beschränkt, denkbar Textform, aber auch Videoformat  

 Zugänglichmachung der Stellungnahmen bis spätestens vier Tage vor der Hauptversammlung 

 NEU: Recht zur Einreichung kann auf ordnungsgemäß zur Versammlung angemeldete Aktionäre begrenzt werden und Pflicht zur 
Zugänglichmachung kann auf ordnungsgemäß zur Versammlung angemeldete Aktionäre beschränkt werden 

 NEU: Stellungnahmen können auch im HV-Portal zugänglich gemacht werden 

 

Rederecht, § 118a Abs. 1 Satz 1 Nr. 7, § 130a Abs. 5 und 6 AktG 

 den elektronisch zugeschalteten Aktionären ist ein Rederecht per Videokommunikation zu gewähren; Anmeldung für Redebeitrag in der 
Hauptversammlung ("virtueller Wortmeldetisch") 

 Beschränkungsmöglichkeiten (wie noch im RefE vorgesehen) entfallen  
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 Im Rahmen des Live-Redebeitrags dürfen Auskunftsverlangen, Nachfragen und weitere Fragen gestellt werden; NEU: Ausdrücklich auch 
Anträge und Wahlvorschläge können im Rahmen des Rederechts gestellt werden 

 NEU: Die Gesellschaft kann sich in der Einberufung vorbehalten, die Funktionsfähigkeit der Videokommunikation in der Versammlung vor dem 
Redebeitrag zu überprüfen und Redebeitrag bei mangelnder Sicherstellung zurückzuweisen 

 

Freigabeverfahren, § 246a AktG 

 Das Freigabeverfahren wird auf Anfechtungen von Beschlüssen zur Satzungsänderung zur Einführung der virtuellen Hauptversammlung 
erstreckt 
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Ihre Ansprechpartner  
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Artikel 2 
Änderung des Aktiengesetzes 
 

Bisherige Rechtslage  Bestimmungen nach dem RefE  Neue Rechtslage nach dem 
RegE 

 
Gesetzesbeschluss Deutscher 
Bundestag vom 8. Juli 2022 

§ 67f Kosten; 
Verordnungsermächtigung 

 § 67f Kosten; 
Verordnungsermächtigung 

 § 67f Kosten; 
Verordnungsermächtigung 

 
§ 67f Kosten; 
Verordnungsermächtigung 

(1) 1Vorbehaltlich der Regelungen in 
Satz 2 trägt die Gesellschaft die 
Kosten für die nach den §§ 67a 
bis 67d, auch in Verbindung mit 
§ 125 Absatz 1, 2 und 5, und 
nach § 118 Absatz 1 Satz 3 bis 5 
sowie Absatz 2 Satz 2 
notwendigen Aufwendungen der 
Intermediäre, soweit diese auf 
Methoden beruhen, die dem 
jeweiligen Stand der Technik 
entsprechen. 2Die folgenden 
Kosten sind hiervon 
ausgenommen: 

(1) 1Vorbehaltlich der Regelungen in 
Satz 2 trägt die Gesellschaft die 
Kosten für die nach den §§ 67a 
bis 67d, auch in Verbindung mit § 
125 Absatz 1, 2 und 5, und nach 
§ 118 Absatz 1 Satz 3 bis 5 sowie 
Absatz 2 Satz 2 und § 118a 
Absatz 1 Satz 4 notwendigen 
Aufwendungen der Intermediäre, 
soweit diese auf Methoden 
beruhen, die dem jeweiligen 
Stand der Technik entsprechen. 
2Die folgenden Kosten sind 
hiervon ausgenommen: 

(1) 1Vorbehaltlich der Regelungen in 
Satz 2 trägt die Gesellschaft die 
Kosten für die nach den §§ 67a 
bis 67d, auch in Verbindung mit § 
125 Absatz 1, 2 und 5, und nach 
§ 118 Absatz 1 Satz 3 bis 5 sowie 
Absatz 2 Satz 2 und § 118a 
Absatz 1 Satz 5 notwendigen 
Aufwendungen der Intermediäre, 
soweit diese auf Methoden 
beruhen, die dem jeweiligen 
Stand der Technik entsprechen. 
2Die folgenden Kosten sind 
hiervon ausgenommen: 

(1) 1Vorbehaltlich der 
Regelungen in Satz 2 trägt die 
Gesellschaft die Kosten für die 
nach den §§ 67a bis 67d, auch 
in Verbindung mit § 125 
Absatz 1, 2 und 5, und nach § 
118 Absatz 1 Satz 3 bis 5 
sowie Absatz 2 Satz 2 und § 
118a Absatz 1 Satz 4 
notwendigen Aufwendungen 
der Intermediäre, soweit diese 
auf Methoden beruhen, die 
dem jeweiligen Stand der 
Technik entsprechen. 2Die 
folgenden Kosten sind hiervon 
ausgenommen: 

1. die Kosten für die 
notwendigen Aufwendungen 
der Letztintermediäre für die 
nichtelektronische 
Übermittlung von 
Informationen an den 
Aktionär gemäß § 67b 
Absatz 1 Satz 1 und 

1. die Kosten für die 
notwendigen Aufwendungen 
der Letztintermediäre für die 
nichtelektronische 
Übermittlung von 
Informationen an den 
Aktionär gemäß § 67b 
Absatz 1 Satz 1 und 

1. die Kosten für die 
notwendigen Aufwendungen 
der Letztintermediäre für die 
nichtelektronische 
Übermittlung von 
Informationen an den 
Aktionär gemäß § 67b 
Absatz 1 Satz 1 und 

1. die Kosten für die 
notwendigen 
Aufwendungen der 
Letztintermediäre für die 
nichtelektronische 
Übermittlung von 
Informationen an den 
Aktionär gemäß § 67b 
Absatz 1 Satz 1 und 
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2. bei der Gesellschaft, die 
Namensaktien ausgegeben 
hat, die Kosten für die 
notwendigen Aufwendungen 
der Intermediäre für die 
Übermittlung und 
Weiterleitung von 
Informationen vom im 
Aktienregister 
eingetragenen Intermediär 
an den Aktionär nach § 125 
Absatz 2 und 5 in 
Verbindung mit den §§ 67a 
und 67b. 

2. bei der Gesellschaft, die 
Namensaktien ausgegeben 
hat, die Kosten für die 
notwendigen Aufwendungen 
der Intermediäre für die 
Übermittlung und 
Weiterleitung von 
Informationen vom im 
Aktienregister 
eingetragenen Intermediär 
an den Aktionär nach § 125 
Absatz 2 und 5 in 
Verbindung mit den §§ 67a 
und 67b. 

2. bei der Gesellschaft, die 
Namensaktien ausgegeben 
hat, die Kosten für die 
notwendigen Aufwendungen 
der Intermediäre für die 
Übermittlung und 
Weiterleitung von 
Informationen vom im 
Aktienregister eingetragenen 
Intermediär an den Aktionär 
nach § 125 Absatz 2 und 5 in 
Verbindung mit den §§ 67a 
und 67b. 

2. bei der Gesellschaft, die 
Namensaktien 
ausgegeben hat, die 
Kosten für die 
notwendigen 
Aufwendungen der 
Intermediäre für die 
Übermittlung und 
Weiterleitung von 
Informationen vom im 
Aktienregister 
eingetragenen 
Intermediär an den 
Aktionär nach § 125 
Absatz 2 und 5 in 
Verbindung mit den §§ 
67a und 67b. 

3Die Intermediäre legen die 
Entgelte für die Aufwendungen 
für jede Dienstleistung, die nach 
den §§ 67a bis 67e, § 118 Absatz 
1 Satz 3 bis 5 sowie Absatz 2 
Satz 2, § 125 Absatz 1 Satz 1, 
Absatz 2 und 5 und § 129 Absatz 
5 erbracht wird, offen. 4Die 
Offenlegung erfolgt getrennt 
gegenüber der Gesellschaft und 
denjenigen Aktionären, für die 
sie die Dienstleistung erbringen. 
5Unterschiede zwischen den 
Entgelten für die Ausübung von 
Rechten im Inland und in 
grenzüberschreitenden Fällen 
sind nur zulässig, wenn sie 
gerechtfertigt sind und den 
Unterschieden bei den 
tatsächlichen Kosten, die für die 

3Die Intermediäre legen die 
Entgelte für die Aufwendungen 
für jede Dienstleistung, die nach 
den §§ 67a bis 67e, § 118 Absatz 
1 Satz 3 bis 5 sowie Absatz 2 
Satz 2, § 118a Absatz 1 Satz 4, 
§ 125 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 
und 5 und § 129 Absatz 5 
erbracht wird, offen. 4Die 
Offenlegung erfolgt getrennt 
gegenüber der Gesellschaft und 
denjenigen Aktionären, für die 
sie die Dienstleistung erbringen. 
5Unterschiede zwischen den 
Entgelten für die Ausübung von 
Rechten im Inland und in 
grenzüberschreitenden Fällen 
sind nur zulässig, wenn sie 
gerechtfertigt sind und den 
Unterschieden bei den 
tatsächlichen Kosten, die für die 

3Die Intermediäre legen die 
Entgelte für die Aufwendungen 
für jede Dienstleistung, die nach 
den §§ 67a bis 67e, § 118 Absatz 
1 Satz 3 bis 5 sowie Absatz 2 
Satz 2, § 118a Absatz 1 Satz 5, 
§ 125 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 
und 5 und § 129 Absatz 5 
erbracht wird, offen. 4Die 
Offenlegung erfolgt getrennt 
gegenüber der Gesellschaft und 
denjenigen Aktionären, für die sie 
die Dienstleistung erbringen. 
5Unterschiede zwischen den 
Entgelten für die Ausübung von 
Rechten im Inland und in 
grenzüberschreitenden Fällen 
sind nur zulässig, wenn sie 
gerechtfertigt sind und den 
Unterschieden bei den 
tatsächlichen Kosten, die für die 

3Die Intermediäre legen die 
Entgelte für die 
Aufwendungen für jede 
Dienstleistung, die nach den 
§§ 67a bis 67e, § 118 Absatz 
1 Satz 3 bis 5 sowie Absatz 2 
Satz 2, § 118a Absatz 1 Satz 
4, § 125 Absatz 1 Satz 1, 
Absatz 2 und 5 und § 129 
Absatz 5 erbracht wird, offen. 
4Die Offenlegung erfolgt 
getrennt gegenüber der 
Gesellschaft und denjenigen 
Aktionären, für die sie die 
Dienstleistung erbringen. 
5Unterschiede zwischen den 
Entgelten für die Ausübung 
von Rechten im Inland und in 
grenzüberschreitenden Fällen 
sind nur zulässig, wenn sie 
gerechtfertigt sind und den 
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Erbringung der Dienstleistungen 
entstanden sind, entsprechen. 

Erbringung der Dienstleistungen 
entstanden sind, entsprechen. 

Erbringung der Dienstleistungen 
entstanden sind, entsprechen. 

Unterschieden bei den 
tatsächlichen Kosten, die für 
die Erbringung der 
Dienstleistungen entstanden 
sind, entsprechen. 

(2) Unbeschadet sonstiger 
Regelungen nach diesem 
Gesetz sind für die Pflichten 
nach den §§ 67a bis 67e, 125 
Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 und 5 
sowie für die Bestätigungen 
nach § 118 Absatz 1 Satz 3 bis 5 
sowie Absatz 2 Satz 2 und § 129 
Absatz 5 die Anforderungen der 
Durchführungsverordnung (EU) 
2018/1212 zu beachten. 

(2) Unbeschadet sonstiger 
Regelungen nach diesem 
Gesetz sind für die Pflichten 
nach den §§ 67a bis 67e, 125 
Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 und 5 
sowie für die Bestätigungen nach 
§ 118 Absatz 1 Satz 3 bis 5 sowie 
Absatz 2 Satz 2, § 118a Absatz 1 
Satz 4 und § 129 Absatz 5 die 
Anforderungen der 
Durchführungsverordnung (EU) 
2018/1212 zu beachten. 

(2) Unbeschadet sonstiger 
Regelungen nach diesem Gesetz 
sind für die Pflichten nach den §§ 
67a bis 67e, 125 Absatz 1 Satz 1, 
Absatz 2 und 5 sowie für die 
Bestätigungen nach § 118 
Absatz 1 Satz 3 bis 5 sowie 
Absatz 2 Satz 2, § 118a Absatz 1 
Satz 5 und § 129 Absatz 5 die 
Anforderungen der 
Durchführungsverordnung (EU) 
2018/1212 zu beachten. 

(2) Unbeschadet sonstiger 
Regelungen nach diesem 
Gesetz sind für die Pflichten 
nach den §§ 67a bis 67e, 125 
Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 und 
5 sowie für die Bestätigungen 
nach § 118 Absatz 1 Satz 3 bis 
5 sowie Absatz 2 Satz 2, § 
118a Absatz 1 Satz 4 und § 
129 Absatz 5 die 
Anforderungen der 
Durchführungsverordnung 
(EU) 2018/1212 zu beachten. 

(3) 1Das Bundesministerium der 
Justiz und für Verbraucherschutz 
wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie und dem 
Bundesministerium der 
Finanzen durch 
Rechtsverordnung die 
Einzelheiten für den Ersatz von 
Aufwendungen der Intermediäre 
durch die Gesellschaft für die 
folgenden Handlungen zu 
regeln: 

(3) 1Das Bundesministerium der 
Justiz und für Verbraucherschutz 
wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie und dem 
Bundesministerium der Finanzen 
durch Rechtsverordnung die 
Einzelheiten für den Ersatz von 
Aufwendungen der Intermediäre 
durch die Gesellschaft für die 
folgenden Handlungen zu regeln: 

(3) 1Das Bundesministerium der 
Justiz und für Verbraucherschutz 
wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie und dem 
Bundesministerium der Finanzen 
durch Rechtsverordnung die 
Einzelheiten für den Ersatz von 
Aufwendungen der Intermediäre 
durch die Gesellschaft für die 
folgenden Handlungen zu regeln: 

(3) 1Das Bundesministerium der 
Justiz und für 
Verbraucherschutz wird 
ermächtigt, im Einvernehmen 
mit dem Bundesministerium 
für Wirtschaft und Energie und 
dem Bundesministerium der 
Finanzen durch 
Rechtsverordnung die 
Einzelheiten für den Ersatz 
von Aufwendungen der 
Intermediäre durch die 
Gesellschaft für die folgenden 
Handlungen zu regeln. 

1. die Übermittlung der 
Angaben gemäß § 67 
Absatz 4, 

1. die Übermittlung der 
Angaben gemäß § 67 Absatz 
4, 

1. die Übermittlung der 
Angaben gemäß § 67 Absatz 
4, 

1. die Übermittlung der 
Angaben gemäß § 67 
Absatz 4, 
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2. die Übermittlung und 
Weiterleitung von 
Informationen und 
Mitteilungen gemäß den §§ 
67a bis 67d, 118 Absatz 1 
Satz 3 bis 5 sowie Absatz 2 
Satz 2 und § 129 Absatz 5 
und 

2. die Übermittlung und 
Weiterleitung von 
Informationen und 
Mitteilungen gemäß den §§ 
67a bis 67d, 118 Absatz 1 
Satz 3 bis 5 sowie Absatz 2 
Satz 2, § 118a Absatz 1 Satz 
4 und § 129 Absatz 5 und 

2. die Übermittlung und 
Weiterleitung von 
Informationen und 
Mitteilungen gemäß den §§ 
67a bis 67d, 118 Absatz 1 
Satz 3 bis 5 sowie Absatz 2 
Satz 2, § 118a Absatz 1 Satz 
5 und § 129 Absatz 5 und 

2. die Übermittlung und 
Weiterleitung von 
Informationen und 
Mitteilungen gemäß den 
§§ 67a bis 67d, 118 
Absatz 1 Satz 3 bis 5 
sowie Absatz 2 Satz 2, § 
118a Absatz 1 Satz 4 und 
§ 129 Absatz 5 und 

3. die Vervielfältigung, 
Übermittlung und 
Weiterleitung der 
Mitteilungen gemäß § 125 
Absatz 1, 2 und 5 in 
Verbindung mit den §§ 67a 
und 67b. 

3. die Vervielfältigung, 
Übermittlung und 
Weiterleitung der 
Mitteilungen gemäß § 125 
Absatz 1, 2 und 5 in 
Verbindung mit den §§ 67a 
und 67b. 

3. die Vervielfältigung, 
Übermittlung und 
Weiterleitung der Mitteilungen 
gemäß § 125 Absatz 1, 2 und 
5 in Verbindung mit den §§ 
67a und 67b. 

3. die Vervielfältigung, 
Übermittlung und 
Weiterleitung der 
Mitteilungen gemäß § 125 
Absatz 1, 2 und 5 in 
Verbindung mit den §§ 67a 
und 67b. 

  […] 

§ 118a Virtuelle 
Hauptversammlung 

 […] 

§ 118a Virtuelle 
Hauptversammlung 

 […] 

§ 118a Virtuelle 
Hauptversammlung 

 (1) 1Die Satzung kann vorsehen oder 
den Vorstand dazu ermächtigen 
vorzusehen, dass die 
Versammlung ohne physische 
Präsenz der Aktionäre oder ihrer 
Bevollmächtigten am Ort der 
Hauptversammlung abgehalten 
wird (virtuelle 
Hauptversammlung). 2Wird eine 
virtuelle Hauptversammlung 
abgehalten, sind die folgenden 
Voraussetzungen einzuhalten: 

(1) 1Die Satzung kann vorsehen oder 
den Vorstand dazu ermächtigen 
vorzusehen, dass die 
Versammlung ohne physische 
Präsenz der Aktionäre oder ihrer 
Bevollmächtigten am Ort der 
Hauptversammlung abgehalten 
wird (virtuelle 
Hauptversammlung). 2Die 
Satzung kann zudem bestimmte 
Gegenstände vorsehen, die nicht 
in einer virtuellen 
Hauptversammlung behandelt 
werden dürfen. 3Wird eine 
virtuelle Hauptversammlung 

(1) 1Die Satzung kann vorsehen 
oder den Vorstand dazu 
ermächtigen vorzusehen, dass 
die Versammlung ohne 
physische Präsenz der 
Aktionäre oder ihrer 
Bevollmächtigten am Ort der 
Hauptversammlung 
abgehalten wird (virtuelle 
Hauptversammlung). 2Wird 
eine virtuelle 
Hauptversammlung 
abgehalten, sind die folgenden 
Voraussetzungen einzuhalten: 
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abgehalten, sind die folgenden 
Voraussetzungen einzuhalten: 

 1. die gesamte Versammlung 
wird mit Bild und Ton 
übertragen, 

1. die gesamte Versammlung 
wird mit Bild und Ton 
übertragen, 

1. die gesamte Versammlung 
wird mit Bild und Ton 
übertragen, 

 2. die Stimmrechtsausübung 
der Aktionäre ist im Wege 
elektronischer 
Kommunikation, namentlich 
über elektronische Teilnahme 
oder elektronische Briefwahl, 
sowie Vollmachtserteilung 
möglich, 

2. die Stimmrechtsausübung 
der Aktionäre ist im Wege 
elektronischer 
Kommunikation, namentlich 
über elektronische Teilnahme 
oder elektronische Briefwahl, 
sowie über 
Vollmachtserteilung möglich, 

2. die Stimmrechtsausübung 
der Aktionäre ist im Wege 
elektronischer 
Kommunikation, 
namentlich über 
elektronische Teilnahme 
oder elektronische 
Briefwahl, sowie über 
Vollmachtserteilung 
möglich, 

 3. den Aktionären wird das 
Recht eingeräumt, Anträge, 
die keine Gegenanträge nach 
§ 126 sind, im Wege 
elektronischer 
Kommunikation in der 
Versammlung zu stellen, 

3. den elektronisch zu der 
Versammlung zugeschalteten 
Aktionären wird das Recht 
eingeräumt, Anträge und 
Wahlvorschläge im Wege 
elektronischer 
Kommunikation in der 
Versammlung zu stellen, 

3. den elektronisch zu der 
Versammlung 
zugeschalteten Aktionären 
wird das Recht 
eingeräumt, Anträge und 
Wahlvorschläge im Wege 
der Videokommunikation 
in der Versammlung zu 
stellen,  

 4. den Aktionären wird ein 
Auskunftsrecht nach § 131 im 
Wege elektronischer 
Kommunikation eingeräumt, 

4. den Aktionären wird ein 
Auskunftsrecht nach § 131 im 
Wege elektronischer 
Kommunikation eingeräumt, 

4. den Aktionären wird ein 
Auskunftsrecht nach § 131 
im Wege elektronischer 
Kommunikation 
eingeräumt, 

 5. den Aktionären wird der 
Bericht des Vorstands oder 
dessen wesentlicher Inhalt 
bis spätestens sechs Tage 

5. den Aktionären wird der 
Bericht des Vorstands oder 
dessen wesentlicher Inhalt bis 
spätestens sieben Tage vor 

5. den Aktionären wird, 
sofern der Vorstand von 
der Möglichkeit des § 131 
Absatz 1a Satz 1 
Gebraucht macht, der 
Bericht des Vorstands oder 
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vor der Versammlung 
zugänglich gemacht, 

der Versammlung zugänglich 
gemacht, 

dessen wesentlicher Inhalt 
bis spätestens sieben 
Tage vor der 
Versammlung zugänglich 
gemacht, 

 6. den Aktionären wird das 
Recht eingeräumt, 
Stellungnahmen nach § 130a 
Absatz 1 bis 3 und 8 im Wege 
elektronischer 
Kommunikation einzureichen, 

6. den Aktionären wird das 
Recht eingeräumt, 
Stellungnahmen nach § 130a 
Absatz 1 bis 4 im Wege 
elektronischer 
Kommunikation einzureichen, 

6. den Aktionären wird das 
Recht eingeräumt, 
Stellungnahmen nach § 
130a Absatz 1 bis 4 im 
Wege elektronischer 
Kommunikation 
einzureichen, 

 7. den Aktionären wird eine 
Redemöglichkeit in der 
Versammlung im Wege der 
Videokommunikation nach § 
130a Absatz 4 bis 8 
eingeräumt, 

7. den elektronisch zu der 
Versammlung zugeschalteten 
Aktionären wird ein 
Rederecht in der 
Versammlung im Wege der 
Videokommunikation nach § 
130a Absatz 5 eingeräumt, 

7. den elektronisch zu der 
Versammlung 
zugeschalteten Aktionären 
wird ein Rederecht in der 
Versammlung im Wege 
der Videokommunikation 
nach § 130a Absatz 5 und 
6 eingeräumt, 

 8. den Aktionären wird eine 
Möglichkeit zum Widerspruch 
gegen einen Beschluss der 
Hauptversammlung im Wege 
elektronischer 
Kommunikation eingeräumt. 

8. den elektronisch zu der 
Versammlung zugeschalteten 
Aktionären wird ein Recht 
zum Widerspruch gegen 
einen Beschluss der 
Hauptversammlung im Wege 
elektronischer 
Kommunikation eingeräumt. 

8. den elektronisch zu der 
Versammlung 
zugeschalteten Aktionären 
wird ein Recht zum 
Widerspruch gegen einen 
Beschluss der 
Hauptversammlung im 
Wege elektronischer 
Kommunikation 
eingeräumt. 

 3Für die Fristberechnung nach 
Satz 2 Nummer 5 gilt § 121 
Absatz 7; bei börsennotierten 
Gesellschaften hat das 
Zugänglichmachen über die 
Internetseite der Gesellschaft zu 

3Für die Fristberechnung nach 
Satz 3 Nummer 5 gilt § 121 
Absatz 7; bei börsennotierten 
Gesellschaften hat das 
Zugänglichmachen über die 
Internetseite der Gesellschaft zu 

3Für die Fristberechnung nach 
Satz 2 Nummer 5 gilt § 121 
Absatz 7; bei börsennotierten 
Gesellschaften hat das 
Zugänglichmachen über die 
Internetseite der Gesellschaft 
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erfolgen. § 118 Absatz 1 Satz 3 
und 4 sowie § 67a Absatz 2 Satz 
1 und Absatz 3 gelten 
entsprechend. 

erfolgen. § 118 Absatz 1 Satz 3 
und 4 sowie § 67a Absatz 2 Satz 
1 und Absatz 3 gelten 
entsprechend. 

zu erfolgen. 4§ 118 Absatz 1 
Satz 3 und 4 sowie § 67a 
Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 
gelten entsprechend. 

 (2) 1Am Ort der Hauptversammlung 
haben teilzunehmen: 

(2) 1Die Mitglieder des Vorstands 
sollen am Ort der 
Hauptversammlung teilnehmen. 
2Gleiches gilt für die Mitglieder 
des Aufsichtsrats, sofern deren 
Teilnahme nicht nach § 118 
Absatz 3 Satz 2 im Wege der Bild- 
und Tonübertragung erfolgen 
darf. 3Der Versammlungsleiter 
und in den Fällen des § 176 
Absatz 2 Satz 1 und 2 der 
Abschlussprüfer haben am Ort 
der Hauptversammlung 
teilzunehmen. 4Ein von der 
Gesellschaft nach § 134 Absatz 3 
Satz 5 benannter 
Stimmrechtsvertreter kann am Ort 
der Hauptversammlung 
teilnehmen. 

(2) 1Die Mitglieder des Vorstands 
sollen am Ort der 
Hauptversammlung 
teilnehmen. 2Gleiches gilt für 
die Mitglieder des 
Aufsichtsrats, sofern deren 
Teilnahme nicht nach § 118 
Absatz 3 Satz 2 im Wege der 
Bild- und Tonübertragung 
erfolgen darf. 3Der 
Versammlungsleiter und in den 
Fällen des § 176 Absatz 2 Satz 
1 und 2 der Abschlussprüfer 
haben am Ort der 
Hauptversammlung 
teilzunehmen. 4Ein von der 
Gesellschaft nach § 134 
Absatz 3 Satz 5 benannter 
Stimmrechtsvertreter kann am 
Ort der Hauptversammlung 
teilnehmen. 

 1. die Mitglieder des Vorstands,  
 

 2. die Mitglieder des 
Aufsichtsrats, sofern deren 
Teilnahme nicht nach § 118 
Absatz 3 Satz 2 im Wege der 
Bild- und Tonübertragung 
erfolgen darf, 

  

 3. der Versammlungsleiter und   
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 4. der Abschlussprüfer in den 
Fällen des § 176 Absatz 2 
Satz 1 und 2. 

  

 2Ein von der Gesellschaft nach § 
134 Absatz 3 Satz 5 benannter 
Stimmrechtsvertreter kann am Ort 
der Hauptversammlung 
teilnehmen. 

  

 (3) Eine Bestimmung in der Satzung 
nach Absatz 1 Satz 1, die die 
virtuelle Hauptversammlung 
vorsieht, muss befristet werden. 
Virtuelle Hauptversammlungen 
dürfen nach solch einer 
Bestimmung für einen Zeitraum 
von längstens fünf Jahren nach 
Eintragung der Gesellschaft 
vorgesehen werden. 

(3) Eine Bestimmung in der Satzung 
nach Absatz 1 Satz 1, die die 
virtuelle Hauptversammlung 
vorsieht, muss befristet werden. 
Virtuelle Hauptversammlungen 
dürfen nach solch einer 
Bestimmung für einen Zeitraum 
von längstens fünf Jahren nach 
Eintragung der Gesellschaft 
vorgesehen werden. 

(3) Eine Bestimmung in der 
Satzung nach Absatz 1 Satz 1, 
die die Abhaltung virtueller 
Hauptversammlungen 
vorsieht, muss befristet 
werden. Die Abhaltung 
virtueller 
Hauptversammlungen darf in  
einer solchen Bestimmung für 
einen Zeitraum von längstens 
fünf Jahren nach Eintragung 
der Gesellschaft vorgesehen 
werden. 

 (4) Eine Ermächtigung des 
Vorstands durch die Satzung 
nach Absatz 1 Satz 1, die virtuelle 
Hauptversammlung vorzusehen, 
muss befristet werden. Sie kann 
für einen Zeitraum von längstens 
fünf Jahren nach Eintragung der 
Gesellschaft erteilt werden. 

(4) Eine Ermächtigung des Vorstands 
durch die Satzung nach Absatz 1 
Satz 1, die virtuelle 
Hauptversammlung vorzusehen, 
muss befristet werden. Sie kann 
für einen Zeitraum von längstens 
fünf Jahren nach Eintragung der 
Gesellschaft erteilt werden. 

(4) Eine Ermächtigung des 
Vorstands durch die Satzung 
nach Absatz 1 Satz 1, die 
Abhaltung virtueller 
Hauptversammlungen 
vorzusehen, muss befristet 
werden. Sie kann für einen 
Zeitraum von längstens fünf 
Jahren nach Eintragung der 
Gesellschaft erteilt werden. 

 (5) Werden nach Absatz 1 Satz 1 
getroffene Bestimmungen oder 
Ermächtigungen durch 
Satzungsänderung geschaffen, 

(5) Werden nach Absatz 1 Satz 1 
getroffene Bestimmungen oder 
Ermächtigungen durch 
Satzungsänderung geschaffen, 

(5) Werden nach Absatz 1 Satz 1 
getroffene Bestimmungen oder 
Ermächtigungen durch 
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Satzungsänderung 
geschaffen, 

 1. darf die Bestimmung die 
virtuelle Hauptversammlung 
bis zu einem Zeitraum von 
längstens fünf Jahren nach 
Eintragung der 
Satzungsänderung vorsehen 
und  

1. darf die Bestimmung die 
virtuelle Hauptversammlung 
bis zu einem Zeitraum von 
längstens fünf Jahren nach 
Eintragung der 
Satzungsänderung vorsehen 
und  

1. darf die Bestimmung die 
Abhaltung virtueller 
Hauptversammlungen bis 
zu einem Zeitraum von 
längstens fünf Jahren nach 
Eintragung der 
Satzungsänderung 
vorsehen und 

 2. kann die Ermächtigung des 
Vorstands für einen Zeitraum 
von längstens fünf Jahren 
nach Eintragung der 
Satzungsänderung erteilt 
werden. 

2. kann die Ermächtigung des 
Vorstands für einen Zeitraum 
von längstens fünf Jahren 
nach Eintragung der 
Satzungsänderung erteilt 
werden. 

2. kann die Ermächtigung 
des Vorstands für einen 
Zeitraum von längstens 
fünf Jahren nach 
Eintragung der 
Satzungsänderung erteilt 
werden. 

 (6) Bestimmt dieses oder ein anderes 
Gesetz, dass Unterlagen in der 
Hauptversammlung zugänglich 
zu machen sind, so sind die 
Unterlagen den der 
Hauptversammlung elektronisch 
zugeschalteten Aktionären 
während des Zeitraums der 
Versammlung über die 
Internetseite der Gesellschaft 
zugänglich zu machen. 

(6) Bestimmt dieses oder ein anderes 
Gesetz, dass Unterlagen in der 
Hauptversammlung zugänglich zu 
machen sind, so sind die 
Unterlagen den der 
Hauptversammlung elektronisch 
zugeschalteten Aktionären 
während des Zeitraums der 
Versammlung über die 
Internetseite der Gesellschaft 
oder eine über diese zugängliche 
Internetseite eines Dritten 
zugänglich zu machen. 

(6) Bestimmt dieses oder ein 
anderes Gesetz, dass 
Unterlagen in der 
Hauptversammlung zugänglich 
zu machen sind, so sind die 
Unterlagen den der 
Hauptversammlung 
elektronisch zugeschalteten 
Aktionären während des 
Zeitraums der Versammlung 
über die Internetseite der 
Gesellschaft oder eine über 
diese zugängliche Internetseite 
eines Dritten zugänglich zu 
machen. 
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[…] 

Einberufung der 
Hauptversammlung 

§ 121 Allgemeines 

 […] 

Einberufung der 
Hauptversammlung 

§ 121 Allgemeines 

 […] 

Einberufung der 
Hauptversammlung 

§ 121 Allgemeines 

 […] 

Einberufung der 
Hauptversammlung 

§ 121 Allgemeines 

(1) Die Hauptversammlung ist in den 
durch Gesetz oder Satzung 
bestimmten Fällen sowie dann 
einzuberufen, wenn das Wohl der 
Gesellschaft es fordert. 

(1) Die Hauptversammlung ist in den 
durch Gesetz oder Satzung 
bestimmten Fällen sowie dann 
einzuberufen, wenn das Wohl der 
Gesellschaft es fordert. 

(1) Die Hauptversammlung ist in den 
durch Gesetz oder Satzung 
bestimmten Fällen sowie dann 
einzuberufen, wenn das Wohl der 
Gesellschaft es fordert. 

(1) Die Hauptversammlung ist in 
den durch Gesetz oder 
Satzung bestimmten Fällen 
sowie dann einzuberufen, 
wenn das Wohl der 
Gesellschaft es fordert. 

(2) 1Die Hauptversammlung wird 
durch den Vorstand einberufen, 
der darüber mit einfacher 
Mehrheit beschließt. 2Personen, 
die in das Handelsregister als 
Vorstand eingetragen sind, gelten 
als befugt. 3Das auf Gesetz oder 
Satzung beruhende Recht 
anderer Personen, die 
Hauptversammlung 
einzuberufen, bleibt unberührt. 

(2) 1Die Hauptversammlung wird 
durch den Vorstand einberufen, 
der darüber mit einfacher 
Mehrheit beschließt. 2Personen, 
die in das Handelsregister als 
Vorstand eingetragen sind, gelten 
als befugt. 3Das auf Gesetz oder 
Satzung beruhende Recht 
anderer Personen, die 
Hauptversammlung 
einzuberufen, bleibt unberührt. 

(2) 1Die Hauptversammlung wird 
durch den Vorstand einberufen, 
der darüber mit einfacher 
Mehrheit beschließt. 2Personen, 
die in das Handelsregister als 
Vorstand eingetragen sind, gelten 
als befugt. 3Das auf Gesetz oder 
Satzung beruhende Recht 
anderer Personen, die 
Hauptversammlung einzuberufen, 
bleibt unberührt. 

(2) 1Die Hauptversammlung wird 
durch den Vorstand 
einberufen, der darüber mit 
einfacher Mehrheit beschließt. 
2Personen, die in das 
Handelsregister als Vorstand 
eingetragen sind, gelten als 
befugt. 3Das auf Gesetz oder 
Satzung beruhende Recht 
anderer Personen, die 
Hauptversammlung 
einzuberufen, bleibt unberührt. 

(3) 1Die Einberufung muss die Firma, 
den Sitz der Gesellschaft sowie 
Zeit und Ort der 
Hauptversammlung enthalten. 
2Zudem ist die Tagesordnung 
anzugeben. 3Bei börsennotierten 
Gesellschaften hat der Vorstand 
oder, wenn der Aufsichtsrat die 
Versammlung einberuft, der 
Aufsichtsrat in der Einberufung 
ferner anzugeben: 

(3) 1Die Einberufung muss die Firma, 
den Sitz der Gesellschaft sowie 
Zeit und Ort der 
Hauptversammlung enthalten. 
2Zudem ist die Tagesordnung 
anzugeben. 3Bei börsennotierten 
Gesellschaften hat der Vorstand 
oder, wenn der Aufsichtsrat die 
Versammlung einberuft, der 
Aufsichtsrat in der Einberufung 
ferner anzugeben: 

(3) 1Die Einberufung muss die Firma, 
den Sitz der Gesellschaft sowie 
Zeit und Ort der 
Hauptversammlung enthalten. 
2Zudem ist die Tagesordnung 
anzugeben. 3Bei börsennotierten 
Gesellschaften hat der Vorstand 
oder, wenn der Aufsichtsrat die 
Versammlung einberuft, der 
Aufsichtsrat in der Einberufung 
ferner anzugeben: 

(3) 1Die Einberufung muss die 
Firma, den Sitz der 
Gesellschaft sowie Zeit und Ort 
der Hauptversammlung 
enthalten. 2Zudem ist die 
Tagesordnung anzugeben. 
3Bei börsennotierten 
Gesellschaften hat der 
Vorstand oder, wenn der 
Aufsichtsrat die Versammlung 
einberuft, der Aufsichtsrat in 
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der Einberufung ferner 
anzugeben: 

1. die Voraussetzungen für die 
Teilnahme an der 
Versammlung und die 
Ausübung des Stimmrechts 
sowie gegebenenfalls den 
Nachweisstichtag nach § 123 
Absatz 4 Satz 2 und dessen 
Bedeutung; 

1. die Voraussetzungen für die 
Teilnahme an der 
Versammlung und die 
Ausübung des Stimmrechts 
sowie gegebenenfalls den 
Nachweisstichtag nach § 123 
Absatz 4 Satz 2 und dessen 
Bedeutung; 

1. die Voraussetzungen für die 
Teilnahme an der 
Versammlung und die 
Ausübung des Stimmrechts 
sowie gegebenenfalls den 
Nachweisstichtag nach § 123 
Absatz 4 Satz 2 und dessen 
Bedeutung; 

1. die Voraussetzungen für 
die Teilnahme an der 
Versammlung und die 
Ausübung des 
Stimmrechts sowie 
gegebenenfalls den 
Nachweisstichtag nach § 
123 Absatz 4 Satz 2 und 
dessen Bedeutung; 

2. das Verfahren für die 
Stimmabgabe 

2. das Verfahren für die 
Stimmabgabe 

2. das Verfahren für die 
Stimmabgabe 

2. das Verfahren für die 
Stimmabgabe 

a) durch einen 
Bevollmächtigten unter 
Hinweis auf die 
Formulare, die für die 
Erteilung einer 
Stimmrechtsvollmacht zu 
verwenden sind, und auf 
die Art und Weise, wie 
der Gesellschaft ein 
Nachweis über die 
Bestellung eines 
Bevollmächtigten 
elektronisch übermittelt 
werden kann sowie 

a) durch einen 
Bevollmächtigten unter 
Hinweis auf die 
Formulare, die für die 
Erteilung einer 
Stimmrechtsvollmacht zu 
verwenden sind, und auf 
die Art und Weise, wie 
der Gesellschaft ein 
Nachweis über die 
Bestellung eines 
Bevollmächtigten 
elektronisch übermittelt 
werden kann sowie 

a) durch einen 
Bevollmächtigten unter 
Hinweis auf die 
Formulare, die für die 
Erteilung einer 
Stimmrechtsvollmacht zu 
verwenden sind, und auf 
die Art und Weise, wie der 
Gesellschaft ein 
Nachweis über die 
Bestellung eines 
Bevollmächtigten 
elektronisch übermittelt 
werden kann sowie 

a) durch einen 
Bevollmächtigten 
unter Hinweis auf die 
Formulare, die für die 
Erteilung einer 
Stimmrechtsvollmacht 
zu verwenden sind, 
und auf die Art und 
Weise, wie der 
Gesellschaft ein 
Nachweis über die 
Bestellung eines 
Bevollmächtigten 
elektronisch 
übermittelt werden 
kann sowie 

b) durch Briefwahl oder im 
Wege der elektronischen 
Kommunikation gemäß § 
118 Abs. 1 Satz 2, soweit 
die Satzung eine 
entsprechende Form der 

b) durch Briefwahl oder im 
Wege der elektronischen 
Kommunikation gemäß § 
118 Abs. 1 Satz 2, soweit 
die Satzung eine 
entsprechende Form der 

b) durch Briefwahl oder im 
Wege der elektronischen 
Kommunikation gemäß § 
118 Abs. 1 Satz 2, soweit 
die Satzung eine 
entsprechende Form der 

b) durch Briefwahl oder 
im Wege der 
elektronischen 
Kommunikation 
gemäß § 118 Abs. 1 
Satz 2, soweit die 
Satzung eine 
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Stimmrechtsausübung 
vorsieht; 

Stimmrechtsausübung 
vorsieht; 

Stimmrechtsausübung 
vorsieht; 

entsprechende Form 
der 
Stimmrechtsausübung 
vorsieht; 

3. die Rechte der Aktionäre 
nach § 122 Abs. 2, § 126 Abs. 
1, den §§ 127, 131 Abs. 1; die 
Angaben können sich auf die 
Fristen für die Ausübung der 
Rechte beschränken, wenn in 
der Einberufung im Übrigen 
auf weitergehende 
Erläuterungen auf der 
Internetseite der Gesellschaft 
hingewiesen wird; 

3. die Rechte der Aktionäre 
nach § 122 Abs. 2, § 126 Abs. 
1, den §§ 127, 131 Abs. 1; die 
Angaben können sich auf die 
Fristen für die Ausübung der 
Rechte beschränken, wenn in 
der Einberufung im Übrigen 
auf weitergehende 
Erläuterungen auf der 
Internetseite der Gesellschaft 
hingewiesen wird; 

3. die Rechte der Aktionäre 
nach § 122 Abs. 2, § 126 Abs. 
1, den §§ 127, 131 Abs. 1; die 
Angaben können sich auf die 
Fristen für die Ausübung der 
Rechte beschränken, wenn in 
der Einberufung im Übrigen 
auf weitergehende 
Erläuterungen auf der 
Internetseite der Gesellschaft 
hingewiesen wird; 

3. die Rechte der Aktionäre 
nach § 122 Abs. 2, § 126 
Abs. 1, den §§ 127, 131 
Abs. 1; die Angaben 
können sich auf die Fristen 
für die Ausübung der 
Rechte beschränken, 
wenn in der Einberufung 
im Übrigen auf 
weitergehende 
Erläuterungen auf der 
Internetseite der 
Gesellschaft hingewiesen 
wird; 

4. die Internetseite der 
Gesellschaft, über die die 
Informationen nach § 124a 
zugänglich sind. 

4. die Internetseite der 
Gesellschaft, über die die 
Informationen nach § 124a 
zugänglich sind. 

4. die Internetseite der 
Gesellschaft, über die die 
Informationen nach § 124a 
zugänglich sind. 

4. die Internetseite der 
Gesellschaft, über die die 
Informationen nach § 124a 
zugänglich sind. 

(4) 1Die Einberufung ist in den 
Gesellschaftsblättern bekannt zu 
machen. 2Sind die Aktionäre der 
Gesellschaft namentlich bekannt, 
so kann die Hauptversammlung 
mit eingeschriebenem Brief 
einberufen werden, wenn die 
Satzung nichts anderes 
bestimmt; der Tag der 
Absendung gilt als Tag der 
Bekanntmachung. 3Die Mitteilung 
an die im Aktienregister 
Eingetragenen genügt. 

(4) 1Die Einberufung ist in den 
Gesellschaftsblättern bekannt zu 
machen. 2Sind die Aktionäre der 
Gesellschaft namentlich bekannt, 
so kann die Hauptversammlung 
mit eingeschriebenem Brief 
einberufen werden, wenn die 
Satzung nichts anderes bestimmt; 
der Tag der Absendung gilt als 
Tag der Bekanntmachung. 3Die 
Mitteilung an die im Aktienregister 
Eingetragenen genügt. 

(4) 1Die Einberufung ist in den 
Gesellschaftsblättern bekannt zu 
machen. 2Sind die Aktionäre der 
Gesellschaft namentlich bekannt, 
so kann die Hauptversammlung 
mit eingeschriebenem Brief 
einberufen werden, wenn die 
Satzung nichts anderes bestimmt; 
der Tag der Absendung gilt als 
Tag der Bekanntmachung. 3Die 
Mitteilung an die im Aktienregister 
Eingetragenen genügt. 

(4) 1Die Einberufung ist in den 
Gesellschaftsblättern bekannt 
zu machen. 2Sind die Aktionäre 
der Gesellschaft namentlich 
bekannt, so kann die 
Hauptversammlung mit 
eingeschriebenem Brief 
einberufen werden, wenn die 
Satzung nichts anderes 
bestimmt; der Tag der 
Absendung gilt als Tag der 
Bekanntmachung. 3Die 
Mitteilung an die im 
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Aktienregister Eingetragenen 
genügt. 

(4a) Bei börsennotierten 
Gesellschaften, die nicht 
ausschließlich Namensaktien 
ausgegeben haben oder welche 
die Einberufung den Aktionären 
nicht unmittelbar nach Absatz 4 
Satz 2 übersenden, ist die 
Einberufung spätestens zum 
Zeitpunkt der Bekanntmachung 
solchen Medien zur 
Veröffentlichung zuzuleiten, bei 
denen davon ausgegangen 
werden kann, dass sie die 
Information in der gesamten 
Europäischen Union verbreiten. 

(4a) Bei börsennotierten 
Gesellschaften, die nicht 
ausschließlich Namensaktien 
ausgegeben haben oder welche 
die Einberufung den Aktionären 
nicht unmittelbar nach Absatz 4 
Satz 2 übersenden, ist die 
Einberufung spätestens zum 
Zeitpunkt der Bekanntmachung 
solchen Medien zur 
Veröffentlichung zuzuleiten, bei 
denen davon ausgegangen 
werden kann, dass sie die 
Information in der gesamten 
Europäischen Union verbreiten. 

(4a) Bei börsennotierten 
Gesellschaften, die nicht 
ausschließlich Namensaktien 
ausgegeben haben oder welche 
die Einberufung den Aktionären 
nicht unmittelbar nach Absatz 4 
Satz 2 übersenden, ist die 
Einberufung spätestens zum 
Zeitpunkt der Bekanntmachung 
solchen Medien zur 
Veröffentlichung zuzuleiten, bei 
denen davon ausgegangen 
werden kann, dass sie die 
Information in der gesamten 
Europäischen Union verbreiten. 

(4a)Bei börsennotierten 
Gesellschaften, die nicht 
ausschließlich Namensaktien 
ausgegeben haben oder 
welche die Einberufung den 
Aktionären nicht unmittelbar 
nach Absatz 4 Satz 2 
übersenden, ist die 
Einberufung spätestens zum 
Zeitpunkt der 
Bekanntmachung solchen 
Medien zur Veröffentlichung 
zuzuleiten, bei denen davon 
ausgegangen werden kann, 
dass sie die Information in der 
gesamten Europäischen Union 
verbreiten. 

 (4b) 1Im Fall der virtuellen 
Hauptversammlung muss die 
Einberufung abweichend von 
Absatz 3 Satz 1 anstelle eines 
Ortes angeben, wie sich 
Aktionäre und ihre 
Bevollmächtigten elektronisch zur 
Versammlung zuschalten 
können. 2Zusätzlich ist in der 
Einberufung darauf hinzuweisen, 
dass eine physische Präsenz der 
Aktionäre und ihrer 
Bevollmächtigten am Ort der 
Hauptversammlung 
ausgeschlossen ist. 3Bei 
börsennotierten Gesellschaften 
ist im Fall der virtuellen 
Hauptversammlung abweichend 
von Absatz 3 Satz 3 Nummer 2 

(4b) 1Im Fall der virtuellen 
Hauptversammlung muss die 
Einberufung auch angeben, wie 
sich Aktionäre und ihre 
Bevollmächtigten elektronisch zur 
Versammlung zuschalten können. 
2Zusätzlich ist in der Einberufung 
darauf hinzuweisen, dass eine 
physische Präsenz der Aktionäre 
und ihrer Bevollmächtigten am Ort 
der Hauptversammlung 
ausgeschlossen ist. 3Bei 
börsennotierten Gesellschaften 
ist im Fall der virtuellen 
Hauptversammlung abweichend 
von Absatz 3 Satz 3 Nummer 2 
Buchstabe b das Verfahren für die 
Stimmabgabe im Wege 
elektronischer Kommunikation 

(4b) 1Im Fall der virtuellen 
Hauptversammlung muss die 
Einberufung auch angeben, 
wie sich Aktionäre und ihre 
Bevollmächtigten elektronisch 
zur Versammlung zuschalten 
können. 2Zusätzlich ist in der 
Einberufung darauf 
hinzuweisen, dass eine 
physische Präsenz der 
Aktionäre und ihrer 
Bevollmächtigten am Ort der 
Hauptversammlung 
ausgeschlossen ist. 3Bei 
börsennotierten 
Gesellschaften ist im Fall der 
virtuellen Hauptversammlung 
abweichend von Absatz 3 Satz 
3 Nummer 2 Buchstabe b das 
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Buchstabe b das Verfahren für die 
Stimmabgabe im Wege 
elektronischer Kommunikation 
anzugeben. 4Zudem ist bei diesen 
Gesellschaften zusätzlich auf § 
126 Absatz 4 und, falls der 
Vorstand von der Möglichkeit des 
§ 131 Absatz 1a Satz 1 Gebrauch 
macht, auf § 131 Absatz 1a bis 1d 
hinzuweisen. 

anzugeben. 4Zudem ist bei diesen 
Gesellschaften zusätzlich auf § 
126 Absatz 4 und, falls der 
Vorstand von der Möglichkeit des 
§ 131 Absatz 1a Satz 1 Gebrauch 
macht, auf § 131 Absatz 1a bis 1f 
hinzuweisen. 

Verfahren für die 
Stimmabgabe im Wege 
elektronischer Kommunikation 
anzugeben. 4Zudem ist bei 
diesen Gesellschaften 
zusätzlich auf § 126 Absatz 4 
und, falls der Vorstand von der 
Möglichkeit des § 131 Absatz 
1a Satz 1 Gebrauch macht, auf 
§ 131 Absatz 1a bis 1f 
hinzuweisen sowie darauf, 
dass der Bericht des Vorstands 
oder dessen wesentlicher 
Inhalt nach § 118a Absatz 1 
Satz 2 Nummer 5 zugänglich 
gemacht wird. 

(5) 1Wenn die Satzung nichts 
anderes bestimmt, soll die 
Hauptversammlung am Sitz der 
Gesellschaft stattfinden. 2Sind die 
Aktien der Gesellschaft an einer 
deutschen Börse zum Handel im 
regulierten Markt zugelassen, so 
kann, wenn die Satzung nichts 
anderes bestimmt, die 
Hauptversammlung auch am Sitz 
der Börse stattfinden. 

(5) 1Wenn die Satzung nichts 
anderes bestimmt, soll die 
Hauptversammlung am Sitz der 
Gesellschaft stattfinden. 2Sind die 
Aktien der Gesellschaft an einer 
deutschen Börse zum Handel im 
regulierten Markt zugelassen, so 
kann, wenn die Satzung nichts 
anderes bestimmt, die 
Hauptversammlung auch am Sitz 
der Börse stattfinden. 3Im Fall der 
virtuellen Hauptversammlung 
finden die Sätze 1 und 2 keine 
Anwendung. 

(5) 1Wenn die Satzung nichts 
anderes bestimmt, soll die 
Hauptversammlung am Sitz der 
Gesellschaft stattfinden. 2Sind die 
Aktien der Gesellschaft an einer 
deutschen Börse zum Handel im 
regulierten Markt zugelassen, so 
kann, wenn die Satzung nichts 
anderes bestimmt, die 
Hauptversammlung auch am Sitz 
der Börse stattfinden. 3Im Fall der 
virtuellen Hauptversammlung 
finden die Sätze 1 und 2 keine 
Anwendung. 

(5) 1Wenn die Satzung nichts 
anderes bestimmt, soll die 
Hauptversammlung am Sitz 
der Gesellschaft stattfinden. 
2Sind die Aktien der 
Gesellschaft an einer 
deutschen Börse zum Handel 
im regulierten Markt 
zugelassen, so kann, wenn die 
Satzung nichts anderes 
bestimmt, die 
Hauptversammlung auch am 
Sitz der Börse stattfinden. 3Im 
Fall der virtuellen 
Hauptversammlung finden die 
Sätze 1 und 2 keine 
Anwendung. 

(6) Sind alle Aktionäre erschienen 
oder vertreten, kann die 
Hauptversammlung Beschlüsse 
ohne Einhaltung der 
Bestimmungen dieses 

(6) Sind alle Aktionäre erschienen 
oder vertreten, kann die 
Hauptversammlung Beschlüsse 
ohne Einhaltung der 
Bestimmungen dieses 

(6) Sind alle Aktionäre erschienen 
oder vertreten, kann die 
Hauptversammlung Beschlüsse 
ohne Einhaltung der 
Bestimmungen dieses 

(6) Sind alle Aktionäre erschienen 
oder vertreten, kann die 
Hauptversammlung 
Beschlüsse ohne Einhaltung 
der Bestimmungen dieses 
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Unterabschnitts fassen, soweit 
kein Aktionär der 
Beschlußfassung widerspricht. 

Unterabschnitts fassen, soweit 
kein Aktionär der 
Beschlußfassung widerspricht. 

Unterabschnitts fassen, soweit 
kein Aktionär der 
Beschlußfassung widerspricht. 

Unterabschnitts fassen, soweit 
kein Aktionär der 
Beschlußfassung widerspricht. 

(7) 1Bei Fristen und Terminen, die 
von der Versammlung 
zurückberechnet werden, ist der 
Tag der Versammlung nicht 
mitzurechnen. 2Eine Verlegung 
von einem Sonntag, einem 
Sonnabend oder einem Feiertag 
auf einen zeitlich 
vorausgehenden oder 
nachfolgenden Werktag kommt 
nicht in Betracht. 3Die §§ 187 bis 
193 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs sind nicht 
entsprechend anzuwenden. 4Bei 
nichtbörsennotierten 
Gesellschaften kann die Satzung 
eine andere Berechnung der Frist 
bestimmen. 

(7) 1Bei Fristen und Terminen, die 
von der Versammlung 
zurückberechnet werden, ist der 
Tag der Versammlung nicht 
mitzurechnen. 2Eine Verlegung 
von einem Sonntag, einem 
Sonnabend oder einem Feiertag 
auf einen zeitlich 
vorausgehenden oder 
nachfolgenden Werktag kommt 
nicht in Betracht. 3Die §§ 187 bis 
193 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs sind nicht 
entsprechend anzuwenden. 4Bei 
nichtbörsennotierten 
Gesellschaften kann die Satzung 
eine andere Berechnung der Frist 
bestimmen. 

(7) 1Bei Fristen und Terminen, die 
von der Versammlung 
zurückberechnet werden, ist der 
Tag der Versammlung nicht 
mitzurechnen. 2Eine Verlegung 
von einem Sonntag, einem 
Sonnabend oder einem Feiertag 
auf einen zeitlich 
vorausgehenden oder 
nachfolgenden Werktag kommt 
nicht in Betracht. 3Die §§ 187 bis 
193 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs sind nicht 
entsprechend anzuwenden. 4Bei 
nichtbörsennotierten 
Gesellschaften kann die Satzung 
eine andere Berechnung der Frist 
bestimmen. 

(7) 1Bei Fristen und Terminen, die 
von der Versammlung 
zurückberechnet werden, ist 
der Tag der Versammlung 
nicht mitzurechnen. 2Eine 
Verlegung von einem Sonntag, 
einem Sonnabend oder einem 
Feiertag auf einen zeitlich 
vorausgehenden oder 
nachfolgenden Werktag 
kommt nicht in Betracht. 3Die 
§§ 187 bis 193 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs 
sind nicht entsprechend 
anzuwenden. 4Bei 
nichtbörsennotierten 
Gesellschaften kann die 
Satzung eine andere 
Berechnung der Frist 
bestimmen. 

[…] 

§ 126 Anträge von Aktionären 

 […] 

§ 126 Anträge von Aktionären 

 […] 

§ 126 Anträge von Aktionären 

 […] 

§ 126 Anträge von Aktionären 

(1) 1Anträge von Aktionären 
einschließlich des Namens des 
Aktionärs, der Begründung und 
einer etwaigen Stellungnahme 
der Verwaltung sind den in § 125 
Abs. 1 bis 3 genannten 
Berechtigten unter den dortigen 
Voraussetzungen zugänglich zu 
machen, wenn der Aktionär 
mindestens 14 Tage vor der 
Versammlung der Gesellschaft 

(1) 1Anträge von Aktionären 
einschließlich des Namens des 
Aktionärs, der Begründung und 
einer etwaigen Stellungnahme 
der Verwaltung sind den in § 125 
Abs. 1 bis 3 genannten 
Berechtigten unter den dortigen 
Voraussetzungen zugänglich zu 
machen, wenn der Aktionär 
mindestens 14 Tage vor der 
Versammlung der Gesellschaft 

(1) 1Anträge von Aktionären 
einschließlich des Namens des 
Aktionärs, der Begründung und 
einer etwaigen Stellungnahme 
der Verwaltung sind den in § 125 
Abs. 1 bis 3 genannten 
Berechtigten unter den dortigen 
Voraussetzungen zugänglich zu 
machen, wenn der Aktionär 
mindestens 14 Tage vor der 
Versammlung der Gesellschaft 

(1) 1Anträge von Aktionären 
einschließlich des Namens des 
Aktionärs, der Begründung und 
einer etwaigen Stellungnahme 
der Verwaltung sind den in § 
125 Abs. 1 bis 3 genannten 
Berechtigten unter den 
dortigen Voraussetzungen 
zugänglich zu machen, wenn 
der Aktionär mindestens 14 
Tage vor der Versammlung der 
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einen Gegenantrag gegen einen 
Vorschlag von Vorstand und 
Aufsichtsrat zu einem bestimmten 
Punkt der Tagesordnung mit 
Begründung an die in der 
Einberufung hierfür mitgeteilte 
Adresse übersandt hat. 2Der Tag 
des Zugangs ist nicht 
mitzurechnen. 3Bei 
börsennotierten Gesellschaften 
hat das Zugänglichmachen über 
die Internetseite der Gesellschaft 
zu erfolgen. 4§ 125 Abs. 3 gilt 
entsprechend. 

einen Gegenantrag gegen einen 
Vorschlag von Vorstand und 
Aufsichtsrat zu einem bestimmten 
Punkt der Tagesordnung mit 
Begründung an die in der 
Einberufung hierfür mitgeteilte 
Adresse übersandt hat. 2Der Tag 
des Zugangs ist nicht 
mitzurechnen. 3Bei 
börsennotierten Gesellschaften 
hat das Zugänglichmachen über 
die Internetseite der Gesellschaft 
zu erfolgen. 4§ 125 Abs. 3 gilt 
entsprechend. 

einen Gegenantrag gegen einen 
Vorschlag von Vorstand und 
Aufsichtsrat zu einem bestimmten 
Punkt der Tagesordnung mit 
Begründung an die in der 
Einberufung hierfür mitgeteilte 
Adresse übersandt hat. 2Der Tag 
des Zugangs ist nicht 
mitzurechnen. 3Bei 
börsennotierten Gesellschaften 
hat das Zugänglichmachen über 
die Internetseite der Gesellschaft 
zu erfolgen. 4§ 125 Abs. 3 gilt 
entsprechend. 

Gesellschaft einen 
Gegenantrag gegen einen 
Vorschlag von Vorstand und 
Aufsichtsrat zu einem 
bestimmten Punkt der 
Tagesordnung mit Begründung 
an die in der Einberufung 
hierfür mitgeteilte Adresse 
übersandt hat. 2Der Tag des 
Zugangs ist nicht 
mitzurechnen. 3Bei 
börsennotierten 
Gesellschaften hat das 
Zugänglichmachen über die 
Internetseite der Gesellschaft 
zu erfolgen. 4§ 125 Abs. 3 gilt 
entsprechend. 

(2) 1Ein Gegenantrag und dessen 
Begründung brauchen nicht 
zugänglich gemacht zu werden, 

(2) 1Ein Gegenantrag und dessen 
Begründung brauchen nicht 
zugänglich gemacht zu werden, 

(2) 1Ein Gegenantrag und dessen 
Begründung brauchen nicht 
zugänglich gemacht zu werden, 

(2) 1Ein Gegenantrag und dessen 
Begründung brauchen nicht 
zugänglich gemacht zu 
werden, 

1. soweit sich der Vorstand 
durch das Zugänglichmachen 
strafbar machen würde, 

1. soweit sich der Vorstand 
durch das Zugänglichmachen 
strafbar machen würde, 

1. soweit sich der Vorstand 
durch das Zugänglichmachen 
strafbar machen würde, 

1. soweit sich der Vorstand 
durch das 
Zugänglichmachen 
strafbar machen würde, 

2. wenn der Gegenantrag zu 
einem gesetz- oder 
satzungswidrigen Beschluß 
der Hauptversammlung 
führen würde, 

2. wenn der Gegenantrag zu 
einem gesetz- oder 
satzungswidrigen Beschluß 
der Hauptversammlung 
führen würde, 

2. wenn der Gegenantrag zu 
einem gesetz- oder 
satzungswidrigen Beschluß 
der Hauptversammlung 
führen würde, 

2. wenn der Gegenantrag zu 
einem gesetz- oder 
satzungswidrigen 
Beschluß der 
Hauptversammlung führen 
würde, 

3. wenn die Begründung in 
wesentlichen Punkten 
offensichtlich falsche oder 
irreführende Angaben oder 

3. wenn die Begründung in 
wesentlichen Punkten 
offensichtlich falsche oder 
irreführende Angaben oder 

3. wenn die Begründung in 
wesentlichen Punkten 
offensichtlich falsche oder 
irreführende Angaben oder 

3. wenn die Begründung in 
wesentlichen Punkten 
offensichtlich falsche oder 
irreführende Angaben oder 
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wenn sie Beleidigungen 
enthält, 

wenn sie Beleidigungen 
enthält, 

wenn sie Beleidigungen 
enthält, 

wenn sie Beleidigungen 
enthält, 

4. wenn ein auf denselben 
Sachverhalt gestützter 
Gegenantrag des Aktionärs 
bereits zu einer 
Hauptversammlung der 
Gesellschaft nach § 125 
zugänglich gemacht worden 
ist, 

4. wenn ein auf denselben 
Sachverhalt gestützter 
Gegenantrag des Aktionärs 
bereits zu einer 
Hauptversammlung der 
Gesellschaft nach § 125 
zugänglich gemacht worden 
ist, 

4. wenn ein auf denselben 
Sachverhalt gestützter 
Gegenantrag des Aktionärs 
bereits zu einer 
Hauptversammlung der 
Gesellschaft nach § 125 
zugänglich gemacht worden 
ist, 

4. wenn ein auf denselben 
Sachverhalt gestützter 
Gegenantrag des 
Aktionärs bereits zu einer 
Hauptversammlung der 
Gesellschaft nach § 125 
zugänglich gemacht 
worden ist, 

5. wenn derselbe Gegenantrag 
des Aktionärs mit wesentlich 
gleicher Begründung in den 
letzten fünf Jahren bereits zu 
mindestens zwei 
Hauptversammlungen der 
Gesellschaft nach § 125 
zugänglich gemacht worden 
ist und in der 
Hauptversammlung weniger 
als der zwanzigste Teil des 
vertretenen Grundkapitals für 
ihn gestimmt hat, 

5. wenn derselbe Gegenantrag 
des Aktionärs mit wesentlich 
gleicher Begründung in den 
letzten fünf Jahren bereits zu 
mindestens zwei 
Hauptversammlungen der 
Gesellschaft nach § 125 
zugänglich gemacht worden 
ist und in der 
Hauptversammlung weniger 
als der zwanzigste Teil des 
vertretenen Grundkapitals für 
ihn gestimmt hat, 

5. wenn derselbe Gegenantrag 
des Aktionärs mit wesentlich 
gleicher Begründung in den 
letzten fünf Jahren bereits zu 
mindestens zwei 
Hauptversammlungen der 
Gesellschaft nach § 125 
zugänglich gemacht worden 
ist und in der 
Hauptversammlung weniger 
als der zwanzigste Teil des 
vertretenen Grundkapitals für 
ihn gestimmt hat, 

5. wenn derselbe 
Gegenantrag des 
Aktionärs mit wesentlich 
gleicher Begründung in 
den letzten fünf Jahren 
bereits zu mindestens zwei 
Hauptversammlungen der 
Gesellschaft nach § 125 
zugänglich gemacht 
worden ist und in der 
Hauptversammlung 
weniger als der zwanzigste 
Teil des vertretenen 
Grundkapitals für ihn 
gestimmt hat, 

6. wenn der Aktionär zu 
erkennen gibt, daß er an der 
Hauptversammlung nicht 
teilnehmen und sich nicht 
vertreten lassen wird, oder 

6. wenn der Aktionär zu 
erkennen gibt, daß er an der 
Hauptversammlung nicht 
teilnehmen und sich nicht 
vertreten lassen wird, oder 

6. wenn der Aktionär zu 
erkennen gibt, daß er an der 
Hauptversammlung nicht 
teilnehmen und sich nicht 
vertreten lassen wird, oder 

6. wenn der Aktionär zu 
erkennen gibt, daß er an 
der Hauptversammlung 
nicht teilnehmen und sich 
nicht vertreten lassen wird, 
oder 

7. wenn der Aktionär in den 
letzten zwei Jahren in zwei 
Hauptversammlungen einen 
von ihm mitgeteilten 
Gegenantrag nicht gestellt 

7. wenn der Aktionär in den 
letzten zwei Jahren in zwei 
Hauptversammlungen einen 
von ihm mitgeteilten 
Gegenantrag nicht gestellt 

7. wenn der Aktionär in den 
letzten zwei Jahren in zwei 
Hauptversammlungen einen 
von ihm mitgeteilten 

7. wenn der Aktionär in den 
letzten zwei Jahren in zwei 
Hauptversammlungen 
einen von ihm mitgeteilten 
Gegenantrag nicht gestellt 
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hat oder nicht hat stellen 
lassen. 

hat oder nicht hat stellen 
lassen. 

Gegenantrag nicht gestellt hat 
oder nicht hat stellen lassen. 

hat oder nicht hat stellen 
lassen. 

2Die Begründung braucht nicht 
zugänglich gemacht zu werden, 
wenn sie insgesamt mehr als 
5 000 Zeichen beträgt. 

2Die Begründung braucht nicht 
zugänglich gemacht zu werden, 
wenn sie insgesamt mehr als 
5 000 Zeichen beträgt. 

2Die Begründung braucht nicht 
zugänglich gemacht zu werden, 
wenn sie insgesamt mehr als 
5 000 Zeichen beträgt. 

2Die Begründung braucht nicht 
zugänglich gemacht zu 
werden, wenn sie insgesamt 
mehr als 5 000 Zeichen 
beträgt. 

(3) Stellen mehrere Aktionäre zu 
demselben Gegenstand der 
Beschlußfassung Gegenanträge, 
so kann der Vorstand die 
Gegenanträge und ihre 
Begründungen 
zusammenfassen. 

(3) Stellen mehrere Aktionäre zu 
demselben Gegenstand der 
Beschlußfassung Gegenanträge, 
so kann der Vorstand die 
Gegenanträge und ihre 
Begründungen zusammenfassen. 

(3) Stellen mehrere Aktionäre zu 
demselben Gegenstand der 
Beschlußfassung Gegenanträge, 
so kann der Vorstand die 
Gegenanträge und ihre 
Begründungen zusammenfassen. 

(3) Stellen mehrere Aktionäre zu 
demselben Gegenstand der 
Beschlußfassung 
Gegenanträge, so kann der 
Vorstand die Gegenanträge 
und ihre Begründungen 
zusammenfassen. 

 (4) Im Fall der virtuellen 
Hauptversammlung gelten 
Anträge, die nach den Absätzen 1 
bis 3 zugänglich zu machen sind, 
als im Zeitpunkt der 
Zugänglichmachung gestellt. Die 
Gesellschaft hat zu ermöglichen, 
dass ab diesem Zeitpunkt über 
die Anträge abgestimmt werden 
kann. In der Versammlung 
können Gegenanträge nicht mehr 
gestellt werden, sofern dies nicht 
ausdrücklich in der Einberufung 
gestattet wird. 

(4) Im Fall der virtuellen 
Hauptversammlung gelten 
Anträge, die nach den Absätzen 1 
bis 3 zugänglich zu machen sind, 
als im Zeitpunkt der 
Zugänglichmachung gestellt. Die 
Gesellschaft hat zu ermöglichen, 
dass das Stimmrecht zu diesen 
Anträgen ausgeübt werden kann, 
sobald die Aktionäre die 
gesetzlichen oder 
satzungsmäßigen 
Voraussetzungen für die 
Ausübung des Stimmrechts 
nachweisen können. Sofern der 
Aktionär, der den Antrag gestellt 
hat, nicht ordnungsgemäß 
legitimiert und, sofern eine 
Anmeldung erforderlich ist, nicht 
ordnungsgemäß zur 
Hauptversammlung angemeldet 
ist, muss der Antrag in der 

(4) 1Im Fall der virtuellen 
Hauptversammlung gelten 
Anträge, die nach den 
Absätzen 1 bis 3 zugänglich zu 
machen sind, als im Zeitpunkt 
der Zugänglichmachung 
gestellt. 2Die Gesellschaft hat 
zu ermöglichen, dass das 
Stimmrecht zu diesen 
Anträgen ausgeübt werden 
kann, sobald die Aktionäre die 
gesetzlichen oder 
satzungsmäßigen 
Voraussetzungen für die 
Ausübung des Stimmrechts 
nachweisen können. 3Sofern 
der Aktionär, der den Antrag 
gestellt hat, nicht 
ordnungsgemäß legitimiert 
und, sofern eine Anmeldung 
erforderlich ist, nicht 
ordnungsgemäß zur 
Hauptversammlung 
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Versammlung nicht behandelt 
werden. 

angemeldet ist, muss der 
Antrag in der Versammlung 
nicht behandelt werden. 

[…] 

§ 129 Geschäftsordnung; 
Verzeichnis der Teilnehmer; 
Nachweis der Stimmzählung 

 […] 

§ 129 Geschäftsordnung; 
Verzeichnis der Teilnehmer; 
Nachweis der Stimmzählung 

 […] 

§ 129 Geschäftsordnung; 
Verzeichnis der Teilnehmer; 
Nachweis der Stimmzählung 

 […] 

§ 129 Geschäftsordnung; 
Verzeichnis der Teilnehmer; 
Nachweis der Stimmzählung 

(1) 1Die Hauptversammlung kann 
sich mit einer Mehrheit, die 
mindestens drei Viertel des bei 
der Beschlußfassung vertretenen 
Grundkapitals umfaßt, eine 
Geschäftsordnung mit Regeln für 
die Vorbereitung und 
Durchführung der 
Hauptversammlung geben. 2In 
der Hauptversammlung ist ein 
Verzeichnis der erschienenen 
oder vertretenen Aktionäre und 
der Vertreter von Aktionären mit 
Angabe ihres Namens und 
Wohnorts sowie bei 
Nennbetragsaktien des Betrags, 
bei Stückaktien der Zahl der von 
jedem vertretenen Aktien unter 
Angabe ihrer Gattung 
aufzustellen. 

(1) 1Die Hauptversammlung kann 
sich mit einer Mehrheit, die 
mindestens drei Viertel des bei 
der Beschlußfassung vertretenen 
Grundkapitals umfaßt, eine 
Geschäftsordnung mit Regeln für 
die Vorbereitung und 
Durchführung der 
Hauptversammlung geben. 2In 
der Hauptversammlung ist ein 
Verzeichnis der erschienenen 
oder vertretenen Aktionäre und 
der Vertreter von Aktionären mit 
Angabe ihres Namens und 
Wohnorts sowie bei 
Nennbetragsaktien des Betrags, 
bei Stückaktien der Zahl der von 
jedem vertretenen Aktien unter 
Angabe ihrer Gattung 
aufzustellen. 3Im Fall der 
virtuellen Hauptversammlung 
sind alle Aktionäre und Vertreter 
von Aktionären in das Verzeichnis 
nach Satz 2 aufzunehmen, die 
sich elektronisch zu der 
Versammlung zuschalten. 

(1) 1Die Hauptversammlung kann 
sich mit einer Mehrheit, die 
mindestens drei Viertel des bei 
der Beschlußfassung vertretenen 
Grundkapitals umfaßt, eine 
Geschäftsordnung mit Regeln für 
die Vorbereitung und 
Durchführung der 
Hauptversammlung geben. 2In 
der Hauptversammlung ist ein 
Verzeichnis der erschienenen 
oder vertretenen Aktionäre und 
der Vertreter von Aktionären mit 
Angabe ihres Namens und 
Wohnorts sowie bei 
Nennbetragsaktien des Betrags, 
bei Stückaktien der Zahl der von 
jedem vertretenen Aktien unter 
Angabe ihrer Gattung 
aufzustellen. 3Im Fall der 
virtuellen Hauptversammlung sind 
alle Aktionäre und Vertreter von 
Aktionären in das Verzeichnis 
nach Satz 2 aufzunehmen, die 
sich elektronisch zu der 
Versammlung zuschalten. 

(1) 1Die Hauptversammlung kann 
sich mit einer Mehrheit, die 
mindestens drei Viertel des bei 
der Beschlußfassung 
vertretenen Grundkapitals 
umfaßt, eine 
Geschäftsordnung mit Regeln 
für die Vorbereitung und 
Durchführung der 
Hauptversammlung geben. 2In 
der Hauptversammlung ist ein 
Verzeichnis der erschienenen 
oder vertretenen Aktionäre und 
der Vertreter von Aktionären 
mit Angabe ihres Namens und 
Wohnorts sowie bei 
Nennbetragsaktien des 
Betrags, bei Stückaktien der 
Zahl der von jedem vertretenen 
Aktien unter Angabe ihrer 
Gattung aufzustellen. 3Im Fall 
der virtuellen 
Hauptversammlung sind die 
elektronisch zu der 
Versammlung zugeschalteten 
oder vertretenen Aktionäre und 
die elektronisch zu der 
Versammlung zugeschalteten 
Vertreter von Aktionären in das 
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Verzeichnis nach Satz 2 
aufzunehmen. 

(2) 1Sind einem Intermediär oder 
einer in § 135 Abs. 8 
bezeichneten Person 
Vollmachten zur Ausübung des 
Stimmrechts erteilt worden und 
übt der Bevollmächtigte das 
Stimmrecht im Namen dessen, 
den es angeht, aus, so sind bei 
Nennbetragsaktien der Betrag, 
bei Stückaktien die Zahl und die 
Gattung der Aktien, für die ihm 
Vollmachten erteilt worden sind, 
zur Aufnahme in das Verzeichnis 
gesondert anzugeben. 2Die 
Namen der Aktionäre, welche 
Vollmachten erteilt haben, 
brauchen nicht angegeben zu 
werden. 

(2) 1Sind einem Intermediär oder 
einer in § 135 Abs. 8 
bezeichneten Person 
Vollmachten zur Ausübung des 
Stimmrechts erteilt worden und 
übt der Bevollmächtigte das 
Stimmrecht im Namen dessen, 
den es angeht, aus, so sind bei 
Nennbetragsaktien der Betrag, 
bei Stückaktien die Zahl und die 
Gattung der Aktien, für die ihm 
Vollmachten erteilt worden sind, 
zur Aufnahme in das Verzeichnis 
gesondert anzugeben. 2Die 
Namen der Aktionäre, welche 
Vollmachten erteilt haben, 
brauchen nicht angegeben zu 
werden. 

(2) 1Sind einem Intermediär oder 
einer in § 135 Abs. 8 
bezeichneten Person 
Vollmachten zur Ausübung des 
Stimmrechts erteilt worden und 
übt der Bevollmächtigte das 
Stimmrecht im Namen dessen, 
den es angeht, aus, so sind bei 
Nennbetragsaktien der Betrag, 
bei Stückaktien die Zahl und die 
Gattung der Aktien, für die ihm 
Vollmachten erteilt worden sind, 
zur Aufnahme in das Verzeichnis 
gesondert anzugeben. 2Die 
Namen der Aktionäre, welche 
Vollmachten erteilt haben, 
brauchen nicht angegeben zu 
werden. 

(2) 1Sind einem Intermediär oder 
einer in § 135 Abs. 8 
bezeichneten Person 
Vollmachten zur Ausübung des 
Stimmrechts erteilt worden und 
übt der Bevollmächtigte das 
Stimmrecht im Namen dessen, 
den es angeht, aus, so sind bei 
Nennbetragsaktien der Betrag, 
bei Stückaktien die Zahl und 
die Gattung der Aktien, für die 
ihm Vollmachten erteilt worden 
sind, zur Aufnahme in das 
Verzeichnis gesondert 
anzugeben. 2Die Namen der 
Aktionäre, welche Vollmachten 
erteilt haben, brauchen nicht 
angegeben zu werden. 

(3) 1Wer von einem Aktionär 
ermächtigt ist, im eigenen Namen 
das Stimmrecht für Aktien 
auszuüben, die ihm nicht 
gehören, hat bei 
Nennbetragsaktien den Betrag, 
bei Stückaktien die Zahl und die 
Gattung dieser Aktien zur 
Aufnahme in das Verzeichnis 
gesondert anzugeben. 2Dies gilt 
auch für Namensaktien, als deren 
Aktionär der Ermächtigte im 
Aktienregister eingetragen ist. 

(3) 1Wer von einem Aktionär 
ermächtigt ist, im eigenen Namen 
das Stimmrecht für Aktien 
auszuüben, die ihm nicht 
gehören, hat bei 
Nennbetragsaktien den Betrag, 
bei Stückaktien die Zahl und die 
Gattung dieser Aktien zur 
Aufnahme in das Verzeichnis 
gesondert anzugeben. 2Dies gilt 
auch für Namensaktien, als deren 
Aktionär der Ermächtigte im 
Aktienregister eingetragen ist. 

(3) 1Wer von einem Aktionär 
ermächtigt ist, im eigenen Namen 
das Stimmrecht für Aktien 
auszuüben, die ihm nicht 
gehören, hat bei 
Nennbetragsaktien den Betrag, 
bei Stückaktien die Zahl und die 
Gattung dieser Aktien zur 
Aufnahme in das Verzeichnis 
gesondert anzugeben. 2Dies gilt 
auch für Namensaktien, als deren 
Aktionär der Ermächtigte im 
Aktienregister eingetragen ist. 

(3) 1Wer von einem Aktionär 
ermächtigt ist, im eigenen 
Namen das Stimmrecht für 
Aktien auszuüben, die ihm 
nicht gehören, hat bei 
Nennbetragsaktien den 
Betrag, bei Stückaktien die 
Zahl und die Gattung dieser 
Aktien zur Aufnahme in das 
Verzeichnis gesondert 
anzugeben. 2Dies gilt auch für 
Namensaktien, als deren 
Aktionär der Ermächtigte im 
Aktienregister eingetragen ist. 

(4) 1Das Verzeichnis ist vor der 
ersten Abstimmung allen 
Teilnehmern zugänglich zu 

(4) 1Das Verzeichnis ist vor der 
ersten Abstimmung allen 
Teilnehmern, im Fall der virtuellen 

(4) 1Das Verzeichnis ist vor der 
ersten Abstimmung allen 
Teilnehmern, im Fall der virtuellen 

(4) 1Das Verzeichnis ist vor der 
ersten Abstimmung allen 
Teilnehmern, im Fall der 
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machen. 2Jedem Aktionär ist auf 
Verlangen bis zu zwei Jahren 
nach der Hauptversammlung 
Einsicht in das 
Teilnehmerverzeichnis zu 
gewähren. 

Hauptversammlung allen im 
Wege der elektronischen 
Zuschaltung teilnehmenden 
Aktionären und Vertretern von 
Aktionären zugänglich zu 
machen. 2Jedem Aktionär ist auf 
Verlangen bis zu zwei Jahren 
nach der Hauptversammlung 
Einsicht in das 
Teilnehmerverzeichnis zu 
gewähren. 

Hauptversammlung allen 
elektronisch zu der Versammlung 
zugeschalteten Aktionären und 
Vertretern von Aktionären 
zugänglich zu machen. 2Jedem 
Aktionär ist auf Verlangen bis zu 
zwei Jahren nach der 
Hauptversammlung Einsicht in 
das Teilnehmerverzeichnis zu 
gewähren. 

virtuellen Hauptversammlung 
allen elektronisch zu der 
Versammlung zugeschalteten 
Aktionären und Vertretern von 
Aktionären zugänglich zu 
machen. 2Jedem Aktionär ist 
auf Verlangen bis zu zwei 
Jahren nach der 
Hauptversammlung Einsicht in 
das Teilnehmerverzeichnis zu 
gewähren. 

(5) 1Der Abstimmende kann von der 
Gesellschaft innerhalb eines 
Monats nach dem Tag der 
Hauptversammlung eine 
Bestätigung darüber verlangen, 
ob und wie seine Stimme gezählt 
wurde. 2Die Gesellschaft hat die 
Bestätigung gemäß den 
Anforderungen in Artikel 7 Absatz 
2 und Artikel 9 Absatz 5 
Unterabsatz 2 der 
Durchführungsverordnung (EU) 
2018/1212 zu erteilen. 3Sofern 
die Bestätigung einem 
Intermediär erteilt wird, hat dieser 
die Bestätigung unverzüglich 
dem Aktionär zu übermitteln. 4§ 
67a Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 
gilt entsprechend. 

(5) 1Der Abstimmende kann von der 
Gesellschaft innerhalb eines 
Monats nach dem Tag der 
Hauptversammlung eine 
Bestätigung darüber verlangen, 
ob und wie seine Stimme gezählt 
wurde. 2Die Gesellschaft hat die 
Bestätigung gemäß den 
Anforderungen in Artikel 7 Absatz 
2 und Artikel 9 Absatz 5 
Unterabsatz 2 der 
Durchführungsverordnung (EU) 
2018/1212 zu erteilen. 3Sofern die 
Bestätigung einem Intermediär 
erteilt wird, hat dieser die 
Bestätigung unverzüglich dem 
Aktionär zu übermitteln. 4§ 67a 
Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 gilt 
entsprechend. 

(5) 1Der Abstimmende kann von der 
Gesellschaft innerhalb eines 
Monats nach dem Tag der 
Hauptversammlung eine 
Bestätigung darüber verlangen, 
ob und wie seine Stimme gezählt 
wurde. 2Die Gesellschaft hat die 
Bestätigung gemäß den 
Anforderungen in Artikel 7 Absatz 
2 und Artikel 9 Absatz 5 
Unterabsatz 2 der 
Durchführungsverordnung (EU) 
2018/1212 zu erteilen. 3Sofern die 
Bestätigung einem Intermediär 
erteilt wird, hat dieser die 
Bestätigung unverzüglich dem 
Aktionär zu übermitteln. 4§ 67a 
Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 gilt 
entsprechend. 

(5) 1Der Abstimmende kann von 
der Gesellschaft innerhalb 
eines Monats nach dem Tag 
der Hauptversammlung eine 
Bestätigung darüber 
verlangen, ob und wie seine 
Stimme gezählt wurde. 2Die 
Gesellschaft hat die 
Bestätigung gemäß den 
Anforderungen in Artikel 7 
Absatz 2 und Artikel 9 Absatz 5 
Unterabsatz 2 der 
Durchführungsverordnung 
(EU) 2018/1212 zu erteilen. 
3Sofern die Bestätigung einem 
Intermediär erteilt wird, hat 
dieser die Bestätigung 
unverzüglich dem Aktionär zu 
übermitteln. 4§ 67a Absatz 2 
Satz 1 und Absatz 3 gilt 
entsprechend. 

§ 130 Niederschrift  § 130 Niederschrift  § 130 Niederschrift 
 

§ 130 Niederschrift 

(1) 1Jeder Beschluß der 
Hauptversammlung ist durch eine 
über die Verhandlung notariell 

(1) 1Jeder Beschluß der 
Hauptversammlung ist durch eine 
über die Verhandlung notariell 

(1) 1Jeder Beschluß der 
Hauptversammlung ist durch eine 
über die Verhandlung notariell 

(1) 1Jeder Beschluß der 
Hauptversammlung ist durch 
eine über die Verhandlung 
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aufgenommene Niederschrift zu 
beurkunden. 2Gleiches gilt für 
jedes Verlangen einer Minderheit 
nach § 120 Abs. 1 Satz 2, § 137. 
3Bei nichtbörsennotierten 
Gesellschaften reicht eine vom 
Vorsitzenden des Aufsichtsrats 
zu unterzeichnende Niederschrift 
aus, soweit keine Beschlüsse 
gefaßt werden, für die das Gesetz 
eine Dreiviertel- oder größere 
Mehrheit bestimmt. 

aufgenommene Niederschrift zu 
beurkunden. 2Gleiches gilt für 
jedes Verlangen einer Minderheit 
nach § 120 Abs. 1 Satz 2, § 137. 
3Bei nichtbörsennotierten 
Gesellschaften reicht eine vom 
Vorsitzenden des Aufsichtsrats zu 
unterzeichnende Niederschrift 
aus, soweit keine Beschlüsse 
gefaßt werden, für die das Gesetz 
eine Dreiviertel- oder größere 
Mehrheit bestimmt. 

aufgenommene Niederschrift zu 
beurkunden. 2Gleiches gilt für 
jedes Verlangen einer Minderheit 
nach § 120 Abs. 1 Satz 2, § 137. 
3Bei nichtbörsennotierten 
Gesellschaften reicht eine vom 
Vorsitzenden des Aufsichtsrats zu 
unterzeichnende Niederschrift 
aus, soweit keine Beschlüsse 
gefaßt werden, für die das Gesetz 
eine Dreiviertel- oder größere 
Mehrheit bestimmt. 

notariell aufgenommene 
Niederschrift zu beurkunden. 
2Gleiches gilt für jedes 
Verlangen einer Minderheit 
nach § 120 Abs. 1 Satz 2, § 
137. 3Bei nichtbörsennotierten 
Gesellschaften reicht eine vom 
Vorsitzenden des Aufsichtsrats 
zu unterzeichnende 
Niederschrift aus, soweit keine 
Beschlüsse gefaßt werden, für 
die das Gesetz eine 
Dreiviertel- oder größere 
Mehrheit bestimmt. 

 (1a) Der Notar hat seine 
Wahrnehmungen über den Gang 
der Hauptversammlung unter 
Anwesenheit am Ort der 
Hauptversammlung zu machen. 

(1a) Der Notar hat seine 
Wahrnehmungen über den Gang 
der Hauptversammlung unter 
Anwesenheit am Ort der 
Hauptversammlung zu machen. 

(1a) Der Notar hat seine 
Wahrnehmungen über den 
Gang der Hauptversammlung 
unter Anwesenheit am Ort der 
Hauptversammlung zu 
machen. 

(2) 1In der Niederschrift sind der Ort 
und der Tag der Verhandlung, der 
Name des Notars sowie die Art 
und das Ergebnis der 
Abstimmung und die Feststellung 
des Vorsitzenden über die 
Beschlußfassung anzugeben. 
2Bei börsennotierten 
Gesellschaften umfasst die 
Feststellung über die 
Beschlussfassung für jeden 
Beschluss auch 

(2) 1In der Niederschrift sind der Ort 
und der Tag der Verhandlung, der 
Name des Notars sowie die Art 
und das Ergebnis der 
Abstimmung und die Feststellung 
des Vorsitzenden über die 
Beschlußfassung anzugeben. 
2Bei börsennotierten 
Gesellschaften umfasst die 
Feststellung über die 
Beschlussfassung für jeden 
Beschluss auch 

(2) 1In der Niederschrift sind der Ort 
und der Tag der Verhandlung, der 
Name des Notars sowie die Art 
und das Ergebnis der 
Abstimmung und die Feststellung 
des Vorsitzenden über die 
Beschlußfassung anzugeben. 
2Bei börsennotierten 
Gesellschaften umfasst die 
Feststellung über die 
Beschlussfassung für jeden 
Beschluss auch 

(2) 1In der Niederschrift sind der 
Ort und der Tag der 
Verhandlung, der Name des 
Notars sowie die Art und das 
Ergebnis der Abstimmung und 
die Feststellung des 
Vorsitzenden über die 
Beschlußfassung anzugeben. 
2Bei börsennotierten 
Gesellschaften umfasst die 
Feststellung über die 
Beschlussfassung für jeden 
Beschluss auch 

1. die Zahl der Aktien, für die 
gültige Stimmen abgegeben 
wurden, 

1. die Zahl der Aktien, für die 
gültige Stimmen abgegeben 
wurden, 

1. die Zahl der Aktien, für die 
gültige Stimmen abgegeben 
wurden, 

1. die Zahl der Aktien, für die 
gültige Stimmen 
abgegeben wurden, 
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2. den Anteil des durch die 
gültigen Stimmen vertretenen 
Grundkapitals am 
eingetragenen Grundkapital, 

2. den Anteil des durch die 
gültigen Stimmen vertretenen 
Grundkapitals am 
eingetragenen Grundkapital, 

2. den Anteil des durch die 
gültigen Stimmen vertretenen 
Grundkapitals am 
eingetragenen Grundkapital, 

2. den Anteil des durch die 
gültigen Stimmen 
vertretenen Grundkapitals 
am eingetragenen 
Grundkapital, 

3. die Zahl der für einen 
Beschluss abgegebenen 
Stimmen, Gegenstimmen 
und gegebenenfalls die Zahl 
der Enthaltungen. 

3. die Zahl der für einen 
Beschluss abgegebenen 
Stimmen, Gegenstimmen 
und gegebenenfalls die Zahl 
der Enthaltungen. 

3. die Zahl der für einen 
Beschluss abgegebenen 
Stimmen, Gegenstimmen und 
gegebenenfalls die Zahl der 
Enthaltungen. 

3. die Zahl der für einen 
Beschluss abgegebenen 
Stimmen, Gegenstimmen 
und gegebenenfalls die 
Zahl der Enthaltungen. 

3Abweichend von Satz 2 kann der 
Versammlungsleiter die 
Feststellung über die 
Beschlussfassung für jeden 
Beschluss darauf beschränken, 
dass die erforderliche Mehrheit 
erreicht wurde, falls kein Aktionär 
eine umfassende Feststellung 
gemäß Satz 2 verlangt. 

3Abweichend von Satz 2 kann der 
Versammlungsleiter die 
Feststellung über die 
Beschlussfassung für jeden 
Beschluss darauf beschränken, 
dass die erforderliche Mehrheit 
erreicht wurde, falls kein Aktionär 
eine umfassende Feststellung 
gemäß Satz 2 verlangt. 

3Abweichend von Satz 2 kann der 
Versammlungsleiter die 
Feststellung über die 
Beschlussfassung für jeden 
Beschluss darauf beschränken, 
dass die erforderliche Mehrheit 
erreicht wurde, falls kein Aktionär 
eine umfassende Feststellung 
gemäß Satz 2 verlangt. 

3Abweichend von Satz 2 kann 
der Versammlungsleiter die 
Feststellung über die 
Beschlussfassung für jeden 
Beschluss darauf 
beschränken, dass die 
erforderliche Mehrheit erreicht 
wurde, falls kein Aktionär eine 
umfassende Feststellung 
gemäß Satz 2 verlangt. 

(3) Die Belege über die Einberufung 
der Versammlung sind der 
Niederschrift als Anlage 
beizufügen, wenn sie nicht unter 
Angabe ihres Inhalts in der 
Niederschrift aufgeführt sind. 

(3) Die Belege über die Einberufung 
der Versammlung sind der 
Niederschrift als Anlage 
beizufügen, wenn sie nicht unter 
Angabe ihres Inhalts in der 
Niederschrift aufgeführt sind. 

(3) Die Belege über die Einberufung 
der Versammlung sind der 
Niederschrift als Anlage 
beizufügen, wenn sie nicht unter 
Angabe ihres Inhalts in der 
Niederschrift aufgeführt sind. 

(3) Die Belege über die 
Einberufung der Versammlung 
sind der Niederschrift als 
Anlage beizufügen, wenn sie 
nicht unter Angabe ihres 
Inhalts in der Niederschrift 
aufgeführt sind. 

(4) 1Die Niederschrift ist von dem 
Notar zu unterschreiben. 2Die 
Zuziehung von Zeugen ist nicht 
nötig. 

(4) 1Die Niederschrift ist von dem 
Notar zu unterschreiben. 2Die 
Zuziehung von Zeugen ist nicht 
nötig. 

(4) 1Die Niederschrift ist von dem 
Notar zu unterschreiben. 2Die 
Zuziehung von Zeugen ist nicht 
nötig. 

(4) 1Die Niederschrift ist von dem 
Notar zu unterschreiben. 2Die 
Zuziehung von Zeugen ist nicht 
nötig. 

(5) Unverzüglich nach der 
Versammlung hat der Vorstand 
eine öffentlich beglaubigte, im 

(5) Unverzüglich nach der 
Versammlung hat der Vorstand 
eine öffentlich beglaubigte, im 

(5) Unverzüglich nach der 
Versammlung hat der Vorstand 
eine öffentlich beglaubigte, im 

(5) Unverzüglich nach der 
Versammlung hat der Vorstand 
eine öffentlich beglaubigte, im 
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Falle des Absatzes 1 Satz 3 eine 
vom Vorsitzenden des 
Aufsichtsrats unterzeichnete 
Abschrift der Niederschrift und 
ihrer Anlagen zum 
Handelsregister einzureichen. 

Falle des Absatzes 1 Satz 3 eine 
vom Vorsitzenden des 
Aufsichtsrats unterzeichnete 
Abschrift der Niederschrift und 
ihrer Anlagen zum 
Handelsregister einzureichen. 

Falle des Absatzes 1 Satz 3 eine 
vom Vorsitzenden des 
Aufsichtsrats unterzeichnete 
Abschrift der Niederschrift und 
ihrer Anlagen zum 
Handelsregister einzureichen. 

Falle des Absatzes 1 Satz 3 
eine vom Vorsitzenden des 
Aufsichtsrats unterzeichnete 
Abschrift der Niederschrift und 
ihrer Anlagen zum 
Handelsregister einzureichen. 

(6) Börsennotierte Gesellschaften 
müssen innerhalb von sieben 
Tagen nach der Versammlung die 
festgestellten 
Abstimmungsergebnisse 
einschließlich der Angaben nach 
Absatz 2 Satz 2 auf ihrer 
Internetseite veröffentlichen. 

(6) Börsennotierte Gesellschaften 
müssen innerhalb von sieben 
Tagen nach der Versammlung die 
festgestellten 
Abstimmungsergebnisse 
einschließlich der Angaben nach 
Absatz 2 Satz 2 auf ihrer 
Internetseite veröffentlichen. 

(6) Börsennotierte Gesellschaften 
müssen innerhalb von sieben 
Tagen nach der Versammlung die 
festgestellten 
Abstimmungsergebnisse 
einschließlich der Angaben nach 
Absatz 2 Satz 2 auf ihrer 
Internetseite veröffentlichen. 

(6) Börsennotierte Gesellschaften 
müssen innerhalb von sieben 
Tagen nach der Versammlung 
die festgestellten 
Abstimmungsergebnisse 
einschließlich der Angaben 
nach Absatz 2 Satz 2 auf ihrer 
Internetseite veröffentlichen. 

  § 130a Stellungnahmen und 
Redemöglichkeit bei virtuellen 
Hauptversammlungen. 

 § 130a Stellungnahme und 
Rederecht bei virtuellen 
Hauptversammlungen. 

 
§ 130a Stellungnahme und 
Rederecht bei virtuellen 
Hauptversammlungen. 

 (1) 1Im Fall der virtuellen 
Hauptversammlung hat es die 
Gesellschaft zu ermöglichen, 
dass die Aktionäre vor der 
Versammlung Stellungnahmen zu 
den Gegenständen der 
Tagesordnung im Wege 
elektronischer Kommunikation 
unter Verwendung der in der 
Einberufung hierfür mitgeteilten 
Adresse einreichen können. 2Der 
Umfang der Stellungnahmen 
kann in der Einberufung 
angemessen beschränkt werden.  

(1) 1Im Fall der virtuellen 
Hauptversammlung haben die 
Aktionäre das Recht, vor der 
Versammlung Stellungnahmen zu 
den Gegenständen der 
Tagesordnung im Wege 
elektronischer Kommunikation 
unter Verwendung der in der 
Einberufung hierfür mitgeteilten 
Adresse einzureichen. 2Der 
Umfang der Stellungnahmen 
kann in der Einberufung 
angemessen beschränkt werden.  

(1) 1Im Fall der virtuellen 
Hauptversammlung haben die 
Aktionäre das Recht, vor der 
Versammlung Stellungnahmen 
zu den Gegenständen der 
Tagesordnung im Wege 
elektronischer Kommunikation 
unter Verwendung der in der 
Einberufung hierfür 
mitgeteilten Adresse 
einzureichen. 2Das Recht kann 
auf ordnungsgemäß zu der 
Versammlung angemeldete 
Aktionäre beschränkt werden. 
3Der Umfang der 
Stellungnahmen kann in der 
Einberufung angemessen 
beschränkt werden. 
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 (2) Stellungnahmen sind bis 
spätestens vier Tage vor der 
Versammlung einzureichen.  

(2) Stellungnahmen sind bis 
spätestens fünf Tage vor der 
Versammlung einzureichen.  

(2) Stellungnahmen sind bis 
spätestens fünf Tage vor der 
Versammlung einzureichen. 

 (3) 1Die eingereichten 
Stellungnahmen sind allen 
Aktionären zugänglich zu 
machen. 2Bei börsennotierten 
Gesellschaften hat dies über die 
Internetseite der Gesellschaft zu 
erfolgen. § 126 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 1, 3 und 6 gilt 
entsprechend.  

(3) 1Die eingereichten 
Stellungnahmen sind allen 
Aktionären bis spätestens vier 
Tage vor der Versammlung 
zugänglich zu machen. 2Bei 
börsennotierten Gesellschaften 
hat dies über die Internetseite der 
Gesellschaft zu erfolgen. 3§ 126 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 3 und 
6 gilt entsprechend.  

(3) 1Die eingereichten 
Stellungnahmen sind allen 
Aktionären bis spätestens vier 
Tage vor der Versammlung 
zugänglich zu machen. 2Das 
Zugänglichmachen kann auf 
ordnungsgemäß zu der 
Versammlung angemeldete 
Aktionäre beschränkt werden. 
3Bei börsennotierten 
Gesellschaften hat das 
Zugänglichmachen über die 
Internetseite der Gesellschaft 
zu erfolgen; im Fall des Satzes 
2 kann das Zugänglichmachen 
auch über die Internetseite 
eines Dritten erfolgen. 4§ 126 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 3 
und 6 gilt entsprechend. 

  (4) Für die Berechnung der in den 
Absätzen 2 und 3 Satz 1 
genannten Fristen gilt § 121 
Absatz 7. 

(4) Für die Berechnung der in den 
Absätzen 2 und 3 Satz 1 
genannten Fristen gilt § 121 
Absatz 7. 

 (4) 1Den Aktionären ist in der 
Versammlung eine 
Redemöglichkeit im Wege der 
Videokommunikation zu 
gewähren. 2Für die Redebeiträge 
ist die von der Gesellschaft 
angebotene Form der 
Videokommunikation zu 
verwenden. 3Die Gesellschaft 
kann in der Einberufung einen 

(5) 1Den elektronisch zu der 
Versammlung zugeschalteten 
Aktionären ist in der 
Versammlung ein Rederecht im 
Wege der Videokommunikation 
zu gewähren. 2Für die 
Redebeiträge ist die von der 
Gesellschaft angebotene Form 
der Videokommunikation zu 
verwenden. 3Das 

(5) 1Den elektronisch zu der 
Versammlung zugeschalteten 
Aktionären ist in der 
Versammlung ein Rederecht 
im Wege der 
Videokommunikation zu 
gewähren. 2Für die 
Redebeiträge ist die von der 
Gesellschaft angebotene Form 
der Videokommunikation zu 
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angemessenen Gesamtzeitraum 
für die Redebeiträge aller 
Aktionäre und eine angemessene 
Anzahl der zuzulassenden 
Redebeiträge festlegen. 4Über die 
Reihenfolge der Redebeiträge in 
der Versammlung entscheidet der 
Versammlungsleiter.  

Auskunftsverlangen nach § 131 
Absatz 1, Nachfragen nach § 131 
Absatz 1d sowie weitere Fragen 
nach § 131 Absatz 1e dürfen 
Bestandteil des Redebeitrags 
sein. 

verwenden. 3Anträge und 
Wahlvorschläge nach § 118a 
Absatz 1 Satz 2 Nummer 3, 
das Auskunftsverlangen nach 
§ 131 Absatz 1, Nachfragen 
nach § 131 Absatz 1d sowie 
weitere Fragen nach § 131 
Absatz 1e dürfen Bestandteil 
des Redebeitrags sein. 5§ 131 
Absatz 2 Satz 2 gilt 
entsprechend. 

 (5) 1Von der Redemöglichkeit können 
nur diejenigen Aktionäre 
Gebrauch machen, die bis 
spätestens vier Tage vor der 
Versammlung einen Redebeitrag 
unter Verwendung der in der 
Einberufung hierfür mitgeteilten 
Adresse angemeldet haben. 2Die 
Möglichkeit zur Anmeldung von 
Redebeiträgen kann auf 
ordnungsgemäß zu der 
Versammlung angemeldete 
Aktionäre beschränkt werden.  

 (6) Die Gesellschaft kann sich in 
der Einberufung vorbehalten, 
die Funktionsfähigkeit der 
Videokommunikation zwischen 
Aktionär und Gesellschaft in 
der Versammlung und vor dem 
Redebeitrag zu überprüfen und 
diesen zurückzuweisen, sofern 
die Funktionsfähigkeit nicht 
sichergestellt ist. 

 (6) 1Anmeldungen für Redebeiträge 
werden in der zeitlichen 
Reihenfolge ihres Eingangs bei 
der Gesellschaft bis zur nach 
Absatz 4 Satz 3 festgelegten 
Anzahl zugelassen; ein Anspruch 
auf Zulassung von Redebeiträgen 
über die festgelegte Anzahl 
hinaus besteht nicht. 2Die 
Gesellschaft kann sich zudem in 
der Einberufung vorbehalten, die 
Funktionsfähigkeit der 
Videokommunikation zwischen 
Aktionär und Gesellschaft vor 
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dem Tag der Hauptversammlung 
zu überprüfen und nach Satz 1 
zugelassene Redebeiträge 
zurückzuweisen, sofern die 
Funktionsfähigkeit nicht 
sichergestellt ist.  

 (7) 1Fragen nach § 131 Absatz 1 und 
Nachfragen nach § 131 Absatz 1d 
dürfen nicht in einem Redebeitrag 
gestellt werden. 2Gleiches gilt für 
Anträge nach § 118a Absatz 1 
Satz 2 Nummer 3. 3Lässt die 
Gesellschaft die Stellung von 
Gegenanträgen nach § 126 oder 
Wahlvorschlägen nach § 127 in 
der Versammlung zu, so dürfen 
auch diese nicht in einem 
Redebeitrag gestellt werden.  

  

 (8) Für die Fristberechnung nach den 
Absätzen 2 und 5 Satz 1 gilt § 121 
Absatz 7. 

  

§ 131 Auskunftsrecht des 
Aktionärs 

 § 131 Auskunftsrecht des 
Aktionärs 

 § 131 Auskunftsrecht des 
Aktionärs 

 
§ 131 Auskunftsrecht des 
Aktionärs 

(1) 1Jedem Aktionär ist auf 
Verlangen in der 
Hauptversammlung vom 
Vorstand Auskunft über 
Angelegenheiten der 
Gesellschaft zu geben, soweit sie 
zur sachgemäßen Beurteilung 
des Gegenstands der 
Tagesordnung erforderlich ist. 
2Die Auskunftspflicht erstreckt 
sich auch auf die rechtlichen und 
geschäftlichen Beziehungen der 

(1) 1Jedem Aktionär ist auf Verlangen 
in der Hauptversammlung vom 
Vorstand Auskunft über 
Angelegenheiten der Gesellschaft 
zu geben, soweit sie zur 
sachgemäßen Beurteilung des 
Gegenstands der Tagesordnung 
erforderlich ist. 2Die 
Auskunftspflicht erstreckt sich 
auch auf die rechtlichen und 
geschäftlichen Beziehungen der 
Gesellschaft zu einem 

(1) 1Jedem Aktionär ist auf Verlangen 
in der Hauptversammlung vom 
Vorstand Auskunft über 
Angelegenheiten der Gesellschaft 
zu geben, soweit sie zur 
sachgemäßen Beurteilung des 
Gegenstands der Tagesordnung 
erforderlich ist. 2Die 
Auskunftspflicht erstreckt sich 
auch auf die rechtlichen und 
geschäftlichen Beziehungen der 
Gesellschaft zu einem 

(1) 1Jedem Aktionär ist auf 
Verlangen in der 
Hauptversammlung vom 
Vorstand Auskunft über 
Angelegenheiten der 
Gesellschaft zu geben, soweit 
sie zur sachgemäßen 
Beurteilung des Gegenstands 
der Tagesordnung erforderlich 
ist. 2Die Auskunftspflicht 
erstreckt sich auch auf die 
rechtlichen und geschäftlichen 
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Gesellschaft zu einem 
verbundenen Unternehmen. 
3Macht eine Gesellschaft von den 
Erleichterungen nach § 266 
Absatz 1 Satz 3, § 276 oder § 288 
des Handelsgesetzbuchs 
Gebrauch, so kann jeder Aktionär 
verlangen, dass ihm in der 
Hauptversammlung über den 
Jahresabschluss der 
Jahresabschluss in der Form 
vorgelegt wird, die er ohne diese 
Erleichterungen hätte. 4Die 
Auskunftspflicht des Vorstands 
eines Mutterunternehmens 
(§ 290 Abs. 1, 2 des 
Handelsgesetzbuchs) in der 
Hauptversammlung, der der 
Konzernabschluss und der 
Konzernlagebericht vorgelegt 
werden, erstreckt sich auch auf 
die Lage des Konzerns und der in 
den Konzernabschluss 
einbezogenen Unternehmen. 

verbundenen Unternehmen. 
3Macht eine Gesellschaft von den 
Erleichterungen nach § 266 
Absatz 1 Satz 3, § 276 oder § 288 
des Handelsgesetzbuchs 
Gebrauch, so kann jeder Aktionär 
verlangen, dass ihm in der 
Hauptversammlung über den 
Jahresabschluss der 
Jahresabschluss in der Form 
vorgelegt wird, die er ohne diese 
Erleichterungen hätte. 4Die 
Auskunftspflicht des Vorstands 
eines Mutterunternehmens (§ 290 
Abs. 1, 2 des 
Handelsgesetzbuchs) in der 
Hauptversammlung, der der 
Konzernabschluss und der 
Konzernlagebericht vorgelegt 
werden, erstreckt sich auch auf 
die Lage des Konzerns und der in 
den Konzernabschluss 
einbezogenen Unternehmen. 

verbundenen Unternehmen. 
3Macht eine Gesellschaft von den 
Erleichterungen nach § 266 
Absatz 1 Satz 3, § 276 oder § 288 
des Handelsgesetzbuchs 
Gebrauch, so kann jeder Aktionär 
verlangen, dass ihm in der 
Hauptversammlung über den 
Jahresabschluss der 
Jahresabschluss in der Form 
vorgelegt wird, die er ohne diese 
Erleichterungen hätte. 4Die 
Auskunftspflicht des Vorstands 
eines Mutterunternehmens (§ 290 
Abs. 1, 2 des 
Handelsgesetzbuchs) in der 
Hauptversammlung, der der 
Konzernabschluss und der 
Konzernlagebericht vorgelegt 
werden, erstreckt sich auch auf 
die Lage des Konzerns und der in 
den Konzernabschluss 
einbezogenen Unternehmen. 

Beziehungen der Gesellschaft 
zu einem verbundenen 
Unternehmen. 3Macht eine 
Gesellschaft von den 
Erleichterungen nach § 266 
Absatz 1 Satz 3, § 276 oder § 
288 des Handelsgesetzbuchs 
Gebrauch, so kann jeder 
Aktionär verlangen, dass ihm 
in der Hauptversammlung über 
den Jahresabschluss der 
Jahresabschluss in der Form 
vorgelegt wird, die er ohne 
diese Erleichterungen hätte. 
4Die Auskunftspflicht des 
Vorstands eines 
Mutterunternehmens (§ 290 
Abs. 1, 2 des 
Handelsgesetzbuchs) in der 
Hauptversammlung, der der 
Konzernabschluss und der 
Konzernlagebericht vorgelegt 
werden, erstreckt sich auch auf 
die Lage des Konzerns und der 
in den Konzernabschluss 
einbezogenen Unternehmen. 

 (1a)  1Im Fall der virtuellen 
Hauptversammlung ist Absatz 1 
Satz 1 mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass der Vorstand 
vorgeben kann, dass Fragen der 
Aktionäre bis spätestens vier 
Tage vor der Versammlung im 
Wege der elektronischen 
Kommunikation einzureichen 
sind. 2Für die Berechnung der 
Frist gilt § 121 Absatz 7. 3Nicht 

(1a)  1Im Fall der virtuellen 
Hauptversammlung ist Absatz 1 
Satz 1 mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass der Vorstand 
vorgeben kann, dass Fragen der 
Aktionäre bis spätestens drei 
Tage vor der Versammlung im 
Wege der elektronischen 
Kommunikation einzureichen 
sind. 2Für die Berechnung der 
Frist gilt § 121 Absatz 7. 3Nicht 
fristgerecht eingereichte Fragen 

(1a) 1Im Fall der virtuellen 
Hauptversammlung ist Absatz 
1 Satz 1 mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass der 
Vorstand vorgeben kann, dass 
Fragen der Aktionäre bis 
spätestens drei Tage vor der 
Versammlung im Wege der 
elektronischen Kommunikation 
einzureichen sind. 2Für die 
Berechnung der Frist gilt § 121 
Absatz 7. 3Nicht fristgerecht 
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fristgerecht eingereichte Fragen 
werden nicht berücksichtigt. 

müssen nicht berücksichtigt 
werden. 

eingereichte Fragen müssen 
nicht berücksichtigt werden. 

 (1b) 1Der Umfang der Einreichung von 
Fragen kann in der Einberufung 
angemessen beschränkt werden. 
2Das Recht zur Einreichung von 
Fragen kann auf ordnungsgemäß 
zu der Versammlung 
angemeldete Aktionäre 
beschränkt werden. 

(1b) 1Der Umfang der Einreichung von 
Fragen kann in der Einberufung 
angemessen beschränkt werden. 
2Das Recht zur Einreichung von 
Fragen kann auf ordnungsgemäß 
zu der Versammlung 
angemeldete Aktionäre 
beschränkt werden. 

(1b) 1Der Umfang der Einreichung 
von Fragen kann in der 
Einberufung angemessen 
beschränkt werden. 2Das 
Recht zur Einreichung von 
Fragen kann auf 
ordnungsgemäß zu der 
Versammlung angemeldete 
Aktionäre beschränkt werden. 

 (1c) 1Die Gesellschaft hat fristgemäß 
eingereichte Fragen vor der 
Versammlung allen Aktionären 
zugänglich zu machen. 2Bei 
börsennotierten Gesellschaften 
hat das Zugänglichmachen über 
die Internetseite der Gesellschaft 
zu erfolgen. 

(1c) 1Die Gesellschaft hat 
ordnungsgemäß eingereichte 
Fragen vor der Versammlung 
allen Aktionären zugänglich zu 
machen und bis spätestens einen 
Tag vor der Versammlung zu 
beantworten; für die Berechnung 
der Frist gilt § 121 Absatz 7. 2Bei 
börsennotierten Gesellschaften 
haben das Zugänglichmachen der 
Fragen und deren Beantwortung 
über die Internetseite der 
Gesellschaft zu erfolgen. § 126 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 3 und 
6 gilt für das Zugänglichmachen 
der Fragen entsprechend. 3Sind 
die Antworten einen Tag vor 
Beginn und in der Versammlung 
durchgängig zugänglich, darf der 
Vorstand in der Versammlung die 
Auskunft zu diesen Fragen 
verweigern. 

(1c) 1Die Gesellschaft hat 
ordnungsgemäß eingereichte 
Fragen vor der Versammlung 
allen Aktionären zugänglich zu 
machen und bis spätestens 
einen Tag vor der 
Versammlung zu beantworten; 
für die Berechnung der Frist gilt 
§ 121 Absatz 7. 2Bei 
börsennotierten 
Gesellschaften haben das 
Zugänglichmachen der Fragen 
und deren Beantwortung über 
die Internetseite der 
Gesellschaft zu erfolgen. § 126 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 3 
und 6 gilt für das 
Zugänglichmachen der Fragen 
entsprechend. 3Sind die 
Antworten einen Tag vor 
Beginn und in der 
Versammlung durchgängig 
zugänglich, darf der Vorstand 
in der Versammlung die 
Auskunft zu diesen Fragen 
verweigern. 
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 (1d) 1Den Aktionären ist im Anschluss 
an die Beantwortung der vorab 
nach Absatz 1a Satz 1 
eingereichten Fragen im Wege 
der elektronischen 
Kommunikation ein 
Nachfragerecht zu den in der 
Versammlung gegebenen 
Antworten des Vorstands 
einzuräumen. 2Nachfragen, die in 
keinem sachlichen 
Zusammenhang zu der vorab 
eingereichten Frage und zu der 
Antwort des Vorstands stehen, 
werden nicht beantwortet. 

(1d) 1Jedem elektronisch zu der 
Versammlung zugeschalteten 
Aktionär ist in der Versammlung 
im Wege der elektronischen 
Kommunikation ein 
Nachfragerecht zu allen vorab 
eingereichten Fragen, den vor 
und in der Versammlung 
gegebenen Antworten des 
Vorstands sowie zu in der 
Versammlung in Redebeiträgen 
gestellten Fragen einzuräumen. 
2Absatz 2 Satz 2 gilt auch für das 
Nachfragerecht.  

(1d)1Jedem elektronisch zu der 
Versammlung zugeschalteten 
Aktionär ist in der 
Versammlung im Wege der 
elektronischen Kommunikation 
ein Nachfragerecht zu allen vor 
und in der Versammlung 
gegebenen Antworten des 
Vorstands einzuräumen. 
2Absatz 2 Satz 2 gilt auch für 
das Nachfragerecht. 

  (1e)1Zudem ist jedem elektronisch zu 
der Versammlung zugeschalteten 
Aktionär in der Versammlung im 
Wege der elektronischen 
Kommunikation das Recht 
einzuräumen, Fragen zu 
Sachverhalten zu stellen, die sich 
erst nach Ablauf der Frist nach 
Absatz 1a Satz 1 ergeben haben. 
2Sofern nach Beantwortung der 
Nachfragen nach Absatz 1d und 
der Fragen nach Satz 1 die 
Beantwortung weiterer Fragen 
innerhalb des angemessenen 
Zeitraums der Versammlung 
möglich ist, sind auch Fragen, die 
bis spätestens drei Tage vor der 
Versammlung hätten gestellt 
werden können, zuzulassen. 

(1e)1Zudem ist jedem elektronisch 
zu der Versammlung 
zugeschalteten Aktionär in der 
Versammlung im Wege der 
elektronischen Kommunikation 
das Recht einzuräumen, 
Fragen zu Sachverhalten zu 
stellen, die sich erst nach 
Ablauf der Frist nach Absatz 1a 
Satz 1 ergeben haben. Absatz 
2 Satz 2 gilt auch für dieses 
Fragerecht. 

  (1f) Der Versammlungsleiter kann 
festlegen, dass das 
Auskunftsrecht nach Absatz 1, 

(1f) Der Versammlungsleiter kann 
festlegen, dass das 
Auskunftsrecht nach Absatz 1, 
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das Nachfragerecht nach Absatz 
1d und das Fragerecht nach 
Absatz 1e in der 
Hauptversammlung 
ausschließlich im Wege der 
Videokommunikation ausgeübt 
werden dürfen. 

das Nachfragerecht nach 
Absatz 1d und das Fragerecht 
nach Absatz 1e in der 
Hauptversammlung 
ausschließlich im Wege der 
Videokommunikation ausgeübt 
werden dürfen. 

(2) 1Die Auskunft hat den 
Grundsätzen einer 
gewissenhaften und getreuen 
Rechenschaft zu entsprechen. 
2Die Satzung oder die 
Geschäftsordnung gemäß § 129 
kann den Versammlungsleiter 
ermächtigen, das Frage- und 
Rederecht des Aktionärs zeitlich 
angemessen zu beschränken, 
und Näheres dazu bestimmen. 

(2) 1Die Auskunft hat den 
Grundsätzen einer 
gewissenhaften und getreuen 
Rechenschaft zu entsprechen. 
2Die Satzung oder die 
Geschäftsordnung gemäß § 129 
kann den Versammlungsleiter 
ermächtigen, das Frage- und 
Rederecht des Aktionärs zeitlich 
angemessen zu beschränken, 
und Näheres dazu bestimmen. 

(2) 1Die Auskunft hat den 
Grundsätzen einer 
gewissenhaften und getreuen 
Rechenschaft zu entsprechen. 
2Die Satzung oder die 
Geschäftsordnung gemäß § 129 
kann den Versammlungsleiter 
ermächtigen, das Frage- und 
Rederecht des Aktionärs zeitlich 
angemessen zu beschränken, 
und Näheres dazu bestimmen. 

(2) 1Die Auskunft hat den 
Grundsätzen einer 
gewissenhaften und getreuen 
Rechenschaft zu entsprechen. 
2Die Satzung oder die 
Geschäftsordnung gemäß § 
129 kann den 
Versammlungsleiter 
ermächtigen, das Frage- und 
Rederecht des Aktionärs 
zeitlich angemessen zu 
beschränken, und Näheres 
dazu bestimmen. 

(3) 1Der Vorstand darf die Auskunft 
verweigern, 

(3) 1Der Vorstand darf die Auskunft 
verweigern, 

(3) 1Der Vorstand darf die Auskunft 
verweigern, 

(3) 1Der Vorstand darf die 
Auskunft verweigern, 

1. soweit die Erteilung der 
Auskunft nach vernünftiger 
kaufmännischer Beurteilung 
geeignet ist, der Gesellschaft 
oder einem verbundenen 
Unternehmen einen nicht 
unerheblichen Nachteil 
zuzufügen; 

1. soweit die Erteilung der 
Auskunft nach vernünftiger 
kaufmännischer Beurteilung 
geeignet ist, der Gesellschaft 
oder einem verbundenen 
Unternehmen einen nicht 
unerheblichen Nachteil 
zuzufügen; 

1. soweit die Erteilung der 
Auskunft nach vernünftiger 
kaufmännischer Beurteilung 
geeignet ist, der Gesellschaft 
oder einem verbundenen 
Unternehmen einen nicht 
unerheblichen Nachteil 
zuzufügen; 

1. soweit die Erteilung der 
Auskunft nach vernünftiger 
kaufmännischer 
Beurteilung geeignet ist, 
der Gesellschaft oder 
einem verbundenen 
Unternehmen einen nicht 
unerheblichen Nachteil 
zuzufügen; 

2. soweit sie sich auf steuerliche 
Wertansätze oder die Höhe 
einzelner Steuern bezieht; 

2. soweit sie sich auf steuerliche 
Wertansätze oder die Höhe 
einzelner Steuern bezieht; 

2. soweit sie sich auf steuerliche 
Wertansätze oder die Höhe 
einzelner Steuern bezieht; 

2. soweit sie sich auf 
steuerliche Wertansätze 
oder die Höhe einzelner 
Steuern bezieht; 
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3. über den Unterschied 
zwischen dem Wert, mit dem 
Gegenstände in der 
Jahresbilanz angesetzt 
worden sind, und einem 
höheren Wert dieser 
Gegenstände, es sei denn, 
daß die Hauptversammlung 
den Jahresabschluß 
feststellt; 

3. über den Unterschied 
zwischen dem Wert, mit dem 
Gegenstände in der 
Jahresbilanz angesetzt 
worden sind, und einem 
höheren Wert dieser 
Gegenstände, es sei denn, 
daß die Hauptversammlung 
den Jahresabschluß 
feststellt; 

3. über den Unterschied 
zwischen dem Wert, mit dem 
Gegenstände in der 
Jahresbilanz angesetzt 
worden sind, und einem 
höheren Wert dieser 
Gegenstände, es sei denn, 
daß die Hauptversammlung 
den Jahresabschluß feststellt; 

3. über den Unterschied 
zwischen dem Wert, mit 
dem Gegenstände in der 
Jahresbilanz angesetzt 
worden sind, und einem 
höheren Wert dieser 
Gegenstände, es sei denn, 
daß die 
Hauptversammlung den 
Jahresabschluß feststellt; 

4. über die Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden, 
soweit die Angabe dieser 
Methoden im Anhang 
ausreicht, um ein den 
tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage der Gesellschaft 
im Sinne des § 264 Abs. 2 
des Handelsgesetzbuchs zu 
vermitteln; dies gilt nicht, 
wenn die Hauptversammlung 
den Jahresabschluß 
feststellt; 

4. über die Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden, soweit 
die Angabe dieser Methoden 
im Anhang ausreicht, um ein 
den tatsächlichen 
Verhältnissen 
entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage der Gesellschaft 
im Sinne des § 264 Abs. 2 
des Handelsgesetzbuchs zu 
vermitteln; dies gilt nicht, 
wenn die Hauptversammlung 
den Jahresabschluß 
feststellt; 

4. über die Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden, soweit 
die Angabe dieser Methoden 
im Anhang ausreicht, um ein 
den tatsächlichen 
Verhältnissen 
entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage der Gesellschaft 
im Sinne des § 264 Abs. 2 
des Handelsgesetzbuchs zu 
vermitteln; dies gilt nicht, 
wenn die Hauptversammlung 
den Jahresabschluß feststellt; 

4. über die Bilanzierungs- 
und 
Bewertungsmethoden, 
soweit die Angabe dieser 
Methoden im Anhang 
ausreicht, um ein den 
tatsächlichen 
Verhältnissen 
entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage der 
Gesellschaft im Sinne des 
§ 264 Abs. 2 des 
Handelsgesetzbuchs zu 
vermitteln; dies gilt nicht, 
wenn die 
Hauptversammlung den 
Jahresabschluß feststellt; 

5. soweit sich der Vorstand 
durch die Erteilung der 
Auskunft strafbar machen 
würde; 

5. soweit sich der Vorstand 
durch die Erteilung der 
Auskunft strafbar machen 
würde; 

5. soweit sich der Vorstand 
durch die Erteilung der 
Auskunft strafbar machen 
würde; 

5. soweit sich der Vorstand 
durch die Erteilung der 
Auskunft strafbar machen 
würde; 

6. soweit bei einem 
Kreditinstitut, einem 
Finanzdienstleistungsinstitut 
oder einem Wertpapierinstitut 

6. soweit bei einem 
Kreditinstitut, einem 
Finanzdienstleistungsinstitut 
oder einem Wertpapierinstitut 

6. soweit bei einem 
Kreditinstitut, einem 
Finanzdienstleistungsinstitut 
oder einem Wertpapierinstitut 

6. soweit bei einem 
Kreditinstitut, einem 
Finanzdienstleistungsinstit
ut oder einem 
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Angaben über angewandte 
Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden sowie 
vorgenommene 
Verrechnungen im 
Jahresabschluß, 
Lagebericht, 
Konzernabschluß oder 
Konzernlagebericht nicht 
gemacht zu werden 
brauchen; 

Angaben über angewandte 
Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden sowie 
vorgenommene 
Verrechnungen im 
Jahresabschluß, Lagebericht, 
Konzernabschluß oder 
Konzernlagebericht nicht 
gemacht zu werden 
brauchen; 

Angaben über angewandte 
Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden sowie 
vorgenommene 
Verrechnungen im 
Jahresabschluß, Lagebericht, 
Konzernabschluß oder 
Konzernlagebericht nicht 
gemacht zu werden 
brauchen; 

Wertpapierinstitut 
Angaben über 
angewandte 
Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden 
sowie vorgenommene 
Verrechnungen im 
Jahresabschluß, 
Lagebericht, 
Konzernabschluß oder 
Konzernlagebericht nicht 
gemacht zu werden 
brauchen; 

7. soweit die Auskunft auf der 
Internetseite der Gesellschaft 
über mindestens sieben Tage 
vor Beginn und in der 
Hauptversammlung 
durchgängig zugänglich ist. 

7. soweit die Auskunft auf der 
Internetseite der Gesellschaft 
über mindestens sieben Tage 
vor Beginn und in der 
Hauptversammlung 
durchgängig zugänglich ist. 

7. soweit die Auskunft auf der 
Internetseite der Gesellschaft 
über mindestens sieben Tage 
vor Beginn und in der 
Hauptversammlung 
durchgängig zugänglich ist. 

7. soweit die Auskunft auf der 
Internetseite der 
Gesellschaft über 
mindestens sieben Tage 
vor Beginn und in der 
Hauptversammlung 
durchgängig zugänglich 
ist. 

2Aus anderen Gründen darf die 
Auskunft nicht verweigert 
werden. 

2Aus anderen Gründen darf die 
Auskunft nicht verweigert werden. 

2Aus anderen Gründen darf die 
Auskunft nicht verweigert werden. 

2Aus anderen Gründen darf die 
Auskunft nicht verweigert 
werden. 

(4) 1Ist einem Aktionär wegen seiner 
Eigenschaft als Aktionär eine 
Auskunft außerhalb der 
Hauptversammlung gegeben 
worden, so ist sie jedem anderen 
Aktionär auf dessen Verlangen in 
der Hauptversammlung zu 
geben, auch wenn sie zur 
sachgemäßen Beurteilung des 
Gegenstands der Tagesordnung 
nicht erforderlich ist. 2Der 
Vorstand darf die Auskunft nicht 
nach Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 bis 4 

(4) 1Ist einem Aktionär wegen seiner 
Eigenschaft als Aktionär eine 
Auskunft außerhalb der 
Hauptversammlung gegeben 
worden, so ist sie jedem anderen 
Aktionär auf dessen Verlangen in 
der Hauptversammlung zu geben, 
auch wenn sie zur sachgemäßen 
Beurteilung des Gegenstands der 
Tagesordnung nicht erforderlich 
ist. 2Im Fall der virtuellen 
Hauptversammlung ist zu 
gewährleisten, dass jeder durch 

(4) 1Ist einem Aktionär wegen seiner 
Eigenschaft als Aktionär eine 
Auskunft außerhalb der 
Hauptversammlung gegeben 
worden, so ist sie jedem anderen 
Aktionär auf dessen Verlangen in 
der Hauptversammlung zu geben, 
auch wenn sie zur sachgemäßen 
Beurteilung des Gegenstands der 
Tagesordnung nicht erforderlich 
ist. 2Im Fall der virtuellen 
Hauptversammlung ist zu 
gewährleisten, dass jeder 

(4) 1Ist einem Aktionär wegen 
seiner Eigenschaft als Aktionär 
eine Auskunft außerhalb der 
Hauptversammlung gegeben 
worden, so ist sie jedem 
anderen Aktionär auf dessen 
Verlangen in der 
Hauptversammlung zu geben, 
auch wenn sie zur 
sachgemäßen Beurteilung des 
Gegenstands der 
Tagesordnung nicht 
erforderlich ist. 2Im Fall der 
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verweigern. 3Sätze 1 und 2 gelten 
nicht, wenn ein 
Tochterunternehmen (§ 290 Abs. 
1, 2 des Handelsgesetzbuchs), 
ein Gemeinschaftsunternehmen 
(§ 310 Abs. 1 des 
Handelsgesetzbuchs) oder ein 
assoziiertes Unternehmen (§ 311 
Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs) 
die Auskunft einem 
Mutterunternehmen (§ 290 Abs. 
1, 2 des Handelsgesetzbuchs) 
zum Zwecke der Einbeziehung 
der Gesellschaft in den 
Konzernabschluß des 
Mutterunternehmens erteilt und 
die Auskunft für diesen Zweck 
benötigt wird. 

elektronische Zuschaltung an der 
Versammlung teilnehmende 
Aktionär sein Verlangen nach 
Satz 1 im Wege der 
elektronischen Kommunikation 
übermitteln kann. 3Der Vorstand 
darf die Auskunft nicht nach 
Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 bis 4 
verweigern. 4Die Sätze 1 bis 3 
gelten nicht, wenn ein 
Tochterunternehmen (§ 290 Abs. 
1, 2 des Handelsgesetzbuchs), 
ein Gemeinschaftsunternehmen 
(§ 310 Abs. 1 des 
Handelsgesetzbuchs) oder ein 
assoziiertes Unternehmen (§ 311 
Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs) 
die Auskunft einem 
Mutterunternehmen (§ 290 Abs. 
1, 2 des Handelsgesetzbuchs) 
zum Zwecke der Einbeziehung 
der Gesellschaft in den 
Konzernabschluß des 
Mutterunternehmens erteilt und 
die Auskunft für diesen Zweck 
benötigt wird. 

elektronisch zu der Versammlung 
zugeschaltete Aktionär sein 
Verlangen nach Satz 1 im Wege 
der elektronischen 
Kommunikation übermitteln kann. 
3Der Vorstand darf die Auskunft 
nicht nach Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 
bis 4 verweigern. 4Die Sätze 1 bis 
3 gelten nicht, wenn ein 
Tochterunternehmen (§ 290 Abs. 
1, 2 des Handelsgesetzbuchs), 
ein Gemeinschaftsunternehmen 
(§ 310 Abs. 1 des 
Handelsgesetzbuchs) oder ein 
assoziiertes Unternehmen (§ 311 
Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs) 
die Auskunft einem 
Mutterunternehmen (§ 290 Abs. 
1, 2 des Handelsgesetzbuchs) 
zum Zwecke der Einbeziehung 
der Gesellschaft in den 
Konzernabschluß des 
Mutterunternehmens erteilt und 
die Auskunft für diesen Zweck 
benötigt wird. 

virtuellen Hauptversammlung 
ist zu gewährleisten, dass 
jeder elektronisch zu der 
Versammlung zugeschaltete 
Aktionär sein Verlangen nach 
Satz 1 im Wege der 
elektronischen Kommunikation 
übermitteln kann. 3Der 
Vorstand darf die Auskunft 
nicht nach Absatz 3 Satz 1 Nr. 
1 bis 4 verweigern. 4Die Sätze 
1 bis 3 gelten nicht, wenn ein 
Tochterunternehmen (§ 290 
Abs. 1, 2 des 
Handelsgesetzbuchs), ein 
Gemeinschaftsunternehmen (§ 
310 Abs. 1 des 
Handelsgesetzbuchs) oder ein 
assoziiertes Unternehmen (§ 
311 Abs. 1 des 
Handelsgesetzbuchs) die 
Auskunft einem 
Mutterunternehmen (§ 290 
Abs. 1, 2 des 
Handelsgesetzbuchs) zum 
Zwecke der Einbeziehung der 
Gesellschaft in den 
Konzernabschluß des 
Mutterunternehmens erteilt 
und die Auskunft für diesen 
Zweck benötigt wird. 

(5) Wird einem Aktionär eine 
Auskunft verweigert, so kann er 
verlangen, daß seine Frage und 
der Grund, aus dem die Auskunft 
verweigert worden ist, in die 
Niederschrift über die 

(5) 1Wird einem Aktionär eine 
Auskunft verweigert, so kann er 
verlangen, daß seine Frage und 
der Grund, aus dem die Auskunft 
verweigert worden ist, in die 
Niederschrift über die 
Verhandlung aufgenommen 
werden. 2Im Fall der virtuellen 

(5) 1Wird einem Aktionär eine 
Auskunft verweigert, so kann er 
verlangen, daß seine Frage und 
der Grund, aus dem die Auskunft 
verweigert worden ist, in die 
Niederschrift über die 
Verhandlung aufgenommen 
werden. 2Im Fall der virtuellen 

(5) 1Wird einem Aktionär eine 
Auskunft verweigert, so kann 
er verlangen, daß seine Frage 
und der Grund, aus dem die 
Auskunft verweigert worden 
ist, in die Niederschrift über die 
Verhandlung aufgenommen 
werden. 2Im Fall der virtuellen 
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Verhandlung aufgenommen 
werden. 

Hauptversammlung ist zu 
gewährleisten, dass jeder durch 
elektronische Zuschaltung an der 
Versammlung teilnehmende 
Aktionär sein Verlangen nach 
Satz 1 im Wege der 
elektronischen Kommunikation 
übermitteln kann. 

Hauptversammlung ist zu 
gewährleisten, dass elektronisch 
zu der Versammlung 
zugeschaltete Aktionär sein 
Verlangen nach Satz 1 im Wege 
der elektronischen 
Kommunikation übermitteln kann. 

Hauptversammlung ist zu 
gewährleisten, dass jeder 
elektronisch zu der 
Versammlung zugeschaltete 
Aktionär sein Verlangen nach 
Satz 1 im Wege der 
elektronischen Kommunikation 
übermitteln kann. 

§ 132 Gerichtliche 
Entscheidung über das 
Auskunftsrecht 

 § 132 Gerichtliche 
Entscheidung über das 
Auskunftsrecht 

 § 132 Gerichtliche 
Entscheidung über das 
Auskunftsrecht 

 
§ 132 Gerichtliche 
Entscheidung über das 
Auskunftsrecht 

(1) Ob der Vorstand die Auskunft zu 
geben hat, entscheidet auf Antrag 
ausschließlich das Landgericht, in 
dessen Bezirk die Gesellschaft 
ihren Sitz hat. 

(1) Ob der Vorstand die Auskunft zu 
geben hat, entscheidet auf Antrag 
ausschließlich das Landgericht, in 
dessen Bezirk die Gesellschaft 
ihren Sitz hat. 

(1) Ob der Vorstand die Auskunft zu 
geben hat, entscheidet auf Antrag 
ausschließlich das Landgericht, in 
dessen Bezirk die Gesellschaft 
ihren Sitz hat. 

(1) Ob der Vorstand die Auskunft 
zu geben hat, entscheidet auf 
Antrag ausschließlich das 
Landgericht, in dessen Bezirk 
die Gesellschaft ihren Sitz hat. 

(2) 1Antragsberechtigt ist jeder 
Aktionär, dem die verlangte 
Auskunft nicht gegeben worden 
ist, und, wenn über den 
Gegenstand der Tagesordnung, 
auf den sich die Auskunft bezog, 
Beschluß gefaßt worden ist, jeder 
in der Hauptversammlung 
erschienene Aktionär, der in der 
Hauptversammlung Widerspruch 
zur Niederschrift erklärt hat. 2Der 
Antrag ist binnen zwei Wochen 
nach der Hauptversammlung zu 
stellen, in der die Auskunft 
abgelehnt worden ist. 

(2) 1Antragsberechtigt ist jeder 
Aktionär, dem die verlangte 
Auskunft nicht gegeben worden 
ist, und, wenn über den 
Gegenstand der Tagesordnung, 
auf den sich die Auskunft bezog, 
Beschluß gefaßt worden ist, jeder 
in der Hauptversammlung 
erschienene Aktionär, der in der 
Hauptversammlung Widerspruch 
zur Niederschrift erklärt hat. 2Im 
Fall der virtuellen 
Hauptversammlung sind folgende 
elektronisch zugeschaltete 
Aktionäre antragsberechtigt:  

(2) 1Antragsberechtigt ist jeder 
Aktionär, dem die verlangte 
Auskunft nicht gegeben worden 
ist, und, wenn über den 
Gegenstand der Tagesordnung, 
auf den sich die Auskunft bezog, 
Beschluß gefaßt worden ist, jeder 
in der Hauptversammlung 
erschienene Aktionär, der in der 
Hauptversammlung Widerspruch 
zur Niederschrift erklärt hat. 2Im 
Fall der virtuellen 
Hauptversammlung sind folgende 
elektronisch zugeschaltete 
Aktionäre antragsberechtigt:  

(2) 1Antragsberechtigt ist jeder 
Aktionär, dem die verlangte 
Auskunft nicht gegeben 
worden ist, und, wenn über den 
Gegenstand der 
Tagesordnung, auf den sich 
die Auskunft bezog, Beschluß 
gefaßt worden ist, jeder in der 
Hauptversammlung 
erschienene Aktionär, der in 
der Hauptversammlung 
Widerspruch zur Niederschrift 
erklärt hat. 2Im Fall der 
virtuellen Hauptversammlung 
sind folgende elektronisch 
zugeschaltete Aktionäre 
antragsberechtigt: 
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 1. jeder Aktionär, dem die 
verlangte Auskunft nicht 
gegeben worden ist, 

1. jeder Aktionär, dem die 
verlangte Auskunft nicht 
gegeben worden ist, 

1. jeder Aktionär, dem die 
verlangte Auskunft nicht 
gegeben worden ist, 

 2. jeder Aktionär, der 
Widerspruch im Wege 
elektronischer 
Kommunikation erklärt hat, 
wenn über den Gegenstand 
der Tagesordnung, auf den 
sich die Auskunft bezog, 
Beschluss gefasst worden ist. 

2. jeder Aktionär, der 
Widerspruch im Wege 
elektronischer 
Kommunikation erklärt hat, 
wenn über den Gegenstand 
der Tagesordnung, auf den 
sich die Auskunft bezog, 
Beschluss gefasst worden ist. 

2. jeder Aktionär, der 
Widerspruch im Wege 
elektronischer 
Kommunikation erklärt hat, 
wenn über den 
Gegenstand der 
Tagesordnung, auf den 
sich die Auskunft bezog, 
Beschluss gefasst worden 
ist. 

 3Der Antrag ist binnen zwei 
Wochen nach der 
Hauptversammlung zu stellen, in 
der die Auskunft abgelehnt 
worden ist. 

3Der Antrag ist binnen zwei 
Wochen nach der 
Hauptversammlung zu stellen, in 
der die Auskunft abgelehnt 
worden ist. 

3Der Antrag ist binnen zwei 
Wochen nach der 
Hauptversammlung zu stellen, 
in der die Auskunft abgelehnt 
worden ist. 

(3) 1§ 99 Abs. 1, 3 Satz 1, 2 und 4 bis 
6 sowie Abs. 5 Satz 1 und 3 gilt 
entsprechend. 2Die Beschwerde 
findet nur statt, wenn das 
Landgericht sie in der 
Entscheidung für zulässig erklärt. 
3§ 70 Abs. 2 des Gesetzes über 
das Verfahren in Familiensachen 
und in den Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit ist 
entsprechend anzuwenden. 

(3) 1§ 99 Abs. 1, 3 Satz 1, 2 und 4 bis 
6 sowie Abs. 5 Satz 1 und 3 gilt 
entsprechend. 2Die Beschwerde 
findet nur statt, wenn das 
Landgericht sie in der 
Entscheidung für zulässig erklärt. 
3§ 70 Abs. 2 des Gesetzes über 
das Verfahren in Familiensachen 
und in den Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit ist 
entsprechend anzuwenden. 

(3) 1§ 99 Abs. 1, 3 Satz 1, 2 und 4 bis 
6 sowie Abs. 5 Satz 1 und 3 gilt 
entsprechend. 2Die Beschwerde 
findet nur statt, wenn das 
Landgericht sie in der 
Entscheidung für zulässig erklärt. 
3§ 70 Abs. 2 des Gesetzes über 
das Verfahren in Familiensachen 
und in den Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit ist 
entsprechend anzuwenden. 

(3) 1§ 99 Abs. 1, 3 Satz 1, 2 und 4 
bis 6 sowie Abs. 5 Satz 1 und 3 
gilt entsprechend. 2Die 
Beschwerde findet nur statt, 
wenn das Landgericht sie in 
der Entscheidung für zulässig 
erklärt. 3§ 70 Abs. 2 des 
Gesetzes über das Verfahren 
in Familiensachen und in den 
Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit ist 
entsprechend anzuwenden. 

(4) 1Wird dem Antrag stattgegeben, 
so ist die Auskunft auch 
außerhalb der 
Hauptversammlung zu geben. 
2Aus der Entscheidung findet die 

(4) 1Wird dem Antrag stattgegeben, 
so ist die Auskunft auch 
außerhalb der 
Hauptversammlung zu geben. 
2Aus der Entscheidung findet die 

(4) 1Wird dem Antrag stattgegeben, 
so ist die Auskunft auch 
außerhalb der 
Hauptversammlung zu geben. 
2Aus der Entscheidung findet die 

(4) 1Wird dem Antrag 
stattgegeben, so ist die 
Auskunft auch außerhalb der 
Hauptversammlung zu geben. 
2Aus der Entscheidung findet 
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Zwangsvollstreckung nach den 
Vorschriften der 
Zivilprozeßordnung statt. 

Zwangsvollstreckung nach den 
Vorschriften der 
Zivilprozeßordnung statt. 

Zwangsvollstreckung nach den 
Vorschriften der 
Zivilprozeßordnung statt. 

die Zwangsvollstreckung nach 
den Vorschriften der 
Zivilprozeßordnung statt. 

(5) Das mit dem Verfahren befaßte 
Gericht bestimmt nach billigem 
Ermessen, welchem Beteiligten 
die Kosten des Verfahrens 
aufzuerlegen sind. 

(5) Das mit dem Verfahren befaßte 
Gericht bestimmt nach billigem 
Ermessen, welchem Beteiligten 
die Kosten des Verfahrens 
aufzuerlegen sind. 

(5) Das mit dem Verfahren befaßte 
Gericht bestimmt nach billigem 
Ermessen, welchem Beteiligten 
die Kosten des Verfahrens 
aufzuerlegen sind. 

(5) Das mit dem Verfahren 
befaßte Gericht bestimmt nach 
billigem Ermessen, welchem 
Beteiligten die Kosten des 
Verfahrens aufzuerlegen sind. 

[…] 

§ 241 Nichtigkeitsgründe 

 […] 

§ 241 Nichtigkeitsgründe 

 […] 

§ 241 Nichtigkeitsgründe 

 […] 

§ 241 Nichtigkeitsgründe 

Ein Beschluß der Hauptversammlung 
ist außer in den Fällen des § 192 Abs. 
4, §§ 212, 217 Abs. 2, § 228 Abs. 2, § 
234 Abs. 3 und § 235 Abs. 2 nur dann 
nichtig, wenn er 

Ein Beschluß der Hauptversammlung 
ist außer in den Fällen des § 192 Abs. 
4, §§ 212, 217 Abs. 2, § 228 Abs. 2, § 
234 Abs. 3 und § 235 Abs. 2 nur dann 
nichtig, wenn er 

Ein Beschluß der Hauptversammlung 
ist außer in den Fällen des § 192 Abs. 
4, §§ 212, 217 Abs. 2, § 228 Abs. 2, § 
234 Abs. 3 und § 235 Abs. 2 nur dann 
nichtig, wenn er 

Ein Beschluß der 
Hauptversammlung ist außer in 
den Fällen des § 192 Abs. 4, §§ 
212, 217 Abs. 2, § 228 Abs. 2, § 
234 Abs. 3 und § 235 Abs. 2 nur 
dann nichtig, wenn er 

1. in einer Hauptversammlung 
gefaßt worden ist, die unter 
Verstoß gegen § 121 Abs. 2 
und 3 Satz 1 oder Abs. 4 
einberufen war, 

1. in einer Hauptversammlung 
gefaßt worden ist, die unter 
Verstoß gegen § 121 Abs. 2 
und 3 Satz 1 oder Abs. 4 und 
4b Satz 1 einberufen war, 

1. in einer Hauptversammlung 
gefaßt worden ist, die unter 
Verstoß gegen § 121 Abs. 2 
und 3 Satz 1 oder Abs. 4 und 
4b Satz 1 einberufen war, 

1. in einer 
Hauptversammlung gefaßt 
worden ist, die unter 
Verstoß gegen § 121 Abs. 
2 und 3 Satz 1 oder Abs. 4 
und 4b Satz 1 einberufen 
war, 

2. nicht nach § 130 Abs. 1 und 2 
Satz 1 und Abs. 4 beurkundet 
ist, 

2. nicht nach § 130 Absatz 1 bis 
2 Satz 1 und Absatz 4 
beurkundet ist, 

2. nicht nach § 130 Absatz 1 bis 
2 Satz 1 und Absatz 4 
beurkundet ist, 

2. nicht nach § 130 Absatz 1 
bis 2 Satz 1 und Absatz 4 
beurkundet ist, 

3. mit dem Wesen der 
Aktiengesellschaft nicht zu 
vereinbaren ist oder durch 
seinen Inhalt Vorschriften 
verletzt, die ausschließlich 
oder überwiegend zum 
Schutze der Gläubiger der 

3. mit dem Wesen der 
Aktiengesellschaft nicht zu 
vereinbaren ist oder durch 
seinen Inhalt Vorschriften 
verletzt, die ausschließlich 
oder überwiegend zum 
Schutze der Gläubiger der 

3. mit dem Wesen der 
Aktiengesellschaft nicht zu 
vereinbaren ist oder durch 
seinen Inhalt Vorschriften 
verletzt, die ausschließlich 
oder überwiegend zum 
Schutze der Gläubiger der 

3. mit dem Wesen der 
Aktiengesellschaft nicht zu 
vereinbaren ist oder durch 
seinen Inhalt Vorschriften 
verletzt, die ausschließlich 
oder überwiegend zum 
Schutze der Gläubiger der 
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Gesellschaft oder sonst im 
öffentlichen Interesse 
gegeben sind, 

Gesellschaft oder sonst im 
öffentlichen Interesse 
gegeben sind, 

Gesellschaft oder sonst im 
öffentlichen Interesse 
gegeben sind, 

Gesellschaft oder sonst im 
öffentlichen Interesse 
gegeben sind, 

4. durch seinen Inhalt gegen die 
guten Sitten verstößt, 

4. durch seinen Inhalt gegen die 
guten Sitten verstößt, 

4. durch seinen Inhalt gegen die 
guten Sitten verstößt, 

4. durch seinen Inhalt gegen 
die guten Sitten verstößt, 

5. auf Anfechtungsklage durch 
Urteil rechtskräftig für nichtig 
erklärt worden ist, 

5. auf Anfechtungsklage durch 
Urteil rechtskräftig für nichtig 
erklärt worden ist, 

5. auf Anfechtungsklage durch 
Urteil rechtskräftig für nichtig 
erklärt worden ist, 

5. auf Anfechtungsklage 
durch Urteil rechtskräftig 
für nichtig erklärt worden 
ist, 

6. nach § 398 des Gesetzes 
über das Verfahren in 
Familiensachen und in den 
Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit 
auf Grund rechtskräftiger 
Entscheidung als nichtig 
gelöscht worden ist. 

6. nach § 398 des Gesetzes 
über das Verfahren in 
Familiensachen und in den 
Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit 
auf Grund rechtskräftiger 
Entscheidung als nichtig 
gelöscht worden ist. 

6. nach § 398 des Gesetzes 
über das Verfahren in 
Familiensachen und in den 
Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit 
auf Grund rechtskräftiger 
Entscheidung als nichtig 
gelöscht worden ist. 

6. nach § 398 des Gesetzes 
über das Verfahren in 
Familiensachen und in den 
Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit 
auf Grund rechtskräftiger 
Entscheidung als nichtig 
gelöscht worden ist. 

§ 242 Heilung der Nichtigkeit  § 242 Heilung der Nichtigkeit  § 242 Heilung der Nichtigkeit 
 

§ 242 Heilung der Nichtigkeit 

(1) Die Nichtigkeit eines 
Hauptversammlungsbeschlusses
, der entgegen § 130 Abs. 1 und 
2 Satz 1 und Abs. 4 nicht oder 
nicht gehörig beurkundet worden 
ist, kann nicht mehr geltend 
gemacht werden, wenn der 
Beschluß in das Handelsregister 
eingetragen worden ist. 

(1) Die Nichtigkeit eines 
Hauptversammlungsbeschlusses
, der entgegen § 130 Absatz 1 bis 
2 Satz 1 und Absatz 4 nicht oder 
nicht gehörig beurkundet worden 
ist, kann nicht mehr geltend 
gemacht werden, wenn der 
Beschluß in das Handelsregister 
eingetragen worden ist. 

(1) Die Nichtigkeit eines 
Hauptversammlungsbeschlusses
, der entgegen § 130 Absatz 1 bis 
2 Satz 1 und Absatz 4 nicht oder 
nicht gehörig beurkundet worden 
ist, kann nicht mehr geltend 
gemacht werden, wenn der 
Beschluß in das Handelsregister 
eingetragen worden ist. 

(1) Die Nichtigkeit eines 
Hauptversammlungsbeschluss
es, der entgegen § 130 Absatz 
1 bis 2 Satz 1 und Absatz 4 
nicht oder nicht gehörig 
beurkundet worden ist, kann 
nicht mehr geltend gemacht 
werden, wenn der Beschluß in 
das Handelsregister 
eingetragen worden ist. 

(2) 1Ist ein 
Hauptversammlungsbeschluß 
nach § 241 Nr. 1, 3 oder 4 nichtig, 
so kann die Nichtigkeit nicht mehr 
geltend gemacht werden, wenn 

(2) 1Ist ein 
Hauptversammlungsbeschluß 
nach § 241 Nr. 1, 3 oder 4 nichtig, 
so kann die Nichtigkeit nicht mehr 
geltend gemacht werden, wenn 

(2) 1Ist ein 
Hauptversammlungsbeschluß 
nach § 241 Nr. 1, 3 oder 4 nichtig, 
so kann die Nichtigkeit nicht mehr 
geltend gemacht werden, wenn 

(2) 1Ist ein 
Hauptversammlungsbeschluß 
nach § 241 Nr. 1, 3 oder 4 
nichtig, so kann die Nichtigkeit 
nicht mehr geltend gemacht 
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der Beschluß in das 
Handelsregister eingetragen 
worden ist und seitdem drei Jahre 
verstrichen sind. 2Ist bei Ablauf 
der Frist eine Klage auf 
Feststellung der Nichtigkeit des 
Hauptversammlungsbeschlusses 
rechtshängig, so verlängert sich 
die Frist, bis über die Klage 
rechtskräftig entschieden ist oder 
sie sich auf andere Weise 
endgültig erledigt hat. 3Eine 
Löschung des Beschlusses von 
Amts wegen nach § 398 des 
Gesetzes über das Verfahren in 
Familiensachen und in den 
Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit wird durch den 
Zeitablauf nicht ausgeschlossen. 
4Ist ein 
Hauptversammlungsbeschluß 
wegen Verstoßes gegen § 121 
Abs. 4 Satz 2 nach § 241 Nr. 1 
nichtig, so kann die Nichtigkeit 
auch dann nicht mehr geltend 
gemacht werden, wenn der nicht 
geladene Aktionär den Beschluß 
genehmigt. 5Ist ein 
Hauptversammlungsbeschluss 
nach § 241 Nr. 5 oder § 249 
nichtig, so kann das Urteil nach § 
248 Abs. 1 Satz 3 nicht mehr 
eingetragen werden, wenn 
gemäß § 246a Abs. 1 
rechtskräftig festgestellt wurde, 
dass Mängel des 
Hauptversammlungsbeschlusses 
die Wirkung der Eintragung 
unberührt lassen; § 398 des 
Gesetzes über das Verfahren in 

der Beschluß in das 
Handelsregister eingetragen 
worden ist und seitdem drei Jahre 
verstrichen sind. 2Ist bei Ablauf 
der Frist eine Klage auf 
Feststellung der Nichtigkeit des 
Hauptversammlungsbeschlusses 
rechtshängig, so verlängert sich 
die Frist, bis über die Klage 
rechtskräftig entschieden ist oder 
sie sich auf andere Weise 
endgültig erledigt hat. 3Eine 
Löschung des Beschlusses von 
Amts wegen nach § 398 des 
Gesetzes über das Verfahren in 
Familiensachen und in den 
Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit wird durch den 
Zeitablauf nicht ausgeschlossen. 
4Ist ein 
Hauptversammlungsbeschluß 
wegen Verstoßes gegen § 121 
Abs. 4 Satz 2 nach § 241 Nr. 1 
nichtig, so kann die Nichtigkeit 
auch dann nicht mehr geltend 
gemacht werden, wenn der nicht 
geladene Aktionär den Beschluß 
genehmigt. 5Ist ein 
Hauptversammlungsbeschluss 
nach § 241 Nr. 5 oder § 249 
nichtig, so kann das Urteil nach § 
248 Abs. 1 Satz 3 nicht mehr 
eingetragen werden, wenn 
gemäß § 246a Abs. 1 
rechtskräftig festgestellt wurde, 
dass Mängel des 
Hauptversammlungsbeschlusses 
die Wirkung der Eintragung 
unberührt lassen; § 398 des 
Gesetzes über das Verfahren in 

der Beschluß in das 
Handelsregister eingetragen 
worden ist und seitdem drei Jahre 
verstrichen sind. 2Ist bei Ablauf 
der Frist eine Klage auf 
Feststellung der Nichtigkeit des 
Hauptversammlungsbeschlusses 
rechtshängig, so verlängert sich 
die Frist, bis über die Klage 
rechtskräftig entschieden ist oder 
sie sich auf andere Weise 
endgültig erledigt hat. 3Eine 
Löschung des Beschlusses von 
Amts wegen nach § 398 des 
Gesetzes über das Verfahren in 
Familiensachen und in den 
Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit wird durch den 
Zeitablauf nicht ausgeschlossen. 
4Ist ein 
Hauptversammlungsbeschluß 
wegen Verstoßes gegen § 121 
Abs. 4 Satz 2 nach § 241 Nr. 1 
nichtig, so kann die Nichtigkeit 
auch dann nicht mehr geltend 
gemacht werden, wenn der nicht 
geladene Aktionär den Beschluß 
genehmigt. 5Ist ein 
Hauptversammlungsbeschluss 
nach § 241 Nr. 5 oder § 249 
nichtig, so kann das Urteil nach § 
248 Abs. 1 Satz 3 nicht mehr 
eingetragen werden, wenn 
gemäß § 246a Abs. 1 rechtskräftig 
festgestellt wurde, dass Mängel 
des 
Hauptversammlungsbeschlusses 
die Wirkung der Eintragung 
unberührt lassen; § 398 des 
Gesetzes über das Verfahren in 

werden, wenn der Beschluß in 
das Handelsregister 
eingetragen worden ist und 
seitdem drei Jahre verstrichen 
sind. 2Ist bei Ablauf der Frist 
eine Klage auf Feststellung der 
Nichtigkeit des 
Hauptversammlungsbeschluss
es rechtshängig, so verlängert 
sich die Frist, bis über die 
Klage rechtskräftig 
entschieden ist oder sie sich 
auf andere Weise endgültig 
erledigt hat. 3Eine Löschung 
des Beschlusses von Amts 
wegen nach § 398 des 
Gesetzes über das Verfahren 
in Familiensachen und in den 
Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit wird 
durch den Zeitablauf nicht 
ausgeschlossen. 4Ist ein 
Hauptversammlungsbeschluß 
wegen Verstoßes gegen § 121 
Abs. 4 Satz 2 nach § 241 Nr. 1 
nichtig, so kann die Nichtigkeit 
auch dann nicht mehr geltend 
gemacht werden, wenn der 
nicht geladene Aktionär den 
Beschluß genehmigt. 5Ist ein 
Hauptversammlungsbeschluss 
nach § 241 Nr. 5 oder § 249 
nichtig, so kann das Urteil nach 
§ 248 Abs. 1 Satz 3 nicht mehr 
eingetragen werden, wenn 
gemäß § 246a Abs. 1 
rechtskräftig festgestellt wurde, 
dass Mängel des 
Hauptversammlungsbeschluss
es die Wirkung der Eintragung 
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Familiensachen und in den 
Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit findet keine 
Anwendung. 

Familiensachen und in den 
Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit findet keine 
Anwendung. 

Familiensachen und in den 
Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit findet keine 
Anwendung. 

unberührt lassen; § 398 des 
Gesetzes über das Verfahren 
in Familiensachen und in den 
Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit 
findet keine Anwendung. 

(3) Absatz 2 gilt entsprechend, wenn 
in den Fällen des § 217 Abs. 2, § 
228 Abs. 2, § 234 Abs. 3 und § 
235 Abs. 2 die erforderlichen 
Eintragungen nicht fristgemäß 
vorgenommen worden sind. 

(3) Absatz 2 gilt entsprechend, wenn 
in den Fällen des § 217 Abs. 2, § 
228 Abs. 2, § 234 Abs. 3 und § 
235 Abs. 2 die erforderlichen 
Eintragungen nicht fristgemäß 
vorgenommen worden sind. 

(3) Absatz 2 gilt entsprechend, wenn 
in den Fällen des § 217 Abs. 2, § 
228 Abs. 2, § 234 Abs. 3 und § 
235 Abs. 2 die erforderlichen 
Eintragungen nicht fristgemäß 
vorgenommen worden sind. 

(3) Absatz 2 gilt entsprechend, 
wenn in den Fällen des § 217 
Abs. 2, § 228 Abs. 2, § 234 
Abs. 3 und § 235 Abs. 2 die 
erforderlichen Eintragungen 
nicht fristgemäß vorgenommen 
worden sind. 

§ 243 Anfechtungsgründe  § 243 Anfechtungsgründe  § 243 Anfechtungsgründe 
 

§ 243 Anfechtungsgründe 

(1) Ein Beschluß der 
Hauptversammlung kann wegen 
Verletzung des Gesetzes oder 
der Satzung durch Klage 
angefochten werden. 

(1) Ein Beschluß der 
Hauptversammlung kann wegen 
Verletzung des Gesetzes oder 
der Satzung durch Klage 
angefochten werden. 

(1) Ein Beschluß der 
Hauptversammlung kann wegen 
Verletzung des Gesetzes oder der 
Satzung durch Klage angefochten 
werden. 

(1) Ein Beschluß der 
Hauptversammlung kann 
wegen Verletzung des 
Gesetzes oder der Satzung 
durch Klage angefochten 
werden. 

(2) 1Die Anfechtung kann auch 
darauf gestützt werden, daß ein 
Aktionär mit der Ausübung des 
Stimmrechts für sich oder einen 
Dritten Sondervorteile zum 
Schaden der Gesellschaft oder 
der anderen Aktionäre zu 
erlangen suchte und der 
Beschluß geeignet ist, diesem 
Zweck zu dienen. 2Dies gilt nicht, 
wenn der Beschluß den anderen 
Aktionären einen angemessenen 
Ausgleich für ihren Schaden 
gewährt. 

(2) 1Die Anfechtung kann auch 
darauf gestützt werden, daß ein 
Aktionär mit der Ausübung des 
Stimmrechts für sich oder einen 
Dritten Sondervorteile zum 
Schaden der Gesellschaft oder 
der anderen Aktionäre zu 
erlangen suchte und der 
Beschluß geeignet ist, diesem 
Zweck zu dienen. 2Dies gilt nicht, 
wenn der Beschluß den anderen 
Aktionären einen angemessenen 
Ausgleich für ihren Schaden 
gewährt. 

(2) 1Die Anfechtung kann auch darauf 
gestützt werden, daß ein Aktionär 
mit der Ausübung des 
Stimmrechts für sich oder einen 
Dritten Sondervorteile zum 
Schaden der Gesellschaft oder 
der anderen Aktionäre zu 
erlangen suchte und der 
Beschluß geeignet ist, diesem 
Zweck zu dienen. 2Dies gilt nicht, 
wenn der Beschluß den anderen 
Aktionären einen angemessenen 
Ausgleich für ihren Schaden 
gewährt. 

(2) 1Die Anfechtung kann auch 
darauf gestützt werden, daß 
ein Aktionär mit der Ausübung 
des Stimmrechts für sich oder 
einen Dritten Sondervorteile 
zum Schaden der Gesellschaft 
oder der anderen Aktionäre zu 
erlangen suchte und der 
Beschluß geeignet ist, diesem 
Zweck zu dienen. 2Dies gilt 
nicht, wenn der Beschluß den 
anderen Aktionären einen 
angemessenen Ausgleich für 
ihren Schaden gewährt. 
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(3)  Die Anfechtung kann nicht 
gestützt werden: 

(3) 1Die Anfechtung kann nicht 
gestützt werden 

(3) 1Die Anfechtung kann nicht 
gestützt werden 

(3) 1Die Anfechtung kann nicht 
gestützt werden 

1. auf die durch eine technische 
Störung verursachte 
Verletzung von Rechten, die 
nach § 118 Abs. 1 Satz 2, 
Abs. 2 Satz 1 und § 134 Abs. 
3 auf elektronischem Wege 
wahrgenommen worden sind, 
es sei denn, der Gesellschaft 
ist grobe Fahrlässigkeit oder 
Vorsatz vorzuwerfen; in der 
Satzung kann ein strengerer 
Verschuldensmaßstab 
bestimmt werden, 

1. auf die durch eine technische 
Störung verursachte 
Verletzung von Rechten, die 
nach § 118 Absatz 1 Satz 2 
und Absatz 2 Satz 1 sowie § 
134 Absatz 3 auf 
elektronischem Wege 
wahrgenommen worden sind, 

1. auf die durch eine technische 
Störung verursachte 
Verletzung von Rechten, die 
nach § 118 Absatz 1 Satz 2 
und Absatz 2 Satz 1 sowie § 
134 Absatz 3 auf 
elektronischem Wege 
wahrgenommen worden sind, 

1. auf die durch eine 
technische Störung 
verursachte Verletzung 
von Rechten, die nach § 
118 Absatz 1 Satz 2 und 
Absatz 2 Satz 1 sowie § 
134 Absatz 3 auf 
elektronischem Wege 
wahrgenommen worden 
sind, 

2. auf eine Verletzung der §§ 
67a, 67b, 121 Absatz 4a oder 
des § 124a, 

2. auf die durch eine technische 
Störung verursachte 
Verletzung von Rechten, die 
nach § 118a Absatz 1 Satz 2 
Nummer 2, 3, 4 in Verbindung 
mit § 131, § 118a Absatz 1 
Satz 2 Nummer 6 in 
Verbindung mit § 130a 
Absatz 1 bis 3 und 8, § 118a 
Absatz 1 Satz 2 Nummer 7 in 
Verbindung mit § 130a 
Absatz 4 bis 8 und § 118a 
Absatz 1 Satz 2 Nummer 8 
auf elektronischem Wege 
wahrgenommen worden sind, 

2. auf die durch eine technische 
Störung verursachte 
Verletzung von Rechten, die 
nach § 118a Absatz 1 Satz 3 
Nummer 2, 3, 4 in Verbindung 
mit § 131, § 118a Absatz 1 
Satz 3 Nummer 6 in 
Verbindung mit § 130a 
Absatz 1 bis 4, § 118a Absatz 
1 Satz 3 Nummer 7 in 
Verbindung mit § 130a Absatz 
5 und § 118a Absatz 1 Satz 3 
Nummer 8 auf elektronischem 
Wege wahrgenommen 
worden sind, 

2. auf die durch eine 
technische Störung 
verursachte Verletzung 
von Rechten, die nach § 
118a Absatz 1 Satz 2 
Nummer 2, 3, 4 in 
Verbindung mit § 131, 
nach § 118a Absatz 1 Satz 
2 Nummer 6 in Verbindung 
mit § 130a Absatz 1 bis 4, 
nach § 118a Absatz 1 Satz 
2 Nummer 7 in Verbindung 
mit § 130a Absatz 5 und 6 
sowie nach § 118a Absatz 
1 Satz 2 Nummer 8 auf 
elektronischem Wege 
wahrgenommen worden 
sind, 

3. auf Gründe, die ein Verfahren 
nach § 318 Abs. 3 des 

3. auf die durch eine technische 
Störung verursachte 
Verletzung von § 118a Absatz 

3. auf die durch eine technische 
Störung verursachte 
Verletzung von § 118a Absatz 

3. auf die durch eine 
technische Störung 
verursachte Verletzung 
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Handelsgesetzbuchs 
rechtfertigen. 

1 Satz 2 Nummer 1 und 5 
sowie Absatz 6, 

1 Satz 3 Nummer 1 und 5 
sowie Absatz 6, 

von § 118a Absatz 1 Satz 
2 Nummer 1 und 5 sowie 
Absatz 6, 

 4. auf eine Verletzung der §§ 
67a, 67b, 118 Absatz 1 Satz 
3 bis 5 und Absatz 2 Satz 2, § 
118a Absatz 1 Satz 4, § 121 
Absatz 4a oder des § 124a, 

4. auf eine Verletzung der §§ 
67a, 67b, 118 Absatz 1 Satz 3 
bis 5 und Absatz 2 Satz 2, § 
118a Absatz 1 Satz 5, § 121 
Absatz 4a oder des § 124a, 

4. auf eine Verletzung der §§ 
67a, 67b, 118 Absatz 1 
Satz 3 bis 5 und Absatz 2 
Satz 2, von § 118a Absatz 
1 Satz 4, § 121 Absatz 4a 
oder des § 124a, 

 5. auf Gründe, die ein Verfahren 
nach § 318 Absatz 3 des 
Handelsgesetzbuchs 
rechtfertigen. 

5. auf Gründe, die ein Verfahren 
nach § 318 Absatz 3 des 
Handelsgesetzbuchs 
rechtfertigen. 

5. auf Gründe, die ein 
Verfahren nach § 318 
Absatz 3 des 
Handelsgesetzbuchs 
rechtfertigen. 

 2Eine Anfechtung kann auf die 
durch eine technische Störung 
verursachte Verletzung von 
Rechten aus Satz 1 Nummer 1 
und 2 sowie Vorschriften aus Satz 
1 Nummer 3 nur gestützt werden, 
wenn der Gesellschaft grobe 
Fahrlässigkeit oder Vorsatz 
vorzuwerfen ist; in der Satzung 
kann ein strengerer 
Verschuldensmaßstab bestimmt 
werden. 

2Eine Anfechtung kann auf die 
durch eine technische Störung 
verursachte Verletzung von 
Rechten aus Satz 1 Nummer 1 
und 2 sowie Vorschriften aus Satz 
1 Nummer 3 nur gestützt werden, 
wenn der Gesellschaft grobe 
Fahrlässigkeit oder Vorsatz 
vorzuwerfen ist; in der Satzung 
kann ein strengerer 
Verschuldensmaßstab bestimmt 
werden. 

2Eine Anfechtung kann auf die 
durch eine technische Störung 
verursachte Verletzung von 
Rechten aus Satz 1 Nummer 1 
und 2 sowie Vorschriften aus 
Satz 1 Nummer 3 nur gestützt 
werden, wenn der Gesellschaft 
grobe Fahrlässigkeit oder 
Vorsatz vorzuwerfen ist; in der 
Satzung kann ein strengerer 
Verschuldensmaßstab 
bestimmt werden. 

(4) 1Wegen unrichtiger, 
unvollständiger oder verweigerter 
Erteilung von Informationen kann 
nur angefochten werden, wenn 
ein objektiv urteilender Aktionär 
die Erteilung der Information als 
wesentliche Voraussetzung für 
die sachgerechte Wahrnehmung 
seiner Teilnahme- und 
Mitgliedschaftsrechte angesehen 

(4) 1Wegen unrichtiger, 
unvollständiger oder verweigerter 
Erteilung von Informationen kann 
nur angefochten werden, wenn 
ein objektiv urteilender Aktionär 
die Erteilung der Information als 
wesentliche Voraussetzung für 
die sachgerechte Wahrnehmung 
seiner Teilnahme- und 
Mitgliedschaftsrechte angesehen 

(4) 1Wegen unrichtiger, 
unvollständiger oder verweigerter 
Erteilung von Informationen kann 
nur angefochten werden, wenn 
ein objektiv urteilender Aktionär 
die Erteilung der Information als 
wesentliche Voraussetzung für 
die sachgerechte Wahrnehmung 
seiner Teilnahme- und 
Mitgliedschaftsrechte angesehen 

(4) 1Wegen unrichtiger, 
unvollständiger oder 
verweigerter Erteilung von 
Informationen kann nur 
angefochten werden, wenn ein 
objektiv urteilender Aktionär 
die Erteilung der Information 
als wesentliche Voraussetzung 
für die sachgerechte 
Wahrnehmung seiner 
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hätte. 2Auf unrichtige, 
unvollständige oder 
unzureichende Informationen in 
der Hauptversammlung über die 
Ermittlung, Höhe oder 
Angemessenheit von Ausgleich, 
Abfindung, Zuzahlung oder über 
sonstige Kompensationen kann 
eine Anfechtungsklage nicht 
gestützt werden, wenn das 
Gesetz für Bewertungsrügen ein 
Spruchverfahren vorsieht. 

hätte. 2Auf unrichtige, 
unvollständige oder 
unzureichende Informationen in 
der Hauptversammlung über die 
Ermittlung, Höhe oder 
Angemessenheit von Ausgleich, 
Abfindung, Zuzahlung oder über 
sonstige Kompensationen kann 
eine Anfechtungsklage nicht 
gestützt werden, wenn das 
Gesetz für Bewertungsrügen ein 
Spruchverfahren vorsieht. 

hätte. 2Auf unrichtige, 
unvollständige oder 
unzureichende Informationen in 
der Hauptversammlung über die 
Ermittlung, Höhe oder 
Angemessenheit von Ausgleich, 
Abfindung, Zuzahlung oder über 
sonstige Kompensationen kann 
eine Anfechtungsklage nicht 
gestützt werden, wenn das 
Gesetz für Bewertungsrügen ein 
Spruchverfahren vorsieht. 

Teilnahme- und 
Mitgliedschaftsrechte 
angesehen hätte. 2Auf 
unrichtige, unvollständige oder 
unzureichende Informationen 
in der Hauptversammlung über 
die Ermittlung, Höhe oder 
Angemessenheit von 
Ausgleich, Abfindung, 
Zuzahlung oder über sonstige 
Kompensationen kann eine 
Anfechtungsklage nicht 
gestützt werden, wenn das 
Gesetz für Bewertungsrügen 
ein Spruchverfahren vorsieht. 

§ 245 Anfechtungsbefugnis  § 245 Anfechtungsbefugnis  § 245 Anfechtungsbefugnis 
 

§ 245 Anfechtungsbefugnis 

Zur Anfechtung ist befugt 1Zur Anfechtung ist befugt 1Zur Anfechtung ist befugt 1Zur Anfechtung ist befugt 

1. jeder in der 
Hauptversammlung 
erschienene Aktionär, wenn 
er die Aktien schon vor der 
Bekanntmachung der 
Tagesordnung erworben 
hatte und gegen den 
Beschluß Widerspruch zur 
Niederschrift erklärt hat; 

1. jeder in der 
Hauptversammlung 
erschienene Aktionär, wenn 
er die Aktien schon vor der 
Bekanntmachung der 
Tagesordnung erworben 
hatte und gegen den 
Beschluß Widerspruch zur 
Niederschrift erklärt hat; 

1. jeder in der 
Hauptversammlung 
erschienene Aktionär, wenn 
er die Aktien schon vor der 
Bekanntmachung der 
Tagesordnung erworben 
hatte und gegen den 
Beschluß Widerspruch zur 
Niederschrift erklärt hat; 

1. jeder in der 
Hauptversammlung 
erschienene Aktionär, 
wenn er die Aktien schon 
vor der Bekanntmachung 
der Tagesordnung 
erworben hatte und gegen 
den Beschluß 
Widerspruch zur 
Niederschrift erklärt hat; 

2. jeder in der 
Hauptversammlung nicht 
erschienene Aktionär, wenn 
er zu der Hauptversammlung 
zu Unrecht nicht zugelassen 
worden ist oder die 
Versammlung nicht 
ordnungsgemäß einberufen 

2. jeder in der 
Hauptversammlung nicht 
erschienene Aktionär, wenn 
er zu der Hauptversammlung 
zu Unrecht nicht zugelassen 
worden ist oder die 
Versammlung nicht 
ordnungsgemäß einberufen 

2. jeder in der 
Hauptversammlung nicht 
erschienene Aktionär, wenn 
er zu der Hauptversammlung 
zu Unrecht nicht zugelassen 
worden ist oder die 
Versammlung nicht 
ordnungsgemäß einberufen 

2. jeder in der 
Hauptversammlung nicht 
erschienene Aktionär, 
wenn er zu der 
Hauptversammlung zu 
Unrecht nicht zugelassen 
worden ist oder die 
Versammlung nicht 
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oder der Gegenstand der 
Beschlußfassung nicht 
ordnungsgemäß 
bekanntgemacht worden ist; 

oder der Gegenstand der 
Beschlußfassung nicht 
ordnungsgemäß 
bekanntgemacht worden ist; 

oder der Gegenstand der 
Beschlußfassung nicht 
ordnungsgemäß 
bekanntgemacht worden ist; 

ordnungsgemäß 
einberufen oder der 
Gegenstand der 
Beschlußfassung nicht 
ordnungsgemäß 
bekanntgemacht worden 
ist; 

3. im Fall des § 243 Abs. 2 jeder 
Aktionär, wenn er die Aktien 
schon vor der 
Bekanntmachung der 
Tagesordnung erworben 
hatte; 

3. im Fall des § 243 Abs. 2 jeder 
Aktionär, wenn er die Aktien 
schon vor der 
Bekanntmachung der 
Tagesordnung erworben 
hatte; 

3. im Fall des § 243 Abs. 2 jeder 
Aktionär, wenn er die Aktien 
schon vor der 
Bekanntmachung der 
Tagesordnung erworben 
hatte; 

3. im Fall des § 243 Abs. 2 
jeder Aktionär, wenn er die 
Aktien schon vor der 
Bekanntmachung der 
Tagesordnung erworben 
hatte; 

4. der Vorstand; 4. der Vorstand; 4. der Vorstand; 4. der Vorstand; 

5. jedes Mitglied des Vorstands 
und des Aufsichtsrats, wenn 
durch die Ausführung des 
Beschlusses Mitglieder des 
Vorstands oder des 
Aufsichtsrats eine strafbare 
Handlung oder eine 
Ordnungswidrigkeit begehen 
oder wenn sie ersatzpflichtig 
werden würden. 

5. jedes Mitglied des Vorstands 
und des Aufsichtsrats, wenn 
durch die Ausführung des 
Beschlusses Mitglieder des 
Vorstands oder des 
Aufsichtsrats eine strafbare 
Handlung oder eine 
Ordnungswidrigkeit begehen 
oder wenn sie ersatzpflichtig 
werden würden. 

5. jedes Mitglied des Vorstands 
und des Aufsichtsrats, wenn 
durch die Ausführung des 
Beschlusses Mitglieder des 
Vorstands oder des 
Aufsichtsrats eine strafbare 
Handlung oder eine 
Ordnungswidrigkeit begehen 
oder wenn sie ersatzpflichtig 
werden würden. 

5. jedes Mitglied des 
Vorstands und des 
Aufsichtsrats, wenn durch 
die Ausführung des 
Beschlusses Mitglieder 
des Vorstands oder des 
Aufsichtsrats eine 
strafbare Handlung oder 
eine Ordnungswidrigkeit 
begehen oder wenn sie 
ersatzpflichtig werden 
würden. 

 2Im Fall der virtuellen 
Hauptversammlung gelten alle an der 
Versammlung durch elektronische 
Zuschaltung teilnehmenden Aktionäre 
als erschienen im Sinne des Satzes 1 
Nummer 1. 

2Im Fall der virtuellen 
Hauptversammlung gelten alle zu der 
Versammlung elektronisch 
zugeschalteten Aktionäre als 
erschienen im Sinne des Satzes 1 
Nummer 1. 

2Im Fall der virtuellen 
Hauptversammlung gelten alle zu 
der Versammlung elektronisch 
zugeschalteten Aktionäre als 
erschienen im Sinne des Satzes 1 
Nummer 1. 
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§ 246a Freigabeverfahren  § 246a Freigabeverfahren  § 246a Freigabeverfahren 
 

§ 246a Freigabeverfahren 

(1) 1Wird gegen einen 
Hauptversammlungsbeschluss 
über eine Maßnahme der 
Kapitalbeschaffung, der 
Kapitalherabsetzung (§§ 182 bis 
240) oder einen 
Unternehmensvertrag (§§ 291 bis 
307) Klage erhoben, so kann das 
Gericht auf Antrag der 
Gesellschaft durch Beschluss 
feststellen, dass die Erhebung 
der Klage der Eintragung nicht 
entgegensteht und Mängel des 
Hauptversammlungsbeschlusses 
die Wirkung der Eintragung 
unberührt lassen. 2Auf das 
Verfahren sind § 247, die §§ 82, 
83 Abs. 1 und § 84 der 
Zivilprozessordnung sowie die im 
ersten Rechtszug für das 
Verfahren vor den Landgerichten 
geltenden Vorschriften der 
Zivilprozessordnung 
entsprechend anzuwenden, 
soweit nichts Abweichendes 
bestimmt ist. 3Über den Antrag 
entscheidet ein Senat des 
Oberlandesgerichts, in dessen 
Bezirk die Gesellschaft ihren Sitz 
hat. 

(1) 1Wird gegen einen 
Hauptversammlungsbeschluss 
über eine Maßnahme der 
Kapitalbeschaffung, der 
Kapitalherabsetzung (§§ 182 bis 
240) oder einen 
Unternehmensvertrag (§§ 291 bis 
307) Klage erhoben, so kann das 
Gericht auf Antrag der 
Gesellschaft durch Beschluss 
feststellen, dass die Erhebung der 
Klage der Eintragung nicht 
entgegensteht und Mängel des 
Hauptversammlungsbeschlusses 
die Wirkung der Eintragung 
unberührt lassen. 2Auf das 
Verfahren sind § 247, die §§ 82, 
83 Abs. 1 und § 84 der 
Zivilprozessordnung sowie die im 
ersten Rechtszug für das 
Verfahren vor den Landgerichten 
geltenden Vorschriften der 
Zivilprozessordnung 
entsprechend anzuwenden, 
soweit nichts Abweichendes 
bestimmt ist. 3Über den Antrag 
entscheidet ein Senat des 
Oberlandesgerichts, in dessen 
Bezirk die Gesellschaft ihren Sitz 
hat. 

(1) 1Wird gegen einen 
Hauptversammlungsbeschluss 
zur Änderung der Satzung nach § 
118a Absatz 1 Satz 1, über eine 
Maßnahme der 
Kapitalbeschaffung, der 
Kapitalherabsetzung (§§ 182 bis 
240) oder einen 
Unternehmensvertrag (§§ 291 bis 
307) Klage erhoben, so kann das 
Gericht auf Antrag der 
Gesellschaft durch Beschluss 
feststellen, dass die Erhebung der 
Klage der Eintragung nicht 
entgegensteht und Mängel des 
Hauptversammlungsbeschlusses 
die Wirkung der Eintragung 
unberührt lassen. 2Auf das 
Verfahren sind § 247, die §§ 82, 
83 Abs. 1 und § 84 der 
Zivilprozessordnung sowie die im 
ersten Rechtszug für das 
Verfahren vor den Landgerichten 
geltenden Vorschriften der 
Zivilprozessordnung 
entsprechend anzuwenden, 
soweit nichts Abweichendes 
bestimmt ist. 3Über den Antrag 
entscheidet ein Senat des 
Oberlandesgerichts, in dessen 
Bezirk die Gesellschaft ihren Sitz 
hat. 

(1) 1Wird gegen einen 
Hauptversammlungsbeschluss 
zur Änderung der Satzung 
nach § 118a Absatz 1 Satz 1, 
über eine Maßnahme der 
Kapitalbeschaffung, der 
Kapitalherabsetzung (§§ 182 
bis 240) oder einen 
Unternehmensvertrag (§§ 291 
bis 307) Klage erhoben, so 
kann das Gericht auf Antrag 
der Gesellschaft durch 
Beschluss feststellen, dass die 
Erhebung der Klage der 
Eintragung nicht 
entgegensteht und Mängel des 
Hauptversammlungsbeschluss
es die Wirkung der Eintragung 
unberührt lassen. 2Auf das 
Verfahren sind § 247, die §§ 
82, 83 Abs. 1 und § 84 der 
Zivilprozessordnung sowie die 
im ersten Rechtszug für das 
Verfahren vor den 
Landgerichten geltenden 
Vorschriften der 
Zivilprozessordnung 
entsprechend anzuwenden, 
soweit nichts Abweichendes 
bestimmt ist. 3Über den Antrag 
entscheidet ein Senat des 
Oberlandesgerichts, in dessen 
Bezirk die Gesellschaft ihren 
Sitz hat. 
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(2) Ein Beschluss nach Absatz 1 
ergeht, wenn 

(2) Ein Beschluss nach Absatz 1 
ergeht, wenn 

(2) Ein Beschluss nach Absatz 1 
ergeht, wenn 

(2) Ein Beschluss nach Absatz 1 
ergeht, wenn 

1. die Klage unzulässig oder 
offensichtlich unbegründet 
ist, 

1. die Klage unzulässig oder 
offensichtlich unbegründet 
ist, 

1. die Klage unzulässig oder 
offensichtlich unbegründet ist, 

1. die Klage unzulässig oder 
offensichtlich unbegründet 
ist,  

2. der Kläger nicht binnen einer 
Woche nach Zustellung des 
Antrags durch Urkunden oder 
durch einen Nachweis nach § 
67c Absatz 3 belegt hat, dass 
er seit Bekanntmachung der 
Einberufung einen anteiligen 
Betrag von mindestens 1 000 
Euro hält oder 

2. der Kläger nicht binnen einer 
Woche nach Zustellung des 
Antrags durch Urkunden oder 
durch einen Nachweis nach § 
67c Absatz 3 belegt hat, dass 
er seit Bekanntmachung der 
Einberufung einen anteiligen 
Betrag von mindestens 1 000 
Euro hält oder 

2. der Kläger nicht binnen einer 
Woche nach Zustellung des 
Antrags durch Urkunden oder 
durch einen Nachweis nach § 
67c Absatz 3 belegt hat, dass 
er seit Bekanntmachung der 
Einberufung einen anteiligen 
Betrag von mindestens 1 000 
Euro hält oder 

2. der Kläger nicht binnen 
einer Woche nach 
Zustellung des Antrags 
durch Urkunden oder 
durch einen Nachweis 
nach § 67c Absatz 3 belegt 
hat, dass er seit 
Bekanntmachung der 
Einberufung einen 
anteiligen Betrag von 
mindestens 1 000 Euro 
hält oder 

3. das alsbaldige 
Wirksamwerden des 
Hauptversammlungsbeschlu
sses vorrangig erscheint, weil 
die vom Antragsteller 
dargelegten wesentlichen 
Nachteile für die Gesellschaft 
und ihre Aktionäre nach freier 
Überzeugung des Gerichts 
die Nachteile für den 
Antragsgegner überwiegen, 
es sei denn, es liegt eine 
besondere Schwere des 
Rechtsverstoßes vor. 

3. das alsbaldige 
Wirksamwerden des 
Hauptversammlungsbeschlu
sses vorrangig erscheint, weil 
die vom Antragsteller 
dargelegten wesentlichen 
Nachteile für die Gesellschaft 
und ihre Aktionäre nach freier 
Überzeugung des Gerichts 
die Nachteile für den 
Antragsgegner überwiegen, 
es sei denn, es liegt eine 
besondere Schwere des 
Rechtsverstoßes vor. 

3. das alsbaldige 
Wirksamwerden des 
Hauptversammlungsbeschlus
ses vorrangig erscheint, weil 
die vom Antragsteller 
dargelegten wesentlichen 
Nachteile für die Gesellschaft 
und ihre Aktionäre nach freier 
Überzeugung des Gerichts 
die Nachteile für den 
Antragsgegner überwiegen, 
es sei denn, es liegt eine 
besondere Schwere des 
Rechtsverstoßes vor. 

3. das alsbaldige 
Wirksamwerden des 
Hauptversammlungsbesch
lusses vorrangig erscheint, 
weil die vom Antragsteller 
dargelegten wesentlichen 
Nachteile für die 
Gesellschaft und ihre 
Aktionäre nach freier 
Überzeugung des Gerichts 
die Nachteile für den 
Antragsgegner 
überwiegen, es sei denn, 
es liegt eine besondere 
Schwere des 
Rechtsverstoßes vor. 

(3) 1Eine Übertragung auf den 
Einzelrichter ist ausgeschlossen; 

(3) 1Eine Übertragung auf den 
Einzelrichter ist ausgeschlossen; 

(3) 1Eine Übertragung auf den 
Einzelrichter ist ausgeschlossen; 

(3) 1Eine Übertragung auf den 
Einzelrichter ist 
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einer Güteverhandlung bedarf es 
nicht. 2In dringenden Fällen kann 
auf eine mündliche Verhandlung 
verzichtet werden. 3Die 
vorgebrachten Tatsachen, auf 
Grund deren der Beschluss 
ergehen kann, sind glaubhaft zu 
machen. 4Der Beschluss ist 
unanfechtbar. 5Er ist für das 
Registergericht bindend; die 
Feststellung der Bestandskraft 
der Eintragung wirkt für und 
gegen jedermann. 6Der 
Beschluss soll spätestens drei 
Monate nach Antragstellung 
ergehen; Verzögerungen der 
Entscheidung sind durch 
unanfechtbaren Beschluss zu 
begründen. 

einer Güteverhandlung bedarf es 
nicht. 2In dringenden Fällen kann 
auf eine mündliche Verhandlung 
verzichtet werden. 3Die 
vorgebrachten Tatsachen, auf 
Grund deren der Beschluss 
ergehen kann, sind glaubhaft zu 
machen. 4Der Beschluss ist 
unanfechtbar. 5Er ist für das 
Registergericht bindend; die 
Feststellung der Bestandskraft 
der Eintragung wirkt für und 
gegen jedermann. 6Der 
Beschluss soll spätestens drei 
Monate nach Antragstellung 
ergehen; Verzögerungen der 
Entscheidung sind durch 
unanfechtbaren Beschluss zu 
begründen. 

einer Güteverhandlung bedarf es 
nicht. 2In dringenden Fällen kann 
auf eine mündliche Verhandlung 
verzichtet werden. 3Die 
vorgebrachten Tatsachen, auf 
Grund deren der Beschluss 
ergehen kann, sind glaubhaft zu 
machen. 4Der Beschluss ist 
unanfechtbar. 5Er ist für das 
Registergericht bindend; die 
Feststellung der Bestandskraft 
der Eintragung wirkt für und 
gegen jedermann. 6Der Beschluss 
soll spätestens drei Monate nach 
Antragstellung ergehen; 
Verzögerungen der Entscheidung 
sind durch unanfechtbaren 
Beschluss zu begründen. 

ausgeschlossen; einer 
Güteverhandlung bedarf es 
nicht. 2In dringenden Fällen 
kann auf eine mündliche 
Verhandlung verzichtet 
werden. 3Die vorgebrachten 
Tatsachen, auf Grund deren 
der Beschluss ergehen kann, 
sind glaubhaft zu machen. 4Der 
Beschluss ist unanfechtbar. 5Er 
ist für das Registergericht 
bindend; die Feststellung der 
Bestandskraft der Eintragung 
wirkt für und gegen jedermann. 
6Der Beschluss soll spätestens 
drei Monate nach 
Antragstellung ergehen; 
Verzögerungen der 
Entscheidung sind durch 
unanfechtbaren Beschluss zu 
begründen. 

(4) 1Erweist sich die Klage als 
begründet, so ist die Gesellschaft, 
die den Beschluss erwirkt hat, 
verpflichtet, dem Antragsgegner 
den Schaden zu ersetzen, der 
ihm aus einer auf dem Beschluss 
beruhenden Eintragung des 
Hauptversammlungsbeschlusses 
entstanden ist. 2Nach der 
Eintragung lassen Mängel des 
Beschlusses seine Durchführung 
unberührt; die Beseitigung dieser 
Wirkung der Eintragung kann 
auch nicht als Schadensersatz 
verlangt werden. 

(4) 1Erweist sich die Klage als 
begründet, so ist die Gesellschaft, 
die den Beschluss erwirkt hat, 
verpflichtet, dem Antragsgegner 
den Schaden zu ersetzen, der ihm 
aus einer auf dem Beschluss 
beruhenden Eintragung des 
Hauptversammlungsbeschlusses 
entstanden ist. 2Nach der 
Eintragung lassen Mängel des 
Beschlusses seine Durchführung 
unberührt; die Beseitigung dieser 
Wirkung der Eintragung kann 
auch nicht als Schadensersatz 
verlangt werden. 

(4) 1Erweist sich die Klage als 
begründet, so ist die Gesellschaft, 
die den Beschluss erwirkt hat, 
verpflichtet, dem Antragsgegner 
den Schaden zu ersetzen, der ihm 
aus einer auf dem Beschluss 
beruhenden Eintragung des 
Hauptversammlungsbeschlusses 
entstanden ist. 2Nach der 
Eintragung lassen Mängel des 
Beschlusses seine Durchführung 
unberührt; die Beseitigung dieser 
Wirkung der Eintragung kann 
auch nicht als Schadensersatz 
verlangt werden. 

(4) 1Erweist sich die Klage als 
begründet, so ist die 
Gesellschaft, die den 
Beschluss erwirkt hat, 
verpflichtet, dem 
Antragsgegner den Schaden 
zu ersetzen, der ihm aus einer 
auf dem Beschluss 
beruhenden Eintragung des 
Hauptversammlungsbeschluss
es entstanden ist. 2Nach der 
Eintragung lassen Mängel des 
Beschlusses seine 
Durchführung unberührt; die 
Beseitigung dieser Wirkung 
der Eintragung kann auch nicht 
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als Schadensersatz verlangt 
werden. 

§ 251 Anfechtung der Wahl von 
Aufsichtsratsmitgliedern 

 § 251 Anfechtung der Wahl von 
Aufsichtsratsmitgliedern 

 § 251 Anfechtung der Wahl 
von Aufsichtsratsmitgliedern 

 
§ 251 Anfechtung der Wahl 
von Aufsichtsratsmitgliedern 

(1) 1Die Wahl eines 
Aufsichtsratsmitglieds durch die 
Hauptversammlung kann wegen 
Verletzung des Gesetzes oder 
der Satzung durch Klage 
angefochten werden. 2Ist die 
Hauptversammlung an 
Wahlvorschläge gebunden, so 
kann die Anfechtung auch darauf 
gestützt werden, daß der 
Wahlvorschlag gesetzwidrig 
zustande gekommen ist. 3§ 243 
Abs. 4 und § 244 gelten. 

(1) 1Die Wahl eines 
Aufsichtsratsmitglieds durch die 
Hauptversammlung kann wegen 
Verletzung des Gesetzes oder 
der Satzung durch Klage 
angefochten werden. 2Ist die 
Hauptversammlung an 
Wahlvorschläge gebunden, so 
kann die Anfechtung auch darauf 
gestützt werden, daß der 
Wahlvorschlag gesetzwidrig 
zustande gekommen ist. 3§ 243 
Abs. 4 und § 244 gelten. 

(1) 1Die Wahl eines 
Aufsichtsratsmitglieds durch die 
Hauptversammlung kann wegen 
Verletzung des Gesetzes oder der 
Satzung durch Klage angefochten 
werden. 2Ist die 
Hauptversammlung an 
Wahlvorschläge gebunden, so 
kann die Anfechtung auch darauf 
gestützt werden, daß der 
Wahlvorschlag gesetzwidrig 
zustande gekommen ist. 3§ 243 
Abs. 4 und § 244 gelten. 

(1) 1Die Wahl eines 
Aufsichtsratsmitglieds durch 
die Hauptversammlung kann 
wegen Verletzung des 
Gesetzes oder der Satzung 
durch Klage angefochten 
werden. 2Ist die 
Hauptversammlung an 
Wahlvorschläge gebunden, so 
kann die Anfechtung auch 
darauf gestützt werden, daß 
der Wahlvorschlag 
gesetzwidrig zustande 
gekommen ist. 3§ 243 Abs. 4 
und § 244 gelten. 

(2) 1Für die Anfechtungsbefugnis gilt 
§ 245 Nr. 1, 2 und 4. 2Die Wahl 
eines Aufsichtsratsmitglieds, das 
nach dem Montan-
Mitbestimmungsgesetz auf 
Vorschlag der Betriebsräte 
gewählt worden ist, kann auch 
von jedem Betriebsrat eines 
Betriebs der Gesellschaft, jeder in 
den Betrieben der Gesellschaft 
vertretenen Gewerkschaft oder 
deren Spitzenorganisation 
angefochten werden. 3Die Wahl 
eines weiteren Mitglieds, das 
nach dem Montan-
Mitbestimmungsgesetz oder dem 
Mitbestimmungsergänzungsgese

(2) 1Für die Anfechtungsbefugnis gilt 
§ 245 Satz 1 Nummer 1, 2 und 4 
sowie Satz 2. 2Die Wahl eines 
Aufsichtsratsmitglieds, das nach 
dem Montan-
Mitbestimmungsgesetz auf 
Vorschlag der Betriebsräte 
gewählt worden ist, kann auch 
von jedem Betriebsrat eines 
Betriebs der Gesellschaft, jeder in 
den Betrieben der Gesellschaft 
vertretenen Gewerkschaft oder 
deren Spitzenorganisation 
angefochten werden. 3Die Wahl 
eines weiteren Mitglieds, das 
nach dem Montan-
Mitbestimmungsgesetz oder dem 

(2) 1Für die Anfechtungsbefugnis gilt 
§ 245 Satz 1 Nummer 1, 2 und 4 
sowie Satz 2. 2Die Wahl eines 
Aufsichtsratsmitglieds, das nach 
dem Montan-
Mitbestimmungsgesetz auf 
Vorschlag der Betriebsräte 
gewählt worden ist, kann auch 
von jedem Betriebsrat eines 
Betriebs der Gesellschaft, jeder in 
den Betrieben der Gesellschaft 
vertretenen Gewerkschaft oder 
deren Spitzenorganisation 
angefochten werden. 3Die Wahl 
eines weiteren Mitglieds, das 
nach dem Montan-
Mitbestimmungsgesetz oder dem 

(2) 1Für die Anfechtungsbefugnis 
gilt § 245 Satz 1 Nummer 1, 2 
und 4 sowie Satz 2. 2Die Wahl 
eines Aufsichtsratsmitglieds, 
das nach dem Montan-
Mitbestimmungsgesetz auf 
Vorschlag der Betriebsräte 
gewählt worden ist, kann auch 
von jedem Betriebsrat eines 
Betriebs der Gesellschaft, 
jeder in den Betrieben der 
Gesellschaft vertretenen 
Gewerkschaft oder deren 
Spitzenorganisation 
angefochten werden. 3Die 
Wahl eines weiteren Mitglieds, 
das nach dem Montan-
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tz auf Vorschlag der übrigen 
Aufsichtsratsmitglieder gewählt 
worden ist, kann auch von jedem 
Aufsichtsratsmitglied 
angefochten werden. 

Mitbestimmungsergänzungsgese
tz auf Vorschlag der übrigen 
Aufsichtsratsmitglieder gewählt 
worden ist, kann auch von jedem 
Aufsichtsratsmitglied angefochten 
werden. 

Mitbestimmungsergänzungsgese
tz auf Vorschlag der übrigen 
Aufsichtsratsmitglieder gewählt 
worden ist, kann auch von jedem 
Aufsichtsratsmitglied angefochten 
werden. 

Mitbestimmungsgesetz oder 
dem 
Mitbestimmungsergänzungsge
setz auf Vorschlag der übrigen 
Aufsichtsratsmitglieder 
gewählt worden ist, kann auch 
von jedem 
Aufsichtsratsmitglied 
angefochten werden. 

(3) Für das Anfechtungsverfahren 
gelten die §§ 246, 247, 248 Abs. 
1 Satz 2 und § 248a. 

(3) Für das Anfechtungsverfahren 
gelten die §§ 246, 247, 248 Abs. 
1 Satz 2 und § 248a. 

(3) Für das Anfechtungsverfahren 
gelten die §§ 246, 247, 248 Abs. 1 
Satz 2 und § 248a. 

(3) Für das Anfechtungsverfahren 
gelten die §§ 246, 247, 248 
Abs. 1 Satz 2 und § 248a. 
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Artikel 3 
Änderung des Einführungsgesetzes zum Aktiengesetz 
 

Bisherige Rechtslage  Bestimmungen nach dem RefE  Neue Rechtslage nach dem 
RegE 

 Gesetzesbeschluss Deutscher 
Bundestag vom 8. Juli 2022 

  § 26 [einsetzen: nächster bei 
der Verkündung freier 
Buchstabenzusatz] 
Übergangsvorschrift zum 
Gesetz zur Einführung virtueller 
Hauptversammlungen von 
Aktiengesellschaften. 

 § 26 [einsetzen: nächster bei 
der Verkündung freier 
Buchstabenzusatz] 
Übergangsvorschrift zum 
Gesetz zur Einführung 
virtueller 
Hauptversammlungen von 
Aktiengesellschaften und 
Änderung weiterer 
Vorschriften. 

 § 26 [einsetzen: nächster bei 
der Verkündung freier 
Buchstabenzusatz] 
Übergangsvorschrift zum 
Gesetz zur Einführung 
virtueller 
Hauptversammlungen von 
Aktiengesellschaften und 
Änderung genossenschafts- 
sowie insolvenz- und 
restrukturierungsrechtlicher 
Vorschriften. 

 (1) Für Hauptversammlungen, die 
bis einschließlich 31. August 
2023 einberufen werden, kann 
der Vorstand mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats entscheiden, 
dass die Versammlung als 
virtuelle Hauptversammlung 
nach § 118a des Aktiengesetzes 
abgehalten wird. 

(1) Für Hauptversammlungen, die 
bis einschließlich 31. August 
2023 einberufen werden, kann 
der Vorstand mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats entscheiden, 
dass die Versammlung als 
virtuelle Hauptversammlung 
nach § 118a des Aktiengesetzes 
abgehalten wird. 

(1) Für Hauptversammlungen, die 
bis einschließlich 31. August 
2023 einberufen werden, kann 
der Vorstand mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats 
entscheiden, dass die 
Versammlung als virtuelle 
Hauptversammlung nach § 
118a des Aktiengesetzes 
abgehalten wird. 

 (2) § 241 Nummer 2, § 242 Absatz 1 
und § 243 Absatz 3 Satz 1 
Nummer 4 des Aktiengesetzes in 
der ab dem ... [einsetzen: Datum 
des lnkrafttretens nach Artikel 5 
dieses Gesetzes] geltenden 
Fassung sind erstmals auf 

(2) § 241 Nummer 2, § 242 Absatz 1 
und § 243 Absatz 3 Satz 1 
Nummer 4 des Aktiengesetzes in 
der ab dem ... [einsetzen: Datum 
des lnkrafttretens nach Artikel 10 
dieses Gesetzes] geltenden 
Fassung sind erstmals auf 

(2) § 241 Nummer 2, § 242 
Absatz 1 und § 243 Absatz 3 
Satz 1 Nummer 4 des 
Aktiengesetzes in der ab 
dem ... [einsetzen: Datum des 
lnkrafttretens nach Artikel 14 
dieses Gesetzes] geltenden 
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Hauptversammlungen 
anzuwenden, die ab dem ... 
[einsetzen: Datum des 
lnkrafttretens nach Artikel 5 
dieses Gesetzes] einberufen 
werden. 

Hauptversammlungen 
anzuwenden, die ab dem ... 
[einsetzen: Datum des 
lnkrafttretens nach Artikel 10 
dieses Gesetzes] einberufen 
werden. 

Fassung sind erstmals auf 
Hauptversammlungen 
anzuwenden, die ab dem ... 
[einsetzen: Datum des 
lnkrafttretens nach Artikel 14 
dieses Gesetzes] einberufen 
werden. 
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Artikel 1 
Änderung des Wertpapiererwerbs- und Übernahmegesetzes 
 

Bisherige Rechtslage  Bestimmungen nach dem RefE  Neue Rechtslage nach dem 
RegE 

 Gesetzesbeschluss Deutscher 
Bundestag vom 8. Juli 2022 

 

§ 16 Annahmefristen; 
Einberufung der 
Hauptversammlung 

 
§ 16 Annahmefristen; 
Einberufung der 
Hauptversammlung 

 § 16 Annahmefristen; 
Einberufung der 
Hauptversammlung 

 § 16 Annahmefristen; 
Einberufung der 
Hauptversammlung 

(1) 1Die Frist für die Annahme des 
Angebots (Annahmefrist) darf 
nicht weniger als vier Wochen 
und unbeschadet der 
Vorschriften des § 21 Abs. 5 und 
§ 22 Abs. 2 nicht mehr als zehn 
Wochen betragen. 2Die 
Annahmefrist beginnt mit der 
Veröffentlichung der 
Angebotsunterlage gemäß § 14 
Abs. 3 Satz 1. 

(4) 1Die Frist für die Annahme des 
Angebots (Annahmefrist) darf 
nicht weniger als vier Wochen 
und unbeschadet der 
Vorschriften des § 21 Abs. 5 und 
§ 22 Abs. 2 nicht mehr als zehn 
Wochen betragen. 2Die 
Annahmefrist beginnt mit der 
Veröffentlichung der 
Angebotsunterlage gemäß § 14 
Abs. 3 Satz 1. 

(1) 1Die Frist für die Annahme des 
Angebots (Annahmefrist) darf 
nicht weniger als vier Wochen 
und unbeschadet der 
Vorschriften des § 21 Abs. 5 und 
§ 22 Abs. 2 nicht mehr als zehn 
Wochen betragen. 2Die 
Annahmefrist beginnt mit der 
Veröffentlichung der 
Angebotsunterlage gemäß § 14 
Abs. 3 Satz 1. 

(1) 1Die Frist für die Annahme des 
Angebots (Annahmefrist) darf 
nicht weniger als vier Wochen 
und unbeschadet der 
Vorschriften des § 21 Abs. 5 
und § 22 Abs. 2 nicht mehr als 
zehn Wochen betragen. 2Die 
Annahmefrist beginnt mit der 
Veröffentlichung der 
Angebotsunterlage gemäß § 
14 Abs. 3 Satz 1. 

(2) 1Bei einem Übernahmeangebot 
können die Aktionäre der 
Zielgesellschaft, die das 
Angebot nicht angenommen 
haben, das Angebot innerhalb 
von zwei Wochen nach der in § 
23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 genannten 
Veröffentlichung (weitere 
Annahmefrist) annehmen. 2Satz 
1 gilt nicht, wenn der Bieter das 
Angebot von dem Erwerb eines 
Mindestanteils der Aktien 
abhängig gemacht hat und 

(5) 1Bei einem Übernahmeangebot 
können die Aktionäre der 
Zielgesellschaft, die das 
Angebot nicht angenommen 
haben, das Angebot innerhalb 
von zwei Wochen nach der in § 
23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 genannten 
Veröffentlichung (weitere 
Annahmefrist) annehmen. 2Satz 
1 gilt nicht, wenn der Bieter das 
Angebot von dem Erwerb eines 
Mindestanteils der Aktien 
abhängig gemacht hat und 

(2) 1Bei einem Übernahmeangebot 
können die Aktionäre der 
Zielgesellschaft, die das Angebot 
nicht angenommen haben, das 
Angebot innerhalb von zwei 
Wochen nach der in § 23 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 genannten 
Veröffentlichung (weitere 
Annahmefrist) annehmen. 2Satz 
1 gilt nicht, wenn der Bieter das 
Angebot von dem Erwerb eines 
Mindestanteils der Aktien 
abhängig gemacht hat und 

(2) 1Bei einem 
Übernahmeangebot können 
die Aktionäre der 
Zielgesellschaft, die das 
Angebot nicht angenommen 
haben, das Angebot innerhalb 
von zwei Wochen nach der in 
§ 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
genannten Veröffentlichung 
(weitere Annahmefrist) 
annehmen. 2Satz 1 gilt nicht, 
wenn der Bieter das Angebot 
von dem Erwerb eines 
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dieser Mindestanteil nach Ablauf 
der Annahmefrist nicht erreicht 
wurde. 

dieser Mindestanteil nach Ablauf 
der Annahmefrist nicht erreicht 
wurde. 

dieser Mindestanteil nach Ablauf 
der Annahmefrist nicht erreicht 
wurde. 

Mindestanteils der Aktien 
abhängig gemacht hat und 
dieser Mindestanteil nach 
Ablauf der Annahmefrist nicht 
erreicht wurde. 

(3) 1Wird im Zusammenhang mit 
dem Angebot nach der 
Veröffentlichung der 
Angebotsunterlage eine 
Hauptversammlung der 
Zielgesellschaft einberufen, 
beträgt die Annahmefrist 
unbeschadet der Vorschriften 
des § 21 Abs. 5 und § 22 Abs. 2 
zehn Wochen ab der 
Veröffentlichung der 
Angebotsunterlage. 2Der 
Vorstand der Zielgesellschaft hat 
die Einberufung der 
Hauptversammlung der 
Zielgesellschaft unverzüglich 
dem Bieter und der 
Bundesanstalt mitzuteilen. 3Der 
Bieter hat die Mitteilung nach 
Satz 2 unter Angabe des Ablaufs 
der Annahmefrist unverzüglich 
im Bundesanzeiger zu 
veröffentlichen. 4Er hat der 
Bundesanstalt unverzüglich die 
Veröffentlichung mitzuteilen. 

(6) 1Wird im Zusammenhang mit 
dem Angebot nach der 
Veröffentlichung der 
Angebotsunterlage eine 
Hauptversammlung der 
Zielgesellschaft einberufen, 
beträgt die Annahmefrist 
unbeschadet der Vorschriften 
des § 21 Abs. 5 und § 22 Abs. 2 
zehn Wochen ab der 
Veröffentlichung der 
Angebotsunterlage. 2Der 
Vorstand der Zielgesellschaft hat 
die Einberufung der 
Hauptversammlung der 
Zielgesellschaft unverzüglich 
dem Bieter und der 
Bundesanstalt mitzuteilen. 3Der 
Bieter hat die Mitteilung nach 
Satz 2 unter Angabe des Ablaufs 
der Annahmefrist unverzüglich 
im Bundesanzeiger zu 
veröffentlichen. 4Er hat der 
Bundesanstalt unverzüglich die 
Veröffentlichung mitzuteilen. 

(3) 1Wird im Zusammenhang mit 
dem Angebot nach der 
Veröffentlichung der 
Angebotsunterlage eine 
Hauptversammlung der 
Zielgesellschaft einberufen, 
beträgt die Annahmefrist 
unbeschadet der Vorschriften 
des § 21 Abs. 5 und § 22 Abs. 2 
zehn Wochen ab der 
Veröffentlichung der 
Angebotsunterlage. 2Der 
Vorstand der Zielgesellschaft hat 
die Einberufung der 
Hauptversammlung der 
Zielgesellschaft unverzüglich 
dem Bieter und der 
Bundesanstalt mitzuteilen. 3Der 
Bieter hat die Mitteilung nach 
Satz 2 unter Angabe des Ablaufs 
der Annahmefrist unverzüglich 
im Bundesanzeiger zu 
veröffentlichen. 4Er hat der 
Bundesanstalt unverzüglich die 
Veröffentlichung mitzuteilen. 

(3) 1Wird im Zusammenhang mit 
dem Angebot nach der 
Veröffentlichung der 
Angebotsunterlage eine 
Hauptversammlung der 
Zielgesellschaft einberufen, 
beträgt die Annahmefrist 
unbeschadet der Vorschriften 
des § 21 Abs. 5 und § 22 Abs. 
2 zehn Wochen ab der 
Veröffentlichung der 
Angebotsunterlage. 2Der 
Vorstand der Zielgesellschaft 
hat die Einberufung der 
Hauptversammlung der 
Zielgesellschaft unverzüglich 
dem Bieter und der 
Bundesanstalt mitzuteilen. 
3Der Bieter hat die Mitteilung 
nach Satz 2 unter Angabe des 
Ablaufs der Annahmefrist 
unverzüglich im 
Bundesanzeiger zu 
veröffentlichen. 4Er hat der 
Bundesanstalt unverzüglich 
die Veröffentlichung 
mitzuteilen. 

(4) 1Die Hauptversammlung nach 
Absatz 3 ist mindestens 14 Tage 
vor der Versammlung 
einzuberufen. 2Der Tag der 
Einberufung ist nicht 

(7) 1Die Hauptversammlung nach 
Absatz 3 ist mindestens 14 Tage 
vor der Versammlung 
einzuberufen. 2Der Tag der 
Einberufung ist nicht 

(4) 1Die Hauptversammlung nach 
Absatz 3 ist mindestens 14 Tage 
vor der Versammlung 
einzuberufen. 2Der Tag der 
Einberufung ist nicht 

(4) 1Die Hauptversammlung nach 
Absatz 3 ist mindestens 14 
Tage vor der Versammlung 
einzuberufen. 2Der Tag der 
Einberufung ist nicht 
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mitzurechnen. 3§ 121 Abs. 7 des 
Aktiengesetzes gilt 
entsprechend. 4Abweichend von 
§ 121 Abs. 5 des Aktiengesetzes 
und etwaigen Bestimmungen der 
Satzung ist die Gesellschaft bei 
der Wahl des 
Versammlungsortes frei. 5Wird 
die Frist des § 123 Abs. 1 des 
Aktiengesetzes unterschritten, 
so müssen zwischen Anmeldung 
und Versammlung mindestens 
vier Tage liegen und sind 
Mitteilungen nach § 125 Abs. 1 
Satz 1 des Aktiengesetzes 
unverzüglich zu machen; § 121 
Abs. 7, § 123 Abs. 2 Satz 4 und 
§ 125 Abs. 1 Satz 2 des 
Aktiengesetzes gelten 
entsprechend. 6Die Gesellschaft 
hat den Aktionären die Erteilung 
von Stimmrechtsvollmachten 
soweit nach Gesetz und Satzung 
möglich zu erleichtern. 
7Mitteilungen an die Aktionäre, 
ein Bericht nach § 186 Abs. 4 
Satz 2 des Aktiengesetzes und 
fristgerecht eingereichte Anträge 
von Aktionären sind allen 
Aktionären zugänglich und in 
Kurzfassung bekannt zu 
machen. 8Die Zusendung von 
Mitteilungen kann unterbleiben, 
wenn zur Überzeugung des 
Vorstands mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats der rechtzeitige 
Eingang bei den Aktionären nicht 
wahrscheinlich ist. 

mitzurechnen. 3§ 121 Abs. 7 des 
Aktiengesetzes gilt 
entsprechend. 4Abweichend von 
§ 121 Absatz 5 Satz 1 und 2 des 
Aktiengesetzes und etwaigen 
Bestimmungen der Satzung ist 
die Gesellschaft bei der Wahl 
des Versammlungsortes frei. 
5Wird die Frist des § 123 Abs. 1 
des Aktiengesetzes 
unterschritten, so müssen 
zwischen Anmeldung und 
Versammlung mindestens vier 
Tage liegen und sind 
Mitteilungen nach § 125 Abs. 1 
Satz 1 des Aktiengesetzes 
unverzüglich zu machen; § 121 
Abs. 7, § 123 Abs. 2 Satz 4 und 
§ 125 Abs. 1 Satz 2 des 
Aktiengesetzes gelten 
entsprechend. 6Die Gesellschaft 
hat den Aktionären die Erteilung 
von Stimmrechtsvollmachten 
soweit nach Gesetz und Satzung 
möglich zu erleichtern. 
7Mitteilungen an die Aktionäre, 
ein Bericht nach § 186 Abs. 4 
Satz 2 des Aktiengesetzes und 
fristgerecht eingereichte Anträge 
von Aktionären sind allen 
Aktionären zugänglich und in 
Kurzfassung bekannt zu 
machen. 8Die Zusendung von 
Mitteilungen kann unterbleiben, 
wenn zur Überzeugung des 
Vorstands mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats der rechtzeitige 
Eingang bei den Aktionären nicht 
wahrscheinlich ist. 

mitzurechnen. 3§ 121 Abs. 7 des 
Aktiengesetzes gilt 
entsprechend. 4Abweichend von 
§ 121 Absatz 5 Satz 1 und 2 des 
Aktiengesetzes und etwaigen 
Bestimmungen der Satzung ist 
die Gesellschaft bei der Wahl 
des Versammlungsortes frei. 
5Wird die Frist des § 123 Abs. 1 
des Aktiengesetzes 
unterschritten, so müssen 
zwischen Anmeldung und 
Versammlung mindestens vier 
Tage liegen und sind 
Mitteilungen nach § 125 Abs. 1 
Satz 1 des Aktiengesetzes 
unverzüglich zu machen; § 121 
Abs. 7, § 123 Abs. 2 Satz 4 und 
§ 125 Abs. 1 Satz 2 des 
Aktiengesetzes gelten 
entsprechend. 6Die Gesellschaft 
hat den Aktionären die Erteilung 
von Stimmrechtsvollmachten 
soweit nach Gesetz und Satzung 
möglich zu erleichtern. 
7Mitteilungen an die Aktionäre, 
ein Bericht nach § 186 Abs. 4 
Satz 2 des Aktiengesetzes und 
fristgerecht eingereichte Anträge 
von Aktionären sind allen 
Aktionären zugänglich und in 
Kurzfassung bekannt zu 
machen. 8Die Zusendung von 
Mitteilungen kann unterbleiben, 
wenn zur Überzeugung des 
Vorstands mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats der rechtzeitige 
Eingang bei den Aktionären nicht 
wahrscheinlich ist. 

mitzurechnen. 3§ 121 Abs. 7 
des Aktiengesetzes gilt 
entsprechend. 4Abweichend 
von § 121 Absatz 5 Satz 1 und 
2 des Aktiengesetzes und 
etwaigen Bestimmungen der 
Satzung ist die Gesellschaft 
bei der Wahl des 
Versammlungsortes frei. 5Wird 
die Frist des § 123 Abs. 1 des 
Aktiengesetzes unterschritten, 
so müssen zwischen 
Anmeldung und Versammlung 
mindestens vier Tage liegen 
und sind Mitteilungen nach § 
125 Abs. 1 Satz 1 des 
Aktiengesetzes unverzüglich 
zu machen; § 121 Abs. 7, § 
123 Abs. 2 Satz 4 und § 125 
Abs. 1 Satz 2 des 
Aktiengesetzes gelten 
entsprechend. 6Die 
Gesellschaft hat den 
Aktionären die Erteilung von 
Stimmrechtsvollmachten 
soweit nach Gesetz und 
Satzung möglich zu 
erleichtern. 7Mitteilungen an 
die Aktionäre, ein Bericht nach 
§ 186 Abs. 4 Satz 2 des 
Aktiengesetzes und 
fristgerecht eingereichte 
Anträge von Aktionären sind 
allen Aktionären zugänglich 
und in Kurzfassung bekannt 
zu machen. 8Die Zusendung 
von Mitteilungen kann 
unterbleiben, wenn zur 
Überzeugung des Vorstands 
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mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats der rechtzeitige 
Eingang bei den Aktionären 
nicht wahrscheinlich ist. 
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Artikel 4 
Änderung des Kreditwesengesetzes 
 

Bisherige Rechtslage  Bestimmungen nach dem RefE  Neue Rechtslage nach dem 
RegE 

 Gesetzesbeschluss Deutscher 
Bundestag vom 8. Juli 2022 

 

§ 44 Auskünfte und Prüfungen 
von Instituten, Anbietern von 
Nebendienstleistungen, 
Finanzholding-Gesellschaften, 
gemischten Finanzholding-
Gesellschaften und anderen 
Unternehmen 

 § 44 Auskünfte und Prüfungen 
von Instituten, Anbietern von 
Nebendienstleistungen, 
Finanzholding-Gesellschaften, 
gemischten Finanzholding-
Gesellschaften und anderen 
Unternehmen 

 § 44 Auskünfte und 
Prüfungen von Instituten, 
Anbietern von 
Nebendienstleistungen, 
Finanzholding-
Gesellschaften, gemischten 
Finanzholding-Gesellschaften 
und anderen Unternehmen 

 § 44 Auskünfte und Prüfungen 
von Instituten, Anbietern von 
Nebendienstleistungen, 
Finanzholding-Gesellschaften, 
gemischten Finanzholding-
Gesellschaften und anderen 
Unternehmen 

(1) 1Ein Institut oder ein 
übergeordnetes Unternehmen, 
die Mitglieder deren Organe und 
deren Beschäftigte haben der 
Bundesanstalt, den Personen 
und Einrichtungen, deren sich 
die Bundesanstalt bei der 
Durchführung ihrer Aufgaben 
bedient, sowie der Deutschen 
Bundesbank auf Verlangen 
Auskünfte über alle 
Geschäftsangelegenheiten zu 
erteilen, Unterlagen vorzulegen 
und erforderlichenfalls Kopien 
anzufertigen; dies gilt auch für 
Auslagerungsunternehmen, für 
die Mitglieder von deren 
Organen und für deren 
Beschäftigte, soweit Aktivitäten 
und Prozesse betroffen sind, die 

(1) 1Ein Institut oder ein 
übergeordnetes Unternehmen, 
die Mitglieder deren Organe und 
deren Beschäftigte haben der 
Bundesanstalt, den Personen 
und Einrichtungen, deren sich 
die Bundesanstalt bei der 
Durchführung ihrer Aufgaben 
bedient, sowie der Deutschen 
Bundesbank auf Verlangen 
Auskünfte über alle 
Geschäftsangelegenheiten zu 
erteilen, Unterlagen vorzulegen 
und erforderlichenfalls Kopien 
anzufertigen; dies gilt auch für 
Auslagerungsunternehmen, für 
die Mitglieder von deren 
Organen und für deren 
Beschäftigte, soweit Aktivitäten 
und Prozesse betroffen sind, die 

(1) 1Ein Institut oder ein 
übergeordnetes Unternehmen, 
die Mitglieder deren Organe und 
deren Beschäftigte haben der 
Bundesanstalt, den Personen 
und Einrichtungen, deren sich 
die Bundesanstalt bei der 
Durchführung ihrer Aufgaben 
bedient, sowie der Deutschen 
Bundesbank auf Verlangen 
Auskünfte über alle 
Geschäftsangelegenheiten zu 
erteilen, Unterlagen vorzulegen 
und erforderlichenfalls Kopien 
anzufertigen; dies gilt auch für 
Auslagerungsunternehmen, für 
die Mitglieder von deren 
Organen und für deren 
Beschäftigte, soweit Aktivitäten 
und Prozesse betroffen sind, die 

(1) 1Ein Institut oder ein 
übergeordnetes 
Unternehmen, die Mitglieder 
deren Organe und deren 
Beschäftigte haben der 
Bundesanstalt, den Personen 
und Einrichtungen, deren sich 
die Bundesanstalt bei der 
Durchführung ihrer Aufgaben 
bedient, sowie der Deutschen 
Bundesbank auf Verlangen 
Auskünfte über alle 
Geschäftsangelegenheiten zu 
erteilen, Unterlagen 
vorzulegen und 
erforderlichenfalls Kopien 
anzufertigen; dies gilt auch für 
Auslagerungsunternehmen, 
für die Mitglieder von deren 
Organen und für deren 
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ein Institut oder übergeordnetes 
Unternehmen ausgelagert hat. 
2Die Bundesanstalt kann, auch 
ohne besonderen Anlass, bei 
den Instituten, übergeordneten 
Unternehmen und 
Auslagerungsunternehmen, 
soweit ein Institut oder ein 
übergeordnetes Unternehmen 
wesentliche Aktivitäten und 
Prozesse im Sinne des § 25b 
Absatz 1 Satz 1 ausgelagert hat 
oder es sich um eine 
Auslagerung nach § 25h Absatz 
4 oder nach § 6 Absatz 7 des 
Geldwäschegesetzes handelt, 
Prüfungen vornehmen und die 
Durchführung der Prüfungen der 
Deutschen Bundesbank 
übertragen. 3Die Bediensteten 
der Bundesanstalt, der 
Deutschen Bundesbank sowie 
die sonstigen Personen, deren 
sich die Bundesanstalt bei der 
Durchführung der Prüfungen 
bedient, können hierzu die 
Geschäftsräume des Instituts, 
des Auslagerungsunternehmens 
und des übergeordneten 
Unternehmens innerhalb der 
üblichen Betriebs- und 
Geschäftszeiten betreten und 
besichtigen. 4Die Betroffenen 
haben Maßnahmen nach den 
Sätzen 2 und 3 zu dulden. 

ein Institut oder übergeordnetes 
Unternehmen ausgelagert hat. 
2Die Bundesanstalt kann, auch 
ohne besonderen Anlass, bei 
den Instituten, übergeordneten 
Unternehmen und 
Auslagerungsunternehmen, 
soweit ein Institut oder ein 
übergeordnetes Unternehmen 
wesentliche Aktivitäten und 
Prozesse im Sinne des § 25b 
Absatz 1 Satz 1 ausgelagert hat 
oder es sich um eine 
Auslagerung nach § 25h Absatz 
4 oder nach § 6 Absatz 7 des 
Geldwäschegesetzes handelt, 
Prüfungen vornehmen und die 
Durchführung der Prüfungen der 
Deutschen Bundesbank 
übertragen. 3Die Bediensteten 
der Bundesanstalt, der 
Deutschen Bundesbank sowie 
die sonstigen Personen, deren 
sich die Bundesanstalt bei der 
Durchführung der Prüfungen 
bedient, können hierzu die 
Geschäftsräume des Instituts, 
des Auslagerungsunternehmens 
und des übergeordneten 
Unternehmens innerhalb der 
üblichen Betriebs- und 
Geschäftszeiten betreten und 
besichtigen. 4Die Betroffenen 
haben Maßnahmen nach den 
Sätzen 2 und 3 zu dulden. 

ein Institut oder übergeordnetes 
Unternehmen ausgelagert hat. 
2Die Bundesanstalt kann, auch 
ohne besonderen Anlass, bei 
den Instituten, übergeordneten 
Unternehmen und 
Auslagerungsunternehmen, 
soweit ein Institut oder ein 
übergeordnetes Unternehmen 
wesentliche Aktivitäten und 
Prozesse im Sinne des § 25b 
Absatz 1 Satz 1 ausgelagert hat 
oder es sich um eine 
Auslagerung nach § 25h Absatz 
4 oder nach § 6 Absatz 7 des 
Geldwäschegesetzes handelt, 
Prüfungen vornehmen und die 
Durchführung der Prüfungen der 
Deutschen Bundesbank 
übertragen. 3Die Bediensteten 
der Bundesanstalt, der 
Deutschen Bundesbank sowie 
die sonstigen Personen, deren 
sich die Bundesanstalt bei der 
Durchführung der Prüfungen 
bedient, können hierzu die 
Geschäftsräume des Instituts, 
des Auslagerungsunternehmens 
und des übergeordneten 
Unternehmens innerhalb der 
üblichen Betriebs- und 
Geschäftszeiten betreten und 
besichtigen. 4Die Betroffenen 
haben Maßnahmen nach den 
Sätzen 2 und 3 zu dulden. 

Beschäftigte, soweit 
Aktivitäten und Prozesse 
betroffen sind, die ein Institut 
oder übergeordnetes 
Unternehmen ausgelagert hat. 
2Die Bundesanstalt kann, auch 
ohne besonderen Anlass, bei 
den Instituten, 
übergeordneten Unternehmen 
und 
Auslagerungsunternehmen, 
soweit ein Institut oder ein 
übergeordnetes Unternehmen 
wesentliche Aktivitäten und 
Prozesse im Sinne des § 25b 
Absatz 1 Satz 1 ausgelagert 
hat oder es sich um eine 
Auslagerung nach § 25h 
Absatz 4 oder nach § 6 Absatz 
7 des Geldwäschegesetzes 
handelt, Prüfungen 
vornehmen und die 
Durchführung der Prüfungen 
der Deutschen Bundesbank 
übertragen. 3Die Bediensteten 
der Bundesanstalt, der 
Deutschen Bundesbank sowie 
die sonstigen Personen, deren 
sich die Bundesanstalt bei der 
Durchführung der Prüfungen 
bedient, können hierzu die 
Geschäftsräume des Instituts, 
des 
Auslagerungsunternehmens 
und des übergeordneten 
Unternehmens innerhalb der 
üblichen Betriebs- und 
Geschäftszeiten betreten und 
besichtigen. 4Die Betroffenen 
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haben Maßnahmen nach den 
Sätzen 2 und 3 zu dulden. 

(1a)Soweit eine zentrale 
Gegenpartei unter den 
Voraussetzungen des Artikels 35 
Absatz 1 der Verordnung (EU) 
Nr. 648/2012 operationelle 
Funktionen, Dienstleistungen 
oder Tätigkeiten auf ein 
Unternehmen auslagert, sind die 
Befugnisse der Bundesanstalt 
nach Absatz 1 Satz 2 und 3 auch 
auf dieses Unternehmen 
entsprechend anwendbar; 
Absatz 1 Satz 4 gilt 
entsprechend. 

(1a)Soweit eine zentrale 
Gegenpartei unter den 
Voraussetzungen des Artikels 35 
Absatz 1 der Verordnung (EU) 
Nr. 648/2012 operationelle 
Funktionen, Dienstleistungen 
oder Tätigkeiten auf ein 
Unternehmen auslagert, sind die 
Befugnisse der Bundesanstalt 
nach Absatz 1 Satz 2 und 3 auch 
auf dieses Unternehmen 
entsprechend anwendbar; 
Absatz 1 Satz 4 gilt 
entsprechend. 

(1a)Soweit eine zentrale 
Gegenpartei unter den 
Voraussetzungen des Artikels 35 
Absatz 1 der Verordnung (EU) 
Nr. 648/2012 operationelle 
Funktionen, Dienstleistungen 
oder Tätigkeiten auf ein 
Unternehmen auslagert, sind die 
Befugnisse der Bundesanstalt 
nach Absatz 1 Satz 2 und 3 auch 
auf dieses Unternehmen 
entsprechend anwendbar; 
Absatz 1 Satz 4 gilt 
entsprechend. 

(1a)Soweit eine zentrale 
Gegenpartei unter den 
Voraussetzungen des Artikels 35 
Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 
648/2012 operationelle 
Funktionen, Dienstleistungen oder 
Tätigkeiten auf ein Unternehmen 
auslagert, sind die Befugnisse der 
Bundesanstalt nach Absatz 1 Satz 
2 und 3 auch auf dieses 
Unternehmen entsprechend 
anwendbar; Absatz 1 Satz 4 gilt 
entsprechend. 

(1b)1Originatoren und ursprüngliche 
Kreditgeber, soweit sie keine 
Institute sind, sowie 
Verbriefungszweckgesellschafte
n und gemäß Artikel 28 Absatz 1 
der Verordnung (EU) 2017/2402 
zugelassene Dritte haben der 
Bundesanstalt Auskünfte 
entsprechend den Absätzen 1 
und 6 zu erteilen. 2Der 
Bundesanstalt stehen die in 
Absatz 1 genannten 
Prüfungsbefugnisse 
entsprechend zu. 

(1b)1Originatoren und ursprüngliche 
Kreditgeber, soweit sie keine 
Institute sind, sowie 
Verbriefungszweckgesellschafte
n und gemäß Artikel 28 Absatz 1 
der Verordnung (EU) 2017/2402 
zugelassene Dritte haben der 
Bundesanstalt Auskünfte 
entsprechend den Absätzen 1 
und 6 zu erteilen. 2Der 
Bundesanstalt stehen die in 
Absatz 1 genannten 
Prüfungsbefugnisse 
entsprechend zu. 

(1b)1Originatoren und ursprüngliche 
Kreditgeber, soweit sie keine 
Institute sind, sowie 
Verbriefungszweckgesellschafte
n und gemäß Artikel 28 Absatz 1 
der Verordnung (EU) 2017/2402 
zugelassene Dritte haben der 
Bundesanstalt Auskünfte 
entsprechend den Absätzen 1 
und 6 zu erteilen. 2Der 
Bundesanstalt stehen die in 
Absatz 1 genannten 
Prüfungsbefugnisse 
entsprechend zu. 

(1b)1Originatoren und 
ursprüngliche Kreditgeber, soweit 
sie keine Institute sind, sowie 
Verbriefungszweckgesellschaften 
und gemäß Artikel 28 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) 2017/2402 
zugelassene Dritte haben der 
Bundesanstalt Auskünfte 
entsprechend den Absätzen 1 und 
6 zu erteilen. 2Der Bundesanstalt 
stehen die in Absatz 1 genannten 
Prüfungsbefugnisse entsprechend 
zu. 

(2) 1Ein nachgeordnetes 
Unternehmen im Sinne des § 
10a, eine Finanzholding-
Gesellschaft an der Spitze einer 
Finanzholding-Gruppe im Sinne 
des § 10a, eine gemischte 

(2) 1Ein nachgeordnetes 
Unternehmen im Sinne des § 
10a, eine Finanzholding-
Gesellschaft an der Spitze einer 
Finanzholding-Gruppe im Sinne 
des § 10a, eine gemischte 

(2) 1Ein nachgeordnetes 
Unternehmen im Sinne des § 
10a, eine Finanzholding-
Gesellschaft an der Spitze einer 
Finanzholding-Gruppe im Sinne 
des § 10a, eine gemischte 

(2) 1Ein nachgeordnetes 
Unternehmen im Sinne des § 
10a, eine Finanzholding-
Gesellschaft an der Spitze 
einer Finanzholding-Gruppe 
im Sinne des § 10a, eine 
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Finanzholding-Gesellschaft an 
der Spitze einer gemischten 
Finanzholding-Gruppe im Sinne 
des § 10a oder eine gemischte 
Holding-Gesellschaft sowie ein 
Mitglied eines Organs eines 
solchen Unternehmens haben 
der Bundesanstalt, den 
Personen und Einrichtungen, 
deren sich die Bundesanstalt bei 
der Durchführung ihrer Aufgaben 
bedient, sowie der Deutschen 
Bundesbank auf Verlangen 
Auskünfte zu erteilen, 
Unterlagen vorzulegen und 
erforderlichenfalls Kopien 
anzufertigen, um die Richtigkeit 
der Auskünfte oder der 
übermittelten Daten zu 
überprüfen, die für die Aufsicht 
auf zusammengefasster Basis 
erforderlich sind oder die in 
Verbindung mit einer 
Rechtsverordnung nach § 25 
Absatz 3 Satz 1 zu übermitteln 
sind. 2Die Bundesanstalt kann, 
auch ohne besonderen Anlass, 
bei den in Satz 1 genannten 
Unternehmen Prüfungen 
vornehmen und die 
Durchführung der Prüfungen der 
Deutschen Bundesbank 
übertragen; Absatz 1 Satz 2 
Halbsatz 2 gilt entsprechend. 
3Die Bediensteten der 
Bundesanstalt, der Deutschen 
Bundesbank sowie der sonstigen 
Personen, deren sich die 
Bundesanstalt bei der 

Finanzholding-Gesellschaft an 
der Spitze einer gemischten 
Finanzholding-Gruppe im Sinne 
des § 10a oder eine gemischte 
Holding-Gesellschaft sowie ein 
Mitglied eines Organs eines 
solchen Unternehmens haben 
der Bundesanstalt, den 
Personen und Einrichtungen, 
deren sich die Bundesanstalt bei 
der Durchführung ihrer Aufgaben 
bedient, sowie der Deutschen 
Bundesbank auf Verlangen 
Auskünfte zu erteilen, 
Unterlagen vorzulegen und 
erforderlichenfalls Kopien 
anzufertigen, um die Richtigkeit 
der Auskünfte oder der 
übermittelten Daten zu 
überprüfen, die für die Aufsicht 
auf zusammengefasster Basis 
erforderlich sind oder die in 
Verbindung mit einer 
Rechtsverordnung nach § 25 
Absatz 3 Satz 1 zu übermitteln 
sind. 2Die Bundesanstalt kann, 
auch ohne besonderen Anlass, 
bei den in Satz 1 genannten 
Unternehmen Prüfungen 
vornehmen und die 
Durchführung der Prüfungen der 
Deutschen Bundesbank 
übertragen; Absatz 1 Satz 2 
Halbsatz 2 gilt entsprechend. 
3Die Bediensteten der 
Bundesanstalt, der Deutschen 
Bundesbank sowie der sonstigen 
Personen, deren sich die 
Bundesanstalt bei der 

Finanzholding-Gesellschaft an 
der Spitze einer gemischten 
Finanzholding-Gruppe im Sinne 
des § 10a oder eine gemischte 
Holding-Gesellschaft sowie ein 
Mitglied eines Organs eines 
solchen Unternehmens haben 
der Bundesanstalt, den 
Personen und Einrichtungen, 
deren sich die Bundesanstalt bei 
der Durchführung ihrer Aufgaben 
bedient, sowie der Deutschen 
Bundesbank auf Verlangen 
Auskünfte zu erteilen, 
Unterlagen vorzulegen und 
erforderlichenfalls Kopien 
anzufertigen, um die Richtigkeit 
der Auskünfte oder der 
übermittelten Daten zu 
überprüfen, die für die Aufsicht 
auf zusammengefasster Basis 
erforderlich sind oder die in 
Verbindung mit einer 
Rechtsverordnung nach § 25 
Absatz 3 Satz 1 zu übermitteln 
sind. 2Die Bundesanstalt kann, 
auch ohne besonderen Anlass, 
bei den in Satz 1 genannten 
Unternehmen Prüfungen 
vornehmen und die 
Durchführung der Prüfungen der 
Deutschen Bundesbank 
übertragen; Absatz 1 Satz 2 
Halbsatz 2 gilt entsprechend. 
3Die Bediensteten der 
Bundesanstalt, der Deutschen 
Bundesbank sowie der 
sonstigen Personen, deren sich 
die Bundesanstalt bei der 

gemischte Finanzholding-
Gesellschaft an der Spitze 
einer gemischten 
Finanzholding-Gruppe im 
Sinne des § 10a oder eine 
gemischte Holding-
Gesellschaft sowie ein 
Mitglied eines Organs eines 
solchen Unternehmens haben 
der Bundesanstalt, den 
Personen und Einrichtungen, 
deren sich die Bundesanstalt 
bei der Durchführung ihrer 
Aufgaben bedient, sowie der 
Deutschen Bundesbank auf 
Verlangen Auskünfte zu 
erteilen, Unterlagen 
vorzulegen und 
erforderlichenfalls Kopien 
anzufertigen, um die 
Richtigkeit der Auskünfte oder 
der übermittelten Daten zu 
überprüfen, die für die Aufsicht 
auf zusammengefasster Basis 
erforderlich sind oder die in 
Verbindung mit einer 
Rechtsverordnung nach § 25 
Absatz 3 Satz 1 zu übermitteln 
sind. 2Die Bundesanstalt kann, 
auch ohne besonderen 
Anlass, bei den in Satz 1 
genannten Unternehmen 
Prüfungen vornehmen und die 
Durchführung der Prüfungen 
der Deutschen Bundesbank 
übertragen; Absatz 1 Satz 2 
Halbsatz 2 gilt entsprechend. 
3Die Bediensteten der 
Bundesanstalt, der Deutschen 
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Durchführung der Prüfungen 
bedient, können hierzu die 
Geschäftsräume der 
Unternehmen innerhalb der 
üblichen Betriebs- und 
Geschäftszeiten betreten und 
besichtigen. 4Die Betroffenen 
haben Maßnahmen nach den 
Sätzen 2 und 3 zu dulden. 5Die 
Sätze 1 bis 4 gelten 
entsprechend für ein nicht in die 
Zusammenfassung 
einbezogenes 
Tochterunternehmen und ein 
gemischte Holdinggesellschaft 
und dessen 
Tochterunternehmen. 

Durchführung der Prüfungen 
bedient, können hierzu die 
Geschäftsräume der 
Unternehmen innerhalb der 
üblichen Betriebs- und 
Geschäftszeiten betreten und 
besichtigen. 4Die Betroffenen 
haben Maßnahmen nach den 
Sätzen 2 und 3 zu dulden. 5Die 
Sätze 1 bis 4 gelten 
entsprechend für ein nicht in die 
Zusammenfassung 
einbezogenes 
Tochterunternehmen und ein 
gemischte Holdinggesellschaft 
und dessen 
Tochterunternehmen. 

Durchführung der Prüfungen 
bedient, können hierzu die 
Geschäftsräume der 
Unternehmen innerhalb der 
üblichen Betriebs- und 
Geschäftszeiten betreten und 
besichtigen. 4Die Betroffenen 
haben Maßnahmen nach den 
Sätzen 2 und 3 zu dulden. 5Die 
Sätze 1 bis 4 gelten 
entsprechend für ein nicht in die 
Zusammenfassung 
einbezogenes 
Tochterunternehmen und ein 
gemischte Holdinggesellschaft 
und dessen 
Tochterunternehmen. 

Bundesbank sowie der 
sonstigen Personen, deren 
sich die Bundesanstalt bei der 
Durchführung der Prüfungen 
bedient, können hierzu die 
Geschäftsräume der 
Unternehmen innerhalb der 
üblichen Betriebs- und 
Geschäftszeiten betreten und 
besichtigen. 4Die Betroffenen 
haben Maßnahmen nach den 
Sätzen 2 und 3 zu dulden. 5Die 
Sätze 1 bis 4 gelten 
entsprechend für ein nicht in 
die Zusammenfassung 
einbezogenes 
Tochterunternehmen und ein 
gemischte Holdinggesellschaft 
und dessen 
Tochterunternehmen. 

(2a)1Benötigt die Bundesanstalt bei 
der Aufsicht über eine 
Institutsgruppe, Finanzholding-
Gruppe, eine gemischte 
Finanzholding-Gruppe oder 
gemischte Holding-Gruppe 
Informationen, die bereits einer 
anderen zuständigen Stelle 
vorliegen, richtet sie ihr 
Auskunftsersuchen zunächst an 
diese zuständige Stelle. 2Bei der 
Aufsicht über Institute, die einem 
EU-Mutterinstitut nach § 10a 
nachgeordnet sind, richtet die 
Bundesanstalt 
Auskunftsersuchen zur 
Umsetzung der Ansätze und 
Methoden nach der Richtlinie 

(2a)1Benötigt die Bundesanstalt bei 
der Aufsicht über eine 
Institutsgruppe, Finanzholding-
Gruppe, eine gemischte 
Finanzholding-Gruppe oder 
gemischte Holding-Gruppe 
Informationen, die bereits einer 
anderen zuständigen Stelle 
vorliegen, richtet sie ihr 
Auskunftsersuchen zunächst an 
diese zuständige Stelle. 2Bei der 
Aufsicht über Institute, die einem 
EU-Mutterinstitut nach § 10a 
nachgeordnet sind, richtet die 
Bundesanstalt 
Auskunftsersuchen zur 
Umsetzung der Ansätze und 
Methoden nach der Richtlinie 

(2a)1Benötigt die Bundesanstalt bei 
der Aufsicht über eine 
Institutsgruppe, Finanzholding-
Gruppe, eine gemischte 
Finanzholding-Gruppe oder 
gemischte Holding-Gruppe 
Informationen, die bereits einer 
anderen zuständigen Stelle 
vorliegen, richtet sie ihr 
Auskunftsersuchen zunächst an 
diese zuständige Stelle. 2Bei der 
Aufsicht über Institute, die einem 
EU-Mutterinstitut nach § 10a 
nachgeordnet sind, richtet die 
Bundesanstalt 
Auskunftsersuchen zur 
Umsetzung der Ansätze und 
Methoden nach der Richtlinie 

(2a)1Benötigt die 
Bundesanstalt bei der Aufsicht 
über eine Institutsgruppe, 
Finanzholding-Gruppe, eine 
gemischte Finanzholding-
Gruppe oder gemischte 
Holding-Gruppe 
Informationen, die bereits 
einer anderen zuständigen 
Stelle vorliegen, richtet sie ihr 
Auskunftsersuchen zunächst 
an diese zuständige Stelle. 
2Bei der Aufsicht über Institute, 
die einem EU-Mutterinstitut 
nach § 10a nachgeordnet 
sind, richtet die Bundesanstalt 
Auskunftsersuchen zur 
Umsetzung der Ansätze und 
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2013/36/EU regelmäßig 
zunächst an die für die Aufsicht 
auf zusammengefasster Basis 
zuständige Stelle. 

2013/36/EU regelmäßig 
zunächst an die für die Aufsicht 
auf zusammengefasster Basis 
zuständige Stelle. 

2013/36/EU regelmäßig 
zunächst an die für die Aufsicht 
auf zusammengefasster Basis 
zuständige Stelle. 

Methoden nach der Richtlinie 
2013/36/EU regelmäßig 
zunächst an die für die 
Aufsicht auf 
zusammengefasster Basis 
zuständige Stelle. 

(3) 1Die in die Zusammenfassung 
einbezogenen Unternehmen mit 
Sitz im Ausland haben der 
Bundesanstalt auf Verlangen die 
nach diesem Gesetz zulässigen 
Prüfungen zu gestatten, 
insbesondere die Überprüfung 
der Richtigkeit der für die 
Zusammenfassung nach § 10a 
Absatz 4 bis 7, § 25 Absatz 2 und 
3 und nach den Artikeln 11 bis 17 
der Verordnung (EU) Nr. 
575/2013 in ihrer jeweils 
geltenden Fassung übermittelten 
Daten, soweit dies zur Erfüllung 
der Aufgaben der Bundesanstalt 
erforderlich und nach dem Recht 
des anderen Staates zulässig ist. 
2Dies gilt auch für nicht in die 
Zusammenfassung einbezogene 
Tochterunternehmen mit Sitz im 
Ausland. 

(3) 1Die in die Zusammenfassung 
einbezogenen Unternehmen mit 
Sitz im Ausland haben der 
Bundesanstalt auf Verlangen die 
nach diesem Gesetz zulässigen 
Prüfungen zu gestatten, 
insbesondere die Überprüfung 
der Richtigkeit der für die 
Zusammenfassung nach § 10a 
Absatz 4 bis 7, § 25 Absatz 2 und 
3 und nach den Artikeln 11 bis 17 
der Verordnung (EU) Nr. 
575/2013 in ihrer jeweils 
geltenden Fassung übermittelten 
Daten, soweit dies zur Erfüllung 
der Aufgaben der Bundesanstalt 
erforderlich und nach dem Recht 
des anderen Staates zulässig ist. 
2Dies gilt auch für nicht in die 
Zusammenfassung einbezogene 
Tochterunternehmen mit Sitz im 
Ausland. 

(3) 1Die in die Zusammenfassung 
einbezogenen Unternehmen mit 
Sitz im Ausland haben der 
Bundesanstalt auf Verlangen die 
nach diesem Gesetz zulässigen 
Prüfungen zu gestatten, 
insbesondere die Überprüfung 
der Richtigkeit der für die 
Zusammenfassung nach § 10a 
Absatz 4 bis 7, § 25 Absatz 2 und 
3 und nach den Artikeln 11 bis 17 
der Verordnung (EU) Nr. 
575/2013 in ihrer jeweils 
geltenden Fassung übermittelten 
Daten, soweit dies zur Erfüllung 
der Aufgaben der Bundesanstalt 
erforderlich und nach dem Recht 
des anderen Staates zulässig ist. 
2Dies gilt auch für nicht in die 
Zusammenfassung 
einbezogene 
Tochterunternehmen mit Sitz im 
Ausland. 

(3) 1Die in die Zusammenfassung 
einbezogenen Unternehmen 
mit Sitz im Ausland haben der 
Bundesanstalt auf Verlangen 
die nach diesem Gesetz 
zulässigen Prüfungen zu 
gestatten, insbesondere die 
Überprüfung der Richtigkeit 
der für die Zusammenfassung 
nach § 10a Absatz 4 bis 7, § 
25 Absatz 2 und 3 und nach 
den Artikeln 11 bis 17 der 
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 
in ihrer jeweils geltenden 
Fassung übermittelten Daten, 
soweit dies zur Erfüllung der 
Aufgaben der Bundesanstalt 
erforderlich und nach dem 
Recht des anderen Staates 
zulässig ist. 2Dies gilt auch für 
nicht in die Zusammenfassung 
einbezogene 
Tochterunternehmen mit Sitz 
im Ausland. 

(4) 1Die Bundesanstalt kann zu den 
Hauptversammlungen, 
Generalversammlungen oder 
Gesellschafterversammlungen 
sowie zu den Sitzungen der 
Aufsichtsorgane bei Instituten, 
Finanzholding-Gesellschaften 

(4) 1Die Bundesanstalt kann zu den 
Hauptversammlungen, 
Generalversammlungen oder 
Gesellschafterversammlungen 
sowie zu den Sitzungen der 
Aufsichtsorgane bei Instituten, 
Finanzholding-Gesellschaften 

(4) 1Die Bundesanstalt kann zu den 
Hauptversammlungen, 
Generalversammlungen oder 
Gesellschafterversammlungen 
sowie zu den Sitzungen der 
Aufsichtsorgane bei Instituten, 
Finanzholding-Gesellschaften 

(4) 1Die Bundesanstalt kann zu 
den Hauptversammlungen, 
Generalversammlungen oder 
Gesellschafterversammlunge
n sowie zu den Sitzungen der 
Aufsichtsorgane bei Instituten, 
Finanzholding-Gesellschaften 
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oder gemischten Finanzholding-
Gesellschaften in der 
Rechtsform einer juristischen 
Person Vertreter entsenden. 
2Diese können in der 
Versammlung oder Sitzung das 
Wort ergreifen. 3Die Betroffenen 
haben Maßnahmen nach den 
Sätzen 1 und 2 zu dulden. 

oder gemischten Finanzholding-
Gesellschaften in der 
Rechtsform einer juristischen 
Person Vertreter entsenden. 
2Diese können in der 
Versammlung oder Sitzung das 
Wort ergreifen. 3Die Betroffenen 
haben Maßnahmen nach den 
Sätzen 1 und 2 zu dulden. 

oder gemischten Finanzholding-
Gesellschaften in der 
Rechtsform einer juristischen 
Person Vertreter entsenden. 
2Diese können in der 
Versammlung oder Sitzung das 
Wort ergreifen. 3Im Fall der 
virtuellen Hauptversammlung 
nach § 118a des Aktiengesetzes 
sind die Vertreter im Wege der 
Videokommunikation zu der 
Versammlung zuzuschalten und 
können über die 
Videokommunikation das Wort 
ergreifen. 4Nach § 130a Absatz 1 
und 2 des Aktiengesetzes 
eingereichte Fragen sowie die zu 
diesen Fragen vor der 
Versammlng gegebenen 
Antworten sind den Vertretern 
zugänglich zu machen. 5Die 
Vertreter dürfen anstelle der 
Zuschaltung im Wege der 
Videokommunikation am Ort der 
Hauptversammlung teilnehmen, 
sofern sie dies für erforderlich 
halten. 6Die Betroffenen haben 
Maßnahmen nach den Sätzen 1 
bis 5 zu dulden. 

oder gemischten 
Finanzholding-Gesellschaften 
in der Rechtsform einer 
juristischen Person Vertreter 
entsenden. 2Diese können in 
der Versammlung oder 
Sitzung das Wort ergreifen. 
3Im Fall der virtuellen 
Hauptversammlung nach § 
118a des Aktiengesetzes sind 
die Vertreter im Wege 
der Videokommunikation zu 
der Versammlung 
zuzuschalten und können über 
die Videokommunikation das 
Wort ergreifen. 4Nach § 130a 
Absatz 1 und 2 des 
Aktiengesetzes eingereichte 
Stellungnahmen, nach § 131 
Absatz 1a und 1b des 
Aktiengesetzes eingereichte 
Fragen sowie die zu diesen 
Fragen vor der Versammlung 
gegebenen Antworten sind 
den Vertretern zugänglich zu 
machen. 5Die Vertreter dürfen 
anstelle der Zuschaltung im 
Wege der 
Videokommunikation am Ort 
der Hauptversammlung 
teilnehmen, sofern sie dies für 
erforderlich halten. 6Die 
Betroffenen haben 
Maßnahmen nach den Sätzen 
1 bis 5 zu dulden. 

(5) 1Die Institute, Finanzholding-
Gesellschaften und gemischten 
Finanzholding-Gesellschaften in 

(5) 1Die Institute, Finanzholding-
Gesellschaften und gemischten 
Finanzholding-Gesellschaften in 

(5) 1Die Institute, Finanzholding-
Gesellschaften und gemischten 
Finanzholding-Gesellschaften in 

(5) 1Die Institute, Finanzholding-
Gesellschaften und 
gemischten Finanzholding-
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der Rechtsform einer juristischen 
Person haben auf Verlangen der 
Bundesanstalt die Einberufung 
der in Absatz 4 Satz 1 
bezeichneten Versammlungen, 
die Anberaumung von Sitzungen 
der Verwaltungs- und 
Aufsichtsorgane sowie die 
Ankündigung von Gegenständen 
zur Beschlußfassung 
vorzunehmen. 2Die 
Bundesanstalt kann zu einer 
nach Satz 1 anberaumten 
Sitzung Vertreter entsenden. 
3Diese können in der Sitzung das 
Wort ergreifen. 4Die Betroffenen 
haben Maßnahmen nach den 
Sätzen 2 und 3 zu dulden. 
Absatz 4 bleibt unberührt. 

der Rechtsform einer juristischen 
Person haben auf Verlangen der 
Bundesanstalt die Einberufung 
der in Absatz 4 Satz 1 
bezeichneten Versammlungen, 
die Anberaumung von Sitzungen 
der Verwaltungs- und 
Aufsichtsorgane sowie die 
Ankündigung von Gegenständen 
zur Beschlußfassung 
vorzunehmen. 2Die 
Bundesanstalt kann zu einer 
nach Satz 1 anberaumten 
Sitzung Vertreter entsenden. 
3Diese können in der Sitzung das 
Wort ergreifen. 4Die Betroffenen 
haben Maßnahmen nach den 
Sätzen 2 und 3 zu dulden. 
Absatz 4 bleibt unberührt. 

der Rechtsform einer juristischen 
Person haben auf Verlangen der 
Bundesanstalt die Einberufung 
der in Absatz 4 Satz 1 
bezeichneten Versammlungen, 
die Anberaumung von Sitzungen 
der Verwaltungs- und 
Aufsichtsorgane sowie die 
Ankündigung von Gegenständen 
zur Beschlußfassung 
vorzunehmen. 2Die 
Bundesanstalt kann zu einer 
nach Satz 1 anberaumten 
Sitzung Vertreter entsenden. 
3Diese können in der Sitzung das 
Wort ergreifen. 4Absatz 4 Satz 3 
bis 5 gilt entsprechend. 5Die 
Betroffenen haben Maßnahmen 
nach den Sätzen 2 bis 4 zu 
dulden. Absatz 4 bleibt 
unberührt. 

Gesellschaften in der 
Rechtsform einer juristischen 
Person haben auf Verlangen 
der Bundesanstalt die 
Einberufung der in Absatz 4 
Satz 1 bezeichneten 
Versammlungen, die 
Anberaumung von Sitzungen 
der Verwaltungs- und 
Aufsichtsorgane sowie die 
Ankündigung von 
Gegenständen zur 
Beschlußfassung 
vorzunehmen. 2Die 
Bundesanstalt kann zu einer 
nach Satz 1 anberaumten 
Sitzung Vertreter entsenden. 
3Diese können in der Sitzung 
das Wort ergreifen. 4Absatz 4 
Satz 3 bis 5 gilt entsprechend. 
5Die Betroffenen haben 
Maßnahmen nach den Sätzen 
2 bis 4 zu dulden. Absatz 4 
bleibt unberührt. 

(6) Der zur Erteilung einer Auskunft 
Verpflichtete kann die Auskunft 
auf solche Fragen verweigern, 
deren Beantwortung ihn selbst 
oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 
1 bis 3 der Zivilprozeßordnung 
bezeichneten Angehörigen der 
Gefahr strafgerichtlicher 
Verfolgung oder eines 
Verfahrens nach dem Gesetz 
über Ordnungswidrigkeiten 
aussetzen würde. 

(6) Der zur Erteilung einer Auskunft 
Verpflichtete kann die Auskunft 
auf solche Fragen verweigern, 
deren Beantwortung ihn selbst 
oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 
1 bis 3 der Zivilprozeßordnung 
bezeichneten Angehörigen der 
Gefahr strafgerichtlicher 
Verfolgung oder eines 
Verfahrens nach dem Gesetz 
über Ordnungswidrigkeiten 
aussetzen würde. 

(6) Der zur Erteilung einer Auskunft 
Verpflichtete kann die Auskunft 
auf solche Fragen verweigern, 
deren Beantwortung ihn selbst 
oder einen der in § 383 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 der 
Zivilprozeßordnung 
bezeichneten Angehörigen der 
Gefahr strafgerichtlicher 
Verfolgung oder eines 
Verfahrens nach dem Gesetz 
über Ordnungswidrigkeiten 
aussetzen würde. 

(6) Der zur Erteilung einer 
Auskunft Verpflichtete kann 
die Auskunft auf solche 
Fragen verweigern, deren 
Beantwortung ihn selbst oder 
einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 
bis 3 der Zivilprozeßordnung 
bezeichneten Angehörigen 
der Gefahr strafgerichtlicher 
Verfolgung oder eines 
Verfahrens nach dem Gesetz 
über Ordnungswidrigkeiten 
aussetzen würde. 
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Artikel 5 
Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 
 

Bisherige Rechtslage  Bestimmungen nach dem RefE  Neue Rechtslage nach dem 
RegE 

 Gesetzesbeschluss Deutscher 
Bundestag vom 8. Juli 2022 

§ 191 Oberste Vertretung  § 191 Oberste Vertretung  § 191 Oberste Vertretung 
 

§ 191 Oberste Vertretung 

1Für die oberste Vertretung gelten 
entsprechend die für die 
Hauptversammlung geltenden 
Vorschriften der §§ 118, 119 Absatz 
1 Nummer 1, 2, 4, 5, 6, 8 und 9 sowie 
Absatz 2, von § 120 Absatz 1 bis 3 
und § 121 Absatz 1 bis 4, 5 Satz 1 
und Absatz 6, der §§ 122 und 123 
Absatz 1, der §§ 124 bis 127, 129 
Absatz 1 und 4, des § 130 Absatz 1 
Satz 1 und 2 sowie Absatz 2 bis 5, 
der §§ 131 bis 133 und 134 Absatz 4 
sowie der §§ 136, 142 bis 149, 241 
bis 253 und 257 bis 261 des 
Aktiengesetzes. 2§ 256 des 
Aktiengesetzes gilt entsprechend. 
3Ist die oberste Vertretung die 
Mitgliederversammlung, so gilt auch 
§ 134 Absatz 3 des Aktiengesetzes 
entsprechend. 4Genussrechte im 
Sinne des § 214 Absatz 2 dürfen nur 
auf Grund eines Beschlusses der 
obersten Vertretung gewährt 
werden. 5Der Beschluss bedarf einer 
Mehrheit von drei Vierteln der 
abgegebenen Stimmen. 6Die 
Satzung kann eine andere Mehrheit 

1Für die oberste Vertretung gelten 
entsprechend die für die 
Hauptversammlung geltenden 
Vorschriften der §§ 118, 118a, 119 
Absatz 1 Nummer 1, 2, 4, 5, 6, 8 und 
9 sowie Absatz 2, des § 120 Absatz 
1 bis 3 und des § 121 Absatz 1 bis 4 
sowie 4b Satz 1 und 2, Absatz 5 Satz 
1 und 3 sowie Absatz 6, der §§ 122 
und 123 Absatz 1, der §§ 124 bis 
127, 129 Absatz 1 und 4, des § 130 
Absatz 1 Satz 1 und 2 sowie Absatz 
1a bis 5, der §§ 130a bis 133 und 134 
Absatz 4 sowie der §§ 136, 142 bis 
149, 241 bis 253 und 257 bis 261 des 
Aktiengesetzes. 2§ 256 des 
Aktiengesetzes gilt entsprechend. 
3Ist die oberste Vertretung die 
Mitgliederversammlung, so gilt auch 
§ 134 Absatz 3 des Aktiengesetzes 
entsprechend. 4Genussrechte im 
Sinne des § 214 Absatz 2 dürfen nur 
auf Grund eines Beschlusses der 
obersten Vertretung gewährt 
werden. 5Der Beschluss bedarf einer 
Mehrheit von drei Vierteln der 
abgegebenen Stimmen. 6Die 
Satzung kann eine andere Mehrheit 

1Für die oberste Vertretung gelten 
entsprechend die für die 
Hauptversammlung geltenden 
Vorschriften der §§ 118, 118a, 119 
Absatz 1 Nummer 1, 2, 4, 5, 6, 8 und 
9 sowie Absatz 2, des § 120 Absatz 
1 bis 3 und des § 121 Absatz 1 bis 4 
sowie 4b Satz 1 und 2, Absatz 5 Satz 
1 und 3 sowie Absatz 6, der §§ 122 
und 123 Absatz 1, der §§ 124 bis 127, 
129 Absatz 1 und 4, des § 130 
Absatz 1 Satz 1 und 2 sowie Absatz 
1a bis 5, der §§ 130a bis 133 und 134 
Absatz 4 sowie der §§ 136, 142 bis 
149, 241 bis 253 und 257 bis 261 des 
Aktiengesetzes. 2§ 256 des 
Aktiengesetzes gilt entsprechend. 
3Ist die oberste Vertretung die 
Mitgliederversammlung, so gilt auch 
§ 134 Absatz 3 des Aktiengesetzes 
entsprechend. 4Genussrechte im 
Sinne des § 214 Absatz 2 dürfen nur 
auf Grund eines Beschlusses der 
obersten Vertretung gewährt werden. 
5Der Beschluss bedarf einer Mehrheit 
von drei Vierteln der abgegebenen 
Stimmen. 6Die Satzung kann eine 

1Für die oberste Vertretung gelten 
entsprechend die für die 
Hauptversammlung geltenden 
Vorschriften der §§ 118, 118a, 119 
Absatz 1 Nummer 1, 2, 4, 5, 6, 8 
und 9 sowie Absatz 2, des § 120 
Absatz 1 bis 3 und des § 121 
Absatz 1 bis 4 sowie 4b Satz 1 und 
2, Absatz 5 Satz 1 und 3 sowie 
Absatz 6, der §§ 122 und 123 
Absatz 1, der §§ 124 bis 127, 129 
Absatz 1 und 4, des § 130 Absatz 
1 Satz 1 und 2 sowie Absatz 1a bis 
5, der §§ 130a bis 133 und 134 
Absatz 4 sowie der §§ 136, 142 bis 
149, 241 bis 253 und 257 bis 261 
des Aktiengesetzes. 2§ 256 des 
Aktiengesetzes gilt entsprechend. 
3Ist die oberste Vertretung die 
Mitgliederversammlung, so gilt 
auch § 134 Absatz 3 des 
Aktiengesetzes entsprechend. 
4Genussrechte im Sinne des § 214 
Absatz 2 dürfen nur auf Grund 
eines Beschlusses der obersten 
Vertretung gewährt werden. 5Der 
Beschluss bedarf einer Mehrheit 
von drei Vierteln der abgegebenen 
Stimmen. 6Die Satzung kann eine 
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und weitere Erfordernisse 
bestimmen. 

und weitere Erfordernisse 
bestimmen. 

andere Mehrheit und weitere 
Erfordernisse bestimmen. 

andere Mehrheit und weitere 
Erfordernisse bestimmen. 

§ 306 Betreten und 
Durchsuchen von Räumen; 
Beschlagnahme 

 § 306 Betreten und 
Durchsuchen von Räumen; 
Beschlagnahme 

 § 306 Betreten und 
Durchsuchen von Räumen; 
Beschlagnahme 

 
§ 306 Betreten und 
Durchsuchen von Räumen; 
Beschlagnahme 

(1) Die Aufsichtsbehörde ist befugt, (1) Die Aufsichtsbehörde ist befugt, (1) 1Die Aufsichtsbehörde ist 
befugt, 

 
(1) 1Die Aufsichtsbehörde ist 

befugt, 

1. auch ohne besonderen 
Anlass in den 
Geschäftsräumen der 
Versicherungsunternehmen 
Prüfungen des 
Geschäftsbetriebs 
vorzunehmen; dabei darf sie 
im Rahmen der 
Gruppenaufsicht nach Teil 5 
Prüfungen der Informationen 
nach § 305 Absatz 1 
Nummer 2 und § 284 auch 
bei dem 
Versicherungsunternehmen, 
das der Gruppenaufsicht 
unterliegt, bei verbundenen 
Unternehmen dieses 
Versicherungsunternehmen
s, bei Mutterunternehmen 
dieses 
Versicherungsunternehmen
s und bei verbundenen 
Unternehmen eines 
Mutterunternehmens dieses 
Versicherungsunternehmen
s vornehmen; 

1. auch ohne besonderen 
Anlass in den 
Geschäftsräumen der 
Versicherungsunternehmen 
Prüfungen des 
Geschäftsbetriebs 
vorzunehmen; dabei darf sie 
im Rahmen der 
Gruppenaufsicht nach Teil 5 
Prüfungen der Informationen 
nach § 305 Absatz 1 
Nummer 2 und § 284 auch 
bei dem 
Versicherungsunternehmen, 
das der Gruppenaufsicht 
unterliegt, bei verbundenen 
Unternehmen dieses 
Versicherungsunternehmen
s, bei Mutterunternehmen 
dieses 
Versicherungsunternehmen
s und bei verbundenen 
Unternehmen eines 
Mutterunternehmens dieses 
Versicherungsunternehmen
s vornehmen; 

1. auch ohne besonderen 
Anlass in den 
Geschäftsräumen der 
Versicherungsunternehmen 
Prüfungen des 
Geschäftsbetriebs 
vorzunehmen; dabei darf sie 
im Rahmen der 
Gruppenaufsicht nach Teil 5 
Prüfungen der Informationen 
nach § 305 Absatz 1 
Nummer 2 und § 284 auch 
bei dem 
Versicherungsunternehmen, 
das der Gruppenaufsicht 
unterliegt, bei verbundenen 
Unternehmen dieses 
Versicherungsunternehmen
s, bei Mutterunternehmen 
dieses 
Versicherungsunternehmen
s und bei verbundenen 
Unternehmen eines 
Mutterunternehmens dieses 
Versicherungsunternehmen
s vornehmen; 

1. auch ohne besonderen 
Anlass in den 
Geschäftsräumen der 
Versicherungsunternehm
en Prüfungen des 
Geschäftsbetriebs 
vorzunehmen; dabei darf 
sie im Rahmen der 
Gruppenaufsicht nach Teil 
5 Prüfungen der 
Informationen nach § 305 
Absatz 1 Nummer 2 und § 
284 auch bei dem 
Versicherungsunternehm
en, das der 
Gruppenaufsicht 
unterliegt, bei 
verbundenen 
Unternehmen dieses 
Versicherungsunternehm
ens, bei 
Mutterunternehmen 
dieses 
Versicherungsunternehm
ens und bei verbundenen 
Unternehmen eines 
Mutterunternehmens 
dieses 
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Versicherungsunternehm
ens vornehmen; 

2. Prüfungen auch so 
vorzunehmen, dass sie an 
einer von dem 
Versicherungsunternehmen 
nach § 341k des 
Handelsgesetzbuchs 
veranlassten Prüfung 
teilnimmt und selbst die 
Feststellungen trifft, die sie 
für nötig hält; dies gilt nicht 
für 
Versicherungsunternehmen, 
die als kleinere Vereine 
anerkannt sind; 

2. Prüfungen auch so 
vorzunehmen, dass sie an 
einer von dem 
Versicherungsunternehmen 
nach § 341k des 
Handelsgesetzbuchs 
veranlassten Prüfung 
teilnimmt und selbst die 
Feststellungen trifft, die sie 
für nötig hält; dies gilt nicht 
für 
Versicherungsunternehmen, 
die als kleinere Vereine 
anerkannt sind; 

2. Prüfungen auch so 
vorzunehmen, dass sie an 
einer von dem 
Versicherungsunternehmen 
nach § 341k des 
Handelsgesetzbuchs 
veranlassten Prüfung 
teilnimmt und selbst die 
Feststellungen trifft, die sie 
für nötig hält; dies gilt nicht 
für 
Versicherungsunternehmen, 
die als kleinere Vereine 
anerkannt sind; 

2. Prüfungen auch so 
vorzunehmen, dass sie an 
einer von dem 
Versicherungsunternehm
en nach § 341k des 
Handelsgesetzbuchs 
veranlassten Prüfung 
teilnimmt und selbst die 
Feststellungen trifft, die 
sie für nötig hält; dies gilt 
nicht für 
Versicherungsunternehm
en, die als kleinere 
Vereine anerkannt sind; 

3. an von ihr durchgeführten 
Prüfungen nach den 
Nummern 1 und 2 Personen 
zu beteiligen, die nach § 
341k in Verbindung mit § 319 
des Handelsgesetzbuchs zu 
Abschlussprüfern bestimmt 
werden können, oder diese 
Personen mit der 
Durchführung von 
Prüfungen nach den 
Nummern 1 und 2 zu 
beauftragen; für diese 
Personen gilt die 
Bestimmung des § 323 des 
Handelsgesetzbuchs für 
Abschlussprüfer sinngemäß; 

3. an von ihr durchgeführten 
Prüfungen nach den 
Nummern 1 und 2 Personen 
zu beteiligen, die nach § 
341k in Verbindung mit § 
319 des 
Handelsgesetzbuchs zu 
Abschlussprüfern bestimmt 
werden können, oder diese 
Personen mit der 
Durchführung von 
Prüfungen nach den 
Nummern 1 und 2 zu 
beauftragen; für diese 
Personen gilt die 
Bestimmung des § 323 des 
Handelsgesetzbuchs für 
Abschlussprüfer sinngemäß; 

3. an von ihr durchgeführten 
Prüfungen nach den 
Nummern 1 und 2 Personen 
zu beteiligen, die nach § 
341k in Verbindung mit § 319 
des Handelsgesetzbuchs zu 
Abschlussprüfern bestimmt 
werden können, oder diese 
Personen mit der 
Durchführung von Prüfungen 
nach den Nummern 1 und 2 
zu beauftragen; für diese 
Personen gilt die 
Bestimmung des § 323 des 
Handelsgesetzbuchs für 
Abschlussprüfer sinngemäß; 

3. an von ihr durchgeführten 
Prüfungen nach den 
Nummern 1 und 2 
Personen zu beteiligen, 
die nach § 341k in 
Verbindung mit § 319 des 
Handelsgesetzbuchs zu 
Abschlussprüfern 
bestimmt werden können, 
oder diese Personen mit 
der Durchführung von 
Prüfungen nach den 
Nummern 1 und 2 zu 
beauftragen; für diese 
Personen gilt die 
Bestimmung des § 323 
des Handelsgesetzbuchs 
für Abschlussprüfer 
sinngemäß; 
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4. zu Sitzungen des 
Aufsichtsrats und Tagungen 
der Hauptversammlung oder 
der obersten Vertretung 
Vertreter zu entsenden, 
denen auf Verlangen das 
Wort zu erteilen ist und 

4. zu Sitzungen des 
Aufsichtsrats und Tagungen 
der Hauptversammlung oder 
der obersten Vertretung 
Vertreter zu entsenden, 
denen auf Verlangen das 
Wort zu erteilen ist und 

4. zu Sitzungen des 
Aufsichtsrats und Tagungen 
der Hauptversammlung oder 
der obersten Vertretung 
Vertreter zu entsenden, 
denen auf Verlangen das 
Wort zu erteilen ist und 

4. zu Sitzungen des 
Aufsichtsrats und 
Tagungen der 
Hauptversammlung oder 
der obersten Vertretung 
Vertreter zu entsenden, 
denen auf Verlangen das 
Wort zu erteilen ist und 

5. die Einberufung der in 
Nummer 4 bezeichneten 
Sitzungen und Tagungen 
sowie die Ankündigung von 
Gegenständen zur 
Beschlussfassung zu 
verlangen. 

5. die Einberufung der in 
Nummer 4 bezeichneten 
Sitzungen und Tagungen 
sowie die Ankündigung von 
Gegenständen zur 
Beschlussfassung zu 
verlangen. 

5. die Einberufung der in 
Nummer 4 bezeichneten 
Sitzungen und Tagungen 
sowie die Ankündigung von 
Gegenständen zur 
Beschlussfassung zu 
verlangen. 

5. die Einberufung der in 
Nummer 4 bezeichneten 
Sitzungen und Tagungen 
sowie die Ankündigung 
von Gegenständen zur 
Beschlussfassung zu 
verlangen. 

  2In den Fällen der virtuellen 
Hauptversammlung nach § 118a des 
Aktiengesetzes und der virtuellen 
obersten Vertretung sind die 
Vertreter im Wege der 
Videokommunikation zu der 
Versammlung zuzuschalten und 
ihnen ist auf Verlangen über die 
Videokommunikation das Wort zu 
erteilen. 3Nach § 130a Absatz 1 und 
2 des Aktiengesetzes eingereichte 
Stellungnahmen, nach § 131 Absatz 
1a und 1b des Aktiengesetzes 
eingereichte Fragen sowie die zu 
diesen Fragen vor der Versammlung 
gegebenen Antworten sind den 
Vertretern zugänglich zu machen. 
4Die Vertreter dürfen anstelle der 
Zuschaltung im Wege der 
Videokommunikation am Ort der 

2In den Fällen der virtuellen 
Hauptversammlung nach § 
118a des Aktiengesetzes und 
der virtuellen obersten 
Vertretung sind die Vertreter 
im Wege der 
Videokommunikation zu der 
Versammlung zuzuschalten 
und ihnen ist auf Verlangen 
über die Videokommunikation 
das Wort zu erteilen. 3Nach § 
130a Absatz 1 und 2 des 
Aktiengesetzes eingereichte 
Stellungnahmen, nach § 131 
Absatz 1a und 1b des 
Aktiengesetzes eingereichte 
Fragen sowie die zu diesen 
Fragen vor der Versammlung 
gegebenen Antworten sind 
den Vertretern zugänglich zu 
machen. 4Die Vertreter dürfen 
anstelle der Zuschaltung im 
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Hauptversammlung teilnehmen, 
sofern sie dies für erforderlich halten. 

Wege der 
Videokommunikation am Ort 
der Hauptversammlung 
teilnehmen, sofern sie dies für 
erforderlich halten. 

Im Hinblick auf eine Angleichung der 
bewährten Aufsichtspraktiken haben 
die Mitarbeiter der Europäischen 
Aufsichtsbehörde für das 
Versicherungswesen und die 
betriebliche Altersversorgung gemäß 
Artikel 21 Absatz 1 der Verordnung 
(EU) Nr. 1094/2010 des 
Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 24. November 2010 zur 
Errichtung einer Europäischen 
Aufsichtsbehörde (Europäische 
Aufsichtsbehörde für das 
Versicherungswesen und die 
betriebliche Altersversorgung), zur 
Änderung des Beschlusses Nr. 
716/2009/EG und zur Aufhebung des 
Beschlusses 2009/79/EG der 
Kommission (ABl. L 331 vom 
15.12.2010, S. 48) das Recht, sich 
an Prüfungen der in der Richtlinie 
2009/138/EG genannten 
Aufsichtskollegien in den 
Geschäftsräumen der 
Versicherungsunternehmen zu 
beteiligen, die gemeinsam von der 
Aufsichtsbehörde und mindestens 
einer zuständigen Behörde eines 
anderen Mitglied- oder 
Vertragsstaats durchgeführt werden. 

Im Hinblick auf eine Angleichung der 
bewährten Aufsichtspraktiken haben 
die Mitarbeiter der Europäischen 
Aufsichtsbehörde für das 
Versicherungswesen und die 
betriebliche Altersversorgung gemäß 
Artikel 21 Absatz 1 der Verordnung 
(EU) Nr. 1094/2010 des 
Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 24. November 2010 zur 
Errichtung einer Europäischen 
Aufsichtsbehörde (Europäische 
Aufsichtsbehörde für das 
Versicherungswesen und die 
betriebliche Altersversorgung), zur 
Änderung des Beschlusses Nr. 
716/2009/EG und zur Aufhebung 
des Beschlusses 2009/79/EG der 
Kommission (ABl. L 331 vom 
15.12.2010, S. 48) das Recht, sich 
an Prüfungen der in der Richtlinie 
2009/138/EG genannten 
Aufsichtskollegien in den 
Geschäftsräumen der 
Versicherungsunternehmen zu 
beteiligen, die gemeinsam von der 
Aufsichtsbehörde und mindestens 
einer zuständigen Behörde eines 
anderen Mitglied- oder 
Vertragsstaats durchgeführt werden. 

Im Hinblick auf eine Angleichung der 
bewährten Aufsichtspraktiken haben 
die Mitarbeiter der Europäischen 
Aufsichtsbehörde für das 
Versicherungswesen und die 
betriebliche Altersversorgung gemäß 
Artikel 21 Absatz 1 der Verordnung 
(EU) Nr. 1094/2010 des 
Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 24. November 2010 zur 
Errichtung einer Europäischen 
Aufsichtsbehörde (Europäische 
Aufsichtsbehörde für das 
Versicherungswesen und die 
betriebliche Altersversorgung), zur 
Änderung des Beschlusses Nr. 
716/2009/EG und zur Aufhebung des 
Beschlusses 2009/79/EG der 
Kommission (ABl. L 331 vom 
15.12.2010, S. 48) das Recht, sich an 
Prüfungen der in der Richtlinie 
2009/138/EG genannten 
Aufsichtskollegien in den 
Geschäftsräumen der 
Versicherungsunternehmen zu 
beteiligen, die gemeinsam von der 
Aufsichtsbehörde und mindestens 
einer zuständigen Behörde eines 
anderen Mitglied- oder 
Vertragsstaats durchgeführt werden. 

Im Hinblick auf eine 
Angleichung der bewährten 
Aufsichtspraktiken haben die 
Mitarbeiter der Europäischen 
Aufsichtsbehörde für das 
Versicherungswesen und die 
betriebliche Altersversorgung 
gemäß Artikel 21 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) Nr. 
1094/2010 des Europäischen 
Parlaments und des Rates 
vom 24. November 2010 zur 
Errichtung einer Europäischen 
Aufsichtsbehörde 
(Europäische 
Aufsichtsbehörde für das 
Versicherungswesen und die 
betriebliche 
Altersversorgung), zur 
Änderung des Beschlusses 
Nr. 716/2009/EG und zur 
Aufhebung des Beschlusses 
2009/79/EG der Kommission 
(ABl. L 331 vom 15.12.2010, 
S. 48) das Recht, sich an 
Prüfungen der in der Richtlinie 
2009/138/EG genannten 
Aufsichtskollegien in den 
Geschäftsräumen der 
Versicherungsunternehmen 
zu beteiligen, die gemeinsam 
von der Aufsichtsbehörde und 
mindestens einer zuständigen 
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Behörde eines anderen 
Mitglied- oder Vertragsstaats 
durchgeführt werden. 

(2) Die Aufsichtsbehörde hat die 
Rechte nach Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 und 3 auch 
gegenüber 

(2) Die Aufsichtsbehörde hat die 
Rechte nach Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 und 3 auch 
gegenüber 

(2) Die Aufsichtsbehörde hat die 
Rechte nach Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 und 3 auch 
gegenüber 

(2) Die Aufsichtsbehörde hat die 
Rechte nach Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 und 3 auch 
gegenüber 

1. Personen und 
Unternehmen, die als 
Versicherungsvertreter oder 
Versicherungsmakler an ein 
Versicherungsunternehmen 
Versicherungsverträge 
vermitteln oder vermittelt 
haben, 

1. Personen und 
Unternehmen, die als 
Versicherungsvertreter oder 
Versicherungsmakler an ein 
Versicherungsunternehmen 
Versicherungsverträge 
vermitteln oder vermittelt 
haben, 

1. Personen und Unternehmen, 
die als 
Versicherungsvertreter oder 
Versicherungsmakler an ein 
Versicherungsunternehmen 
Versicherungsverträge 
vermitteln oder vermittelt 
haben, 

1. Personen und 
Unternehmen, die als 
Versicherungsvertreter 
oder 
Versicherungsmakler an 
ein 
Versicherungsunternehm
en Versicherungsverträge 
vermitteln oder vermittelt 
haben, 

2. Personen und 
Unternehmen, auf die ein 
Versicherungsunternehmen 
Funktionen oder Tätigkeiten 
ausgegliedert hat, 

2. Personen und 
Unternehmen, auf die ein 
Versicherungsunternehmen 
Funktionen oder Tätigkeiten 
ausgegliedert hat, 

2. Personen und Unternehmen, 
auf die ein 
Versicherungsunternehmen 
Funktionen oder Tätigkeiten 
ausgegliedert hat, 

2. Personen und 
Unternehmen, auf die ein 
Versicherungsunternehm
en Funktionen oder 
Tätigkeiten ausgegliedert 
hat, 

3. Personen und 
Unternehmen, die eine 
Beteiligungsabsicht nach § 
17 Absatz 1 Nummer 1 
angezeigt haben oder die im 
Rahmen eines 
Erlaubnisantrags nach § 9 
als Inhaber bedeutender 
Beteiligungen angegeben 
werden, 

3. Personen und 
Unternehmen, die eine 
Beteiligungsabsicht nach § 
17 Absatz 1 Nummer 1 
angezeigt haben oder die im 
Rahmen eines 
Erlaubnisantrags nach § 9 
als Inhaber bedeutender 
Beteiligungen angegeben 
werden, 

3. Personen und Unternehmen, 
die eine Beteiligungsabsicht 
nach § 17 Absatz 1 Nummer 
1 angezeigt haben oder die 
im Rahmen eines 
Erlaubnisantrags nach § 9 
als Inhaber bedeutender 
Beteiligungen angegeben 
werden, 

3. Personen und 
Unternehmen, die eine 
Beteiligungsabsicht nach 
§ 17 Absatz 1 Nummer 1 
angezeigt haben oder die 
im Rahmen eines 
Erlaubnisantrags nach § 9 
als Inhaber bedeutender 
Beteiligungen angegeben 
werden, 
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4. den Inhabern einer 
bedeutenden Beteiligung an 
einem 
Versicherungsunternehmen 
und den von ihnen 
kontrollierten Unternehmen, 

4. den Inhabern einer 
bedeutenden Beteiligung an 
einem 
Versicherungsunternehmen 
und den von ihnen 
kontrollierten Unternehmen, 

4. den Inhabern einer 
bedeutenden Beteiligung an 
einem 
Versicherungsunternehmen 
und den von ihnen 
kontrollierten Unternehmen, 

4. den Inhabern einer 
bedeutenden Beteiligung 
an einem 
Versicherungsunternehm
en und den von ihnen 
kontrollierten 
Unternehmen, 

5. Personen und 
Unternehmen, bei denen 
Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, dass es sich 
um Personen oder 
Unternehmen im Sinne der 
Nummer 4 handelt, und 

5. Personen und 
Unternehmen, bei denen 
Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, dass es sich 
um Personen oder 
Unternehmen im Sinne der 
Nummer 4 handelt, und 

5. Personen und Unternehmen, 
bei denen Tatsachen die 
Annahme rechtfertigen, dass 
es sich um Personen oder 
Unternehmen im Sinne der 
Nummer 4 handelt, und 

5. Personen und 
Unternehmen, bei denen 
Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, dass es sich 
um Personen oder 
Unternehmen im Sinne 
der Nummer 4 handelt, 
und 

6. Personen und 
Unternehmen, die mit einer 
Person oder einem 
Unternehmen im Sinne der 
Nummern 3 bis 5 nach § 15 
des Aktiengesetzes 
verbunden sind. 

6. Personen und 
Unternehmen, die mit einer 
Person oder einem 
Unternehmen im Sinne der 
Nummern 3 bis 5 nach § 15 
des Aktiengesetzes 
verbunden sind. 

6. Personen und Unternehmen, 
die mit einer Person oder 
einem Unternehmen im 
Sinne der Nummern 3 bis 5 
nach § 15 des 
Aktiengesetzes verbunden 
sind. 

6. Personen und 
Unternehmen, die mit 
einer Person oder einem 
Unternehmen im Sinne 
der Nummern 3 bis 5 nach 
§ 15 des Aktiengesetzes 
verbunden sind. 

Für die Fälle des Satzes 1 Nummer 1 
gilt dies nur insoweit, als es für die 
Beurteilung des Geschäftsbetriebs 
und der Vermögenslage des 
Versicherungsunternehmens oder 
der Erfüllung der Pflichten nach den 
§§ 53 bis 56 oder den Vorschriften 
des Geldwäschegesetzes durch ein 
Versicherungsunternehmen im 
Sinne des § 52 bedeutsam ist. 
Gegenüber den in Satz 1 Nummer 3 
bis 6 genannten Personen und 
Unternehmen kann die 
Aufsichtsbehörde Maßnahmen nach 

Für die Fälle des Satzes 1 Nummer 
1 gilt dies nur insoweit, als es für die 
Beurteilung des Geschäftsbetriebs 
und der Vermögenslage des 
Versicherungsunternehmens oder 
der Erfüllung der Pflichten nach den 
§§ 53 bis 56 oder den Vorschriften 
des Geldwäschegesetzes durch ein 
Versicherungsunternehmen im 
Sinne des § 52 bedeutsam ist. 
Gegenüber den in Satz 1 Nummer 3 
bis 6 genannten Personen und 
Unternehmen kann die 
Aufsichtsbehörde Maßnahmen nach 

Für die Fälle des Satzes 1 Nummer 1 
gilt dies nur insoweit, als es für die 
Beurteilung des Geschäftsbetriebs 
und der Vermögenslage des 
Versicherungsunternehmens oder 
der Erfüllung der Pflichten nach den 
§§ 53 bis 56 oder den Vorschriften 
des Geldwäschegesetzes durch ein 
Versicherungsunternehmen im Sinne 
des § 52 bedeutsam ist. Gegenüber 
den in Satz 1 Nummer 3 bis 6 
genannten Personen und 
Unternehmen kann die 
Aufsichtsbehörde Maßnahmen nach 

Für die Fälle des Satzes 1 
Nummer 1 gilt dies nur 
insoweit, als es für die 
Beurteilung des 
Geschäftsbetriebs und der 
Vermögenslage des 
Versicherungsunternehmens 
oder der Erfüllung der 
Pflichten nach den §§ 53 bis 
56 oder den Vorschriften des 
Geldwäschegesetzes durch 
ein 
Versicherungsunternehmen 
im Sinne des § 52 bedeutsam 
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Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 und 5 
ergreifen, wenn Anhaltspunkte für 
einen Untersagungsgrund nach § 18 
Absatz 1 Nummer 1 bis 6 und Absatz 
2 vorliegen. 

Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 und 5 
ergreifen, wenn Anhaltspunkte für 
einen Untersagungsgrund nach § 18 
Absatz 1 Nummer 1 bis 6 und Absatz 
2 vorliegen. 

Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 und 5 
ergreifen, wenn Anhaltspunkte für 
einen Untersagungsgrund nach § 18 
Absatz 1 Nummer 1 bis 6 und Absatz 
2 vorliegen. 

ist. Gegenüber den in Satz 1 
Nummer 3 bis 6 genannten 
Personen und Unternehmen 
kann die Aufsichtsbehörde 
Maßnahmen nach Absatz 1 
Satz 1 Nummer 4 und 5 
ergreifen, wenn 
Anhaltspunkte für einen 
Untersagungsgrund nach § 18 
Absatz 1 Nummer 1 bis 6 und 
Absatz 2 vorliegen. 

(3) Beabsichtigt die 
Aufsichtsbehörde in 
Wahrnehmung der 
Finanzaufsicht in den 
Geschäftsräumen einer 
Niederlassung nach § 58, einer 
Niederlassung eines 
Rückversicherungsunternehmen
s oder in den Geschäftsräumen 
eines Dienstleisters, auf den ein 
Versicherungsunternehmen 
Tätigkeiten ausgegliedert hat, 
durch eigenes Personal oder 
durch Beauftragte Prüfungen 
vorzunehmen, so unterrichtet sie 
hiervon die Aufsichtsbehörde 
des anderen Mitglied- oder 
Vertragsstaats. Wird der 
Aufsichtsbehörde untersagt, ihr 
Recht auf Durchführung dieser 
Prüfungen vor Ort 
wahrzunehmen oder ist es ihr 
tatsächlich nicht möglich, an der 
Prüfung teilzunehmen, kann sie 
gemäß Artikel 19 der 
Verordnung (EU) Nr. 1094/2010 
die Europäische 

(3) Beabsichtigt die 
Aufsichtsbehörde in 
Wahrnehmung der 
Finanzaufsicht in den 
Geschäftsräumen einer 
Niederlassung nach § 58, einer 
Niederlassung eines 
Rückversicherungsunternehmen
s oder in den Geschäftsräumen 
eines Dienstleisters, auf den ein 
Versicherungsunternehmen 
Tätigkeiten ausgegliedert hat, 
durch eigenes Personal oder 
durch Beauftragte Prüfungen 
vorzunehmen, so unterrichtet sie 
hiervon die Aufsichtsbehörde 
des anderen Mitglied- oder 
Vertragsstaats. Wird der 
Aufsichtsbehörde untersagt, ihr 
Recht auf Durchführung dieser 
Prüfungen vor Ort 
wahrzunehmen oder ist es ihr 
tatsächlich nicht möglich, an der 
Prüfung teilzunehmen, kann sie 
gemäß Artikel 19 der 
Verordnung (EU) Nr. 1094/2010 
die Europäische 

(3) Beabsichtigt die 
Aufsichtsbehörde in 
Wahrnehmung der 
Finanzaufsicht in den 
Geschäftsräumen einer 
Niederlassung nach § 58, einer 
Niederlassung eines 
Rückversicherungsunternehmen
s oder in den Geschäftsräumen 
eines Dienstleisters, auf den ein 
Versicherungsunternehmen 
Tätigkeiten ausgegliedert hat, 
durch eigenes Personal oder 
durch Beauftragte Prüfungen 
vorzunehmen, so unterrichtet sie 
hiervon die Aufsichtsbehörde 
des anderen Mitglied- oder 
Vertragsstaats. Wird der 
Aufsichtsbehörde untersagt, ihr 
Recht auf Durchführung dieser 
Prüfungen vor Ort 
wahrzunehmen oder ist es ihr 
tatsächlich nicht möglich, an der 
Prüfung teilzunehmen, kann sie 
gemäß Artikel 19 der Verordnung 
(EU) Nr. 1094/2010 die 
Europäische Aufsichtsbehörde 

(3) Beabsichtigt die 
Aufsichtsbehörde in 
Wahrnehmung der 
Finanzaufsicht in den 
Geschäftsräumen einer 
Niederlassung nach § 58, 
einer Niederlassung eines 
Rückversicherungsunternehm
ens oder in den 
Geschäftsräumen eines 
Dienstleisters, auf den ein 
Versicherungsunternehmen 
Tätigkeiten ausgegliedert hat, 
durch eigenes Personal oder 
durch Beauftragte Prüfungen 
vorzunehmen, so unterrichtet 
sie hiervon die 
Aufsichtsbehörde des 
anderen Mitglied- oder 
Vertragsstaats. Wird der 
Aufsichtsbehörde untersagt, 
ihr Recht auf Durchführung 
dieser Prüfungen vor Ort 
wahrzunehmen oder ist es ihr 
tatsächlich nicht möglich, an 
der Prüfung teilzunehmen, 
kann sie gemäß Artikel 19 der 
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Aufsichtsbehörde für das 
Versicherungswesen und die 
betriebliche Altersversorgung mit 
der Angelegenheit befassen und 
um Unterstützung bitten. Die 
Aufsichtsbehörde kann die 
Prüfung eines Dienstleisters an 
die Aufsichtsbehörde des 
Mitglied- oder Vertragsstaats 
delegieren, in dem der 
Dienstleister ansässig ist. 

Aufsichtsbehörde für das 
Versicherungswesen und die 
betriebliche Altersversorgung mit 
der Angelegenheit befassen und 
um Unterstützung bitten. Die 
Aufsichtsbehörde kann die 
Prüfung eines Dienstleisters an 
die Aufsichtsbehörde des 
Mitglied- oder Vertragsstaats 
delegieren, in dem der 
Dienstleister ansässig ist. 

für das Versicherungswesen und 
die betriebliche Altersversorgung 
mit der Angelegenheit befassen 
und um Unterstützung bitten. Die 
Aufsichtsbehörde kann die 
Prüfung eines Dienstleisters an 
die Aufsichtsbehörde des 
Mitglied- oder Vertragsstaats 
delegieren, in dem der 
Dienstleister ansässig ist. 

Verordnung (EU) Nr. 
1094/2010 die Europäische 
Aufsichtsbehörde für das 
Versicherungswesen und die 
betriebliche Altersversorgung 
mit der Angelegenheit 
befassen und um 
Unterstützung bitten. Die 
Aufsichtsbehörde kann die 
Prüfung eines Dienstleisters 
an die Aufsichtsbehörde des 
Mitglied- oder Vertragsstaats 
delegieren, in dem der 
Dienstleister ansässig ist. 

(4) Soweit es zur Feststellung der 
Art oder des Umfangs der 
Geschäfte oder Tätigkeiten 
erforderlich ist, darf die 
Aufsichtsbehörde Prüfungen in 
den Räumen der gemäß § 305 
Absatz 3 und 4 auskunfts- und 
vorlagepflichtigen Personen und 
Unternehmen vornehmen. 

(4) Soweit es zur Feststellung der 
Art oder des Umfangs der 
Geschäfte oder Tätigkeiten 
erforderlich ist, darf die 
Aufsichtsbehörde Prüfungen in 
den Räumen der gemäß § 305 
Absatz 3 und 4 auskunfts- und 
vorlagepflichtigen Personen und 
Unternehmen vornehmen. 

(4) Soweit es zur Feststellung der 
Art oder des Umfangs der 
Geschäfte oder Tätigkeiten 
erforderlich ist, darf die 
Aufsichtsbehörde Prüfungen in 
den Räumen der gemäß § 305 
Absatz 3 und 4 auskunfts- und 
vorlagepflichtigen Personen und 
Unternehmen vornehmen. 

(4) Soweit es zur Feststellung der 
Art oder des Umfangs der 
Geschäfte oder Tätigkeiten 
erforderlich ist, darf die 
Aufsichtsbehörde Prüfungen 
in den Räumen der gemäß § 
305 Absatz 3 und 4 auskunfts- 
und vorlagepflichtigen 
Personen und Unternehmen 
vornehmen. 

(5) Die Bediensteten der 
Aufsichtsbehörde und die nach 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 
beteiligten oder beauftragten 
Personen dürfen für Prüfungen 
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
und 2 in den Fällen des Absatzes 
1 Satz 1 Nummer 4 und des 
Absatzes 4 die Geschäftsräume 
des geprüften Unternehmens 
innerhalb der üblichen Betriebs- 
und Geschäftszeiten betreten 
und besichtigen, im Fall des 

(5) Die Bediensteten der 
Aufsichtsbehörde und die nach 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 
beteiligten oder beauftragten 
Personen dürfen für Prüfungen 
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
und 2 in den Fällen des Absatzes 
1 Satz 1 Nummer 4 und des 
Absatzes 4 die Geschäftsräume 
des geprüften Unternehmens 
innerhalb der üblichen Betriebs- 
und Geschäftszeiten betreten 
und besichtigen, im Fall des 

(5) Die Bediensteten der 
Aufsichtsbehörde und die nach 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 
beteiligten oder beauftragten 
Personen dürfen für Prüfungen 
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
und 2 in den Fällen des Absatzes 
1 Satz 1 Nummer 4 und des 
Absatzes 4 die Geschäftsräume 
des geprüften Unternehmens 
innerhalb der üblichen Betriebs- 
und Geschäftszeiten betreten 
und besichtigen, im Fall des 

(5) Die Bediensteten der 
Aufsichtsbehörde und die 
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 
3 beteiligten oder 
beauftragten Personen dürfen 
für Prüfungen nach Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 und 2 in den 
Fällen des Absatzes 1 Satz 1 
Nummer 4 und des Absatzes 
4 die Geschäftsräume des 
geprüften Unternehmens 
innerhalb der üblichen 
Betriebs- und Geschäftszeiten 
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Absatzes 4 auch durchsuchen. 
Zur Verhütung dringender 
Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung dürfen 
sie diese Räume auch außerhalb 
der üblichen Betriebs- und 
Geschäftszeiten betreten und 
besichtigen; unter dieser 
Voraussetzung dürfen sie auch 
Räume betreten und 
besichtigen, die zugleich als 
Wohnung dienen. 

Absatzes 4 auch durchsuchen. 
Zur Verhütung dringender 
Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung dürfen 
sie diese Räume auch außerhalb 
der üblichen Betriebs- und 
Geschäftszeiten betreten und 
besichtigen; unter dieser 
Voraussetzung dürfen sie auch 
Räume betreten und 
besichtigen, die zugleich als 
Wohnung dienen. 

Absatzes 4 auch durchsuchen. 
Zur Verhütung dringender 
Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung dürfen 
sie diese Räume auch außerhalb 
der üblichen Betriebs- und 
Geschäftszeiten betreten und 
besichtigen; unter dieser 
Voraussetzung dürfen sie auch 
Räume betreten und besichtigen, 
die zugleich als Wohnung 
dienen. 

betreten und besichtigen, im 
Fall des Absatzes 4 auch 
durchsuchen. Zur Verhütung 
dringender Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit und 
Ordnung dürfen sie diese 
Räume auch außerhalb der 
üblichen Betriebs- und 
Geschäftszeiten betreten und 
besichtigen; unter dieser 
Voraussetzung dürfen sie 
auch Räume betreten und 
besichtigen, die zugleich als 
Wohnung dienen. 

(6) Durchsuchungen (6) Durchsuchungen (6) Durchsuchungen (6) Durchsuchungen 

1. von Geschäftsräumen, 
außer bei Gefahr im Verzug, 
und 

1. von Geschäftsräumen, 
außer bei Gefahr im Verzug, 
und 

1. von Geschäftsräumen, 
außer bei Gefahr im Verzug, 
und 

1. von Geschäftsräumen, 
außer bei Gefahr im 
Verzug, und 

2. von Räumen, die zugleich 
als Wohnung dienen, 

2. von Räumen, die zugleich 
als Wohnung dienen, 

2. von Räumen, die zugleich 
als Wohnung dienen, 

2. von Räumen, die zugleich 
als Wohnung dienen, 

sind durch den Richter anzuordnen. 
Zuständig ist das Amtsgericht, in 
dessen Bezirk sich die Räume 
befinden. Gegen die richterliche 
Entscheidung ist die Beschwerde 
zulässig; die §§ 306 bis 310 und 
311a der Strafprozessordnung sind 
entsprechend anzuwenden. Über die 
Durchsuchung ist eine Niederschrift 
zu fertigen. Sie muss die 
verantwortliche Dienststelle, den 
Grund, die Zeit und den Ort der 
Durchsuchung und ihr Ergebnis 
sowie, falls keine richterliche 
Anordnung ergangen ist, auch die 

sind durch den Richter anzuordnen. 
Zuständig ist das Amtsgericht, in 
dessen Bezirk sich die Räume 
befinden. Gegen die richterliche 
Entscheidung ist die Beschwerde 
zulässig; die §§ 306 bis 310 und 
311a der Strafprozessordnung sind 
entsprechend anzuwenden. Über die 
Durchsuchung ist eine Niederschrift 
zu fertigen. Sie muss die 
verantwortliche Dienststelle, den 
Grund, die Zeit und den Ort der 
Durchsuchung und ihr Ergebnis 
sowie, falls keine richterliche 
Anordnung ergangen ist, auch die 

sind durch den Richter anzuordnen. 
Zuständig ist das Amtsgericht, in 
dessen Bezirk sich die Räume 
befinden. Gegen die richterliche 
Entscheidung ist die Beschwerde 
zulässig; die §§ 306 bis 310 und 311a 
der Strafprozessordnung sind 
entsprechend anzuwenden. Über die 
Durchsuchung ist eine Niederschrift 
zu fertigen. Sie muss die 
verantwortliche Dienststelle, den 
Grund, die Zeit und den Ort der 
Durchsuchung und ihr Ergebnis 
sowie, falls keine richterliche 
Anordnung ergangen ist, auch die 

sind durch den Richter 
anzuordnen. Zuständig ist das 
Amtsgericht, in dessen Bezirk 
sich die Räume befinden. 
Gegen die richterliche 
Entscheidung ist die 
Beschwerde zulässig; die §§ 
306 bis 310 und 311a der 
Strafprozessordnung sind 
entsprechend anzuwenden. 
Über die Durchsuchung ist 
eine Niederschrift zu fertigen. 
Sie muss die verantwortliche 
Dienststelle, den Grund, die 
Zeit und den Ort der 
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Tatsachen enthalten, welche die 
Annahme einer Gefahr im Verzug 
begründet haben. 

Tatsachen enthalten, welche die 
Annahme einer Gefahr im Verzug 
begründet haben. 

Tatsachen enthalten, welche die 
Annahme einer Gefahr im Verzug 
begründet haben. 

Durchsuchung und ihr 
Ergebnis sowie, falls keine 
richterliche Anordnung 
ergangen ist, auch die 
Tatsachen enthalten, welche 
die Annahme einer Gefahr im 
Verzug begründet haben. 

(7) Die Bediensteten der 
Aufsichtsbehörde können 
Gegenstände beschlagnahmen, 
die als Beweismittel für die 
Ermittlung des Sachverhalts von 
Bedeutung sein können. 

(7) Die Bediensteten der 
Aufsichtsbehörde können 
Gegenstände beschlagnahmen, 
die als Beweismittel für die 
Ermittlung des Sachverhalts von 
Bedeutung sein können. 

(7) Die Bediensteten der 
Aufsichtsbehörde können 
Gegenstände beschlagnahmen, 
die als Beweismittel für die 
Ermittlung des Sachverhalts von 
Bedeutung sein können. 

(7) Die Bediensteten der 
Aufsichtsbehörde können 
Gegenstände 
beschlagnahmen, die als 
Beweismittel für die Ermittlung 
des Sachverhalts von 
Bedeutung sein können. 

(8) Die Betroffenen haben 
Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 
1 Nummer 1 bis 3, Satz 2 sowie 
nach den Absätzen 2, 4, 5 und 7 
zu dulden. Das Grundrecht auf 
Unverletzlichkeit der Wohnung 
(Artikel 13 Absatz 1 des 
Grundgesetzes) wird insoweit 
eingeschränkt. 

(8) Die Betroffenen haben 
Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 
1 Nummer 1 bis 3, Satz 2 sowie 
nach den Absätzen 2, 4, 5 und 7 
zu dulden. Das Grundrecht auf 
Unverletzlichkeit der Wohnung 
(Artikel 13 Absatz 1 des 
Grundgesetzes) wird insoweit 
eingeschränkt. 

(8) Die Betroffenen haben 
Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 
1 Nummer 1 bis 3, Satz 2 sowie 
nach den Absätzen 2, 4, 5 und 7 
zu dulden. Das Grundrecht auf 
Unverletzlichkeit der Wohnung 
(Artikel 13 Absatz 1 des 
Grundgesetzes) wird insoweit 
eingeschränkt. 

(8) Die Betroffenen haben 
Maßnahmen nach Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 bis 3, Satz 2 
sowie nach den Absätzen 2, 4, 
5 und 7 zu dulden. Das 
Grundrecht auf 
Unverletzlichkeit der 
Wohnung (Artikel 13 Absatz 1 
des Grundgesetzes) wird 
insoweit eingeschränkt. 
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  § ... [einsetzen: nächster bei der 
Verkündung freier Paragraph 
mit Zählbezeichnung] 
Übergangsvorschrift zum 
Gesetz zur Einführung virtueller 
Hauptversammlungen von 
Aktiengesellschaften. 

 § ... [einsetzen: nächster bei der 
Verkündung freier Paragraph 
mit Zählbezeichnung] 
Übergangsvorschrift zum 
Gesetz zur Einführung virtueller 
Hauptversammlungen von 
Aktiengesellschaften und 
weiterer Vorschriften. 

§ ... [einsetzen: nächster bei 
der Verkündung freier 
Paragraph mit 
Zählbezeichnung] 
Übergangsvorschrift zum 
Gesetz zur Einführung 
virtueller Hauptversammlungen 
von Aktiengesellschaften und 
Änderung genossenschafts- 
sowie insolvenz- und 
restrukturierungsrechtlicher 
Vorschriften. 

 (1) Für oberste Vertretungen, die bis 
einschließlich 31. August 2023 
einberufen werden, kann der 
Vorstand mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats entscheiden, dass 
die oberste Vertretung als 
virtuelle oberste Vertretung 
entsprechend § 118a des 
Aktiengesetzes abgehalten wird. 

(1) Für oberste Vertretungen, die bis 
einschließlich 31. August 2023 
einberufen werden, kann der 
Vorstand mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats entscheiden, dass 
die oberste Vertretung als 
virtuelle oberste Vertretung 
entsprechend § 118a des 
Aktiengesetzes abgehalten wird. 

(1) Für oberste Vertretungen, die 
bis einschließlich 31. August 
2023 einberufen werden, kann 
der Vorstand mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats 
entscheiden, dass die oberste 
Vertretung als virtuelle oberste 
Vertretung entsprechend § 
118a des Aktiengesetzes 
abgehalten wird. 

 (2) § 241 Nummer 2, § 242 Absatz 1 
und § 243 Absatz 3 Satz 1 
Nummer 3 des Aktiengesetzes in 
der ab dem ... [einsetzen: Datum 
des lnkrafttretens nach Artikel 5 
dieses Gesetzes] geltenden 
Fassung sind erstmals auf 
oberste Vertretungen 
anzuwenden, die ab dem ... 
[einsetzen: Datum des 
lnkrafttretens nach Artikel 5 
dieses Gesetzes] einberufen 
werden. 

(2) § 241 Nummer 2, § 242 Absatz 1 
und § 243 Absatz 3 Satz 1 
Nummer 3 des Aktiengesetzes in 
der ab dem ... [einsetzen: Datum 
des lnkrafttretens nach Artikel 10 
dieses Gesetzes] geltenden 
Fassung sind erstmals auf 
oberste Vertretungen 
anzuwenden, die ab dem ... 
[einsetzen: Datum des 
lnkrafttretens nach Artikel 10 
dieses Gesetzes] einberufen 
werden. 

(2) § 241 Nummer 2, § 242 
Absatz 1 und § 243 Absatz 3 
Satz 1 Nummer 4 des 
Aktiengesetzes in der 
ab dem … [einsetzen: Datum 
des Inkrafttretens nach Artikel 
14 dieses Gesetzes] 
geltenden Fassung sind 
erstmals auf oberste 
Vertretungen anzuwenden, 
die ab dem … [einsetzen: 
Datum des Inkrafttretens nach 
Artikel 14 dieses Gesetzes] 
einberufen werden. 



 

Baker McKenzie Synopse der gesetzlichen Regelungen zur virtuellen Hauptversammlung | 77 

Artikel 14  
Inkrafttreten 
(1) Die Artikel 7 bis 9 treten am 1. August 2022 in Kraft. 

(2) Artikel 11 Nummer 1 und Artikel 13 treten am 1. November 2022 in Kraft.  

(3) Im Übrigen tritt dieses Gesetz am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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Baker McKenzie hilft Mandanten im globalen Wettbewerb zu bestehen. 

Wir lösen komplexe rechtliche Probleme über Grenzen und Rechtsgebiete hinweg. Auf der Grundlage unserer seit 70 Jahren gelebten Unternehmenskultur 
sind unsere 13.000 Berufsträger und anderen Mitarbeiter nicht nur Experten in ihren lokalen Märkten, sondern haben breite Erfahrung in der 
grenzüberschreitenden Rechtsberatung. In vertrauensvoller Zusammenarbeit als Kollegen und Freunde sind wir unseren Mandanten verlässliche Partner. 
 
 
Baker McKenzie 
Rechtsanwaltsgesellschaft mbH 
von Rechtsanwälten und Steuerberatern 

Bethmannstraße 50-54 
60311 Frankfurt/Main 
Deutschland 

Tel: +49 (0) 69 2 99 08 0 
Fax: +49 (0) 69 2 99 08 108 

www.bakermckenzie.com 

Die Baker McKenzie Rechtsanwaltsgesellschaft mbH von Rechtsanwälten und Steuerberatern ist eingetragen beim Registergericht Frankfurt/Main (Sitz der Gesellschaft) HRB 123975. Sie ist assoziiert mit Baker & McKenzie 
International, einem Verein nach Schweizer Recht. Mitglieder von Baker & McKenzie International sind die weltweiten Baker McKenzie-Anwaltsgesellschaften. Der allgemeinen Übung von Beratungsunternehmen folgend, 
bezeichnen wir als "Partner" einen Berufsträger, der als Gesellschafter, führender Angestellter oder in vergleichbarer Funktion für uns oder ein Mitglied von Baker & McKenzie International tätig ist. Als "Büros" bezeichnen wir 
unsere Büros und die Kanzleistandorte der Mitglieder von Baker & McKenzie International. 
 
© 2022 Baker McKenzie Rechtsanwaltsgesellschaft mbH von Rechtsanwälten und Steuerberatern 
Alle Rechte vorbehalten 


